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Protokoll

über die 80. Sitzung vom 6. November 2013

Beginn: 10:00 Uhr

Präsident Guido Wolf: Meine Damen und Herren! Ich eröff-
ne die 80. Sitzung des 15. Landtags von Baden-Württemberg.

Aus dienstlichen Gründen entschuldigt hat sich Herr Minis-
ter Hermann. 

Meine Damen und Herren, wir haben heute zwei Geburtstags-
kinder unter uns. Zunächst einmal darf ich ganz herzlich un-
serer Kollegin, Frau Ministerin Altpeter, zu ihrem heutigen 
ganz besonderen Geburtstag gratulieren. Herzlichen Glück-
wunsch, liebe Frau Ministerin! 

(Beifall bei allen Fraktionen)

Herr Kollege Bayer, der sich gerade in die Schar der Gratu-
lanten eingereiht hat, hat heute ebenfalls Geburtstag. Im Na-
men des ganzen Hauses darf ich auch Ihnen, Herr Kollege 
Bayer, sehr herzlich gratulieren und Ihnen alles Gute wün-
schen. 

(Beifall bei allen Fraktionen)

Wir treten in die Tagesordnung ein. 

Ich rufe Punkt 1 der Tagesordnung auf: 

Antrag der Fraktion der CDU und Stellungnahme des Mi-
nisteriums für Verkehr und Infrastruktur – Fortführung 
und Förderung des Bahnprojektes Stuttgart–Ulm – 
Drucksache 15/4018 (geänderte Fassung)

Meine Damen und Herren, das Präsidium hat folgende Rede-
zeiten festgelegt: für die Begründung fünf Minuten und für 
die Aussprache fünf Minuten je Fraktion. 

Das Wort für die Begründung erteile ich Frau Kollegin Razavi. 

Abg. Nicole Razavi CDU: Herr Präsident, meine sehr geehr-
ten Damen und Herren! Ich stelle erstens fest: Der Minister 
für Verkehr und Infrastruktur ist nicht anwesend. 

(Abg. Thomas Blenke CDU: Toll!)

Zweitens stelle ich mit Blick auf die konkret gestellten Fra-
gen in unserem Antrag fest, dass wir, wie so oft, pauschal zu-
sammengefasste Antworten erhalten. Die Stellungnahmen er-
folgen jeweils gebündelt zu den Ziffern 1 bis 3, zu den Zif-
fern 4 bis 6 und zu den Ziffern 7 bis 10. Das ist eine grobe 
Missachtung des Parlaments und für uns inakzeptabel.

(Beifall bei der CDU und der FDP/DVP – Abg. Tho-
mas Blenke CDU: Das gilt aber nicht nur für Herrn 

Minister Hermann!)

Ich stelle weiter fest: Das populistische Wahlkampfgetöse des 
Bundesvorsitzenden der Grünen, Özdemir – Ausstieg aus 
Stuttgart 21 nach gewonnener Bundestagswahl samt Direkt-
mandat –, ist wie eine Seifenblase zerplatzt. Wirklich ernst 
haben ihn die Menschen in Stuttgart wohl nicht genommen. 
Aber das ist Schnee von gestern. 

(Beifall bei der CDU und Abgeordneten der FDP/
DVP)

Viel mehr als der Herr Kandidat interessiert uns, was diejeni-
gen zu dem Thema sagen, die einen Eid auf diese Verfassung 
geschworen und sich dem Wohl dieses Landes verpflichtet ha-
ben. Es ist einfach nicht zu fassen, was man da zu hören be-
kommt. Danach sind alle Beteuerungen des Ministerpräsiden-
ten zu Stuttgart 21 schlicht Makulatur. 

Was da jemand in vermeintlich geschütztem Raum, unter sei-
nesgleichen, munter ausplaudert, ist interessant, und es ist gleich-
zeitig bodenlos. Abhöranlagen und Geheimdienste braucht 
man nicht; YouTube reicht. Dort erfährt man bezüglich der 
Stuttgart-21-Entscheidungen – ich zitiere –: 

Es gibt knallfalsche Entscheidungen. Das wissen wir al-
le. Manchmal werden sie zurückgenommen; ich denke an 
die Atomenergie z. B. Manche werden dennoch durchge-
zogen. 

Zur wirtschaftlichen Entwicklung: 

Es gab die volkswirtschaftlichen Effekte – angeblich. Nun 
fangen wir damit mal an. Manchmal sind ja Unternehmer 
gar nicht so dumm. 

Wo Geld ausgegeben wird, entstehen immer wirtschaftli-
che Effekte, ob nun für S 21 oder andere Maßnahmen. Ich 
kann auch für 1 Milliarde einen Sandberg von 10 000 
Menschen hin und her schippen lassen. Dann habe ich 
auch volkswirtschaftliche Effekte. ... 

Durch Stuttgart 21 erhöht sich das Bruttoinlandsprodukt 
in Baden-Württemberg um 500 Millionen € per annum. 
... Also, es hält sich sehr in Grenzen.

(Abg. Friedlinde Gurr-Hirsch CDU: Was ist denn das 
für ein Geschwafel?)

500 Millionen € jährlich sind für ihn offenbar Peanuts. Mei-
ne Damen und Herren, das zeugt von echtem wirtschaftlichen 
Sachverstand. 

(Beifall bei der CDU und Abgeordneten der FDP/
DVP – Abg. Dr. Reinhard Löffler CDU: Jawohl!)
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Gesagt hat dies nicht irgendwer in der Hochzeit des Bahnhofs-
kampfs. Nein, wie auch alles Nachfolgende sagte dies ein füh-
render Beamter dieser Landesregierung, und zwar am 16. Sep-
tember bei einer Veranstaltung des DGB mit der Kaktus-Grup-
pe in der IHK. Die Veranstaltung hieß „Stuttgarts Wirtschaft 
diskutiert: Was leistet der Tiefbahnhof für den Standort Stutt-
gart?“ 

Das sagt und denkt der Ministerialdirektor im Ministerium für 
Verkehr und Infrastruktur, Hartmut Bäumer. 

(Abg. Helmut Rau CDU: Unglaublich!)

Diese Aufzeichnungen sind eine wahre Fundgrube an Un-
wahrheiten, an Behauptungen, die längst widerlegt sind, und 
schlicht an Dummheiten. 

(Abg. Helmut Walter Rüeck CDU: Das ist ja unglaub-
lich!)

Es wird noch besser. Ich zitiere: 

Für die Bahn rechnet sich das Ding nicht. 

Er weiß es also besser als der Aufsichtsrat der DB AG. 

(Abg. Beate Böhlen GRÜNE: Ja!)

Zum sechstgrößten Flughafen in Deutschland mit zehn Mil-
lionen Fluggästen pro Jahr sagt der MD und Vertreter des 
Mehrheitseigentümers: 

Dessen Bedeutung 

– es geht um den Flughafen Stuttgart –

wird aber nach wie vor überschätzt. Er bleibt ein sehr 
kleiner regionaler Flughafen. 

Das, meine Damen und Herren, ist landespolitischer Unsinn. 
Das ist ein einmaliger Vorgang. 

(Abg. Friedlinde Gurr-Hirsch CDU: So redet man ein 
Land schlecht!)

Dabei ist keine Rede davon, dass die Anbindung des Flugha-
fens eine EU-Vorgabe ist. 

Die Verknüpfung aller Verkehrsträger und die Bedeutung für 
Messe und Wirtschaft blendet er einfach aus, wenn er sagt: 

Selbst wenn jeder zweite Fluggast mit dem Zug käme, wä-
ren dies weniger als 1 % der Fahrgäste im VVS-Gebiet. 

Mit dieser Argumentation hätten wir hier im Land nicht nur 
bald keinen öffentlichen Verkehr mehr; vielmehr stellt er so-
gar die eigene Förderpolitik infrage. Die U-6-Anbindung und 
die S-2-Anbindung dürften schlicht und ergreifend nicht ge-
fördert werden. 

Er dementiert auch die Ergebnisse von Schlichtung und Stress-
test – Zitat –: 

Alle anderen Verbesserungen, Durchmesserlinien ..., hät-
ten auch mit einer Modernisierung des Kopfbahnhofs er-
reicht werden können, ...

Die Verbesserungen, die S 21 bringen kann, sind sehr, 
sehr beschränkt und im Grunde auf die Anbindung des 
Flughafens begrenzt. 

Wir alle wissen: Das ist falsch. 

(Beifall bei der CDU und Abgeordneten der FDP/
DVP)

Zur Leistungsfähigkeit von S 21 und Kombibahnhof sagt er 
– ich zitiere –: 

Wir sind der Meinung, dass die beiden Bahnhöfe in ext-
remer Auslastung in etwa das Gleiche leisten können. 

Weiter erfährt man: 

Dass die Aussage, er sei leistungsfähiger, der Tiefbahn-
hof, nicht richtig ist, da ziehe ich sofort mit. 

Dann sagt er noch: 

Und es reicht ..., dass man sagt, der ist keinesfalls leis-
tungsfähiger, um zu sagen: Das ist eine nicht gerechtfer-
tigte Investition ... 

Das, meine Damen und Herren, wurde am 16. September 2013 
gesagt. Das ist ein Rückfall in die Steinzeit – Schlichtung, 
Stresstest, Volksabstimmung hin oder her. 

Dann kommt der alte grüne Glaubenssatz, der große Verkehrs-
vertrag wäre in dieser Form nur wegen Stuttgart 21 abge-
schlossen worden. Zitat: 

Zur damaligen Zeit, als wir hier 10 bis 11 € pro Kilome-
ter zahlen mussten, haben die Bayern Verträge zwischen 
4 und 8 € gemacht – nur um mal die Dimension zu sehen, 
was da alles mitfinanziert wurde. 

Meine Damen und Herren, das ist schlicht unwahr. Baden-
Württemberg zahlt heute, nach der Dynamisierung von Tras-
senpreisen und Strompreisen, 11 € pro Kilometer. 2003 sind 
wir mit rund 7 € pro Kilometer gestartet. 

(Abg. Matthias Pröfrock CDU: Aha! – Abg. Konrad 
Epple CDU: Jetzet!)

Meine Damen und Herren, das alles ist ein grober Verstoß ge-
gen die Projektförderungspflicht des Landes, und es hat vor 
allem eine politische Dimension. 

(Beifall bei der CDU und Abgeordneten der FDP/
DVP)

Das ist nicht die Privatmeinung des Hartmut Bäumer. Diese 
falschen Behauptungen sind die offiziellen Auslassungen des 
Amtschefs im MVI und damit des Stellvertreters des Minis-
ters. Das sagt er auch selbst: 

Aber es ist klar, dass ich auch als Amtschef deutlich sa-
gen kann: Ich finde dieses Projekt falsch. 

Und:

Natürlich sind mir rechtlich als Amtschef auch zum Teil 
die Hände gebunden. 
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Um Himmels willen, was heißt das denn? Was für ein Amts- 
und Dienstverständnis, was für ein Demokratieverständnis 
gibt er hier preis? 

(Beifall bei der CDU und Abgeordneten der FDP/
DVP)

In der Konsequenz gibt es zwei Möglichkeiten: Entweder hat 
der MD gegen seine Neutralitätspflicht als Beamter versto-
ßen, weil er seine Amtsführung an den politischen Anschau-
ungen der Landesregierung ausrichten muss und nicht an sei-
nen privaten – dann erwarten wir heute von der Landesregie-
rung eine Distanzierung.

(Beifall bei der CDU und Abgeordneten der FDP/
DVP)

Oder aber bei dieser Regierung ist bei so viel widersprüchli-
cher Meinungsvielfalt überhaupt kein Verstoß möglich – dann 
wäre MD Bäumer für seine Ehrlichkeit zu loben, denn er ist 
nur das Sprachrohr seines Ministers. Alles, was er sagt, ist of-
fensichtlich gedeckt von der Hausspitze, und er ist auch klug 
genug, das immer wieder zu betonen.

Deshalb, meine Damen und Herren, trägt der Minister hierfür 
die alleinige Verantwortung. Dass er heute nicht da ist, ist 
wirklich ein Problem und vor allem sein Problem. Er müsste 
sich klar distanzieren und klar bekennen. 

(Abg. Hans-Ulrich Sckerl GRÜNE: Sag mal! Geht’s 
noch? Es war bekannt, dass er auf der Verkehrsmi-

nisterkonferenz ist, Frau Kollegin!)

Wahr ist, in diesem Ministerium wird weiter gegen dieses Pro-
jekt gearbeitet, und wahr bleibt, der Verstoß gegen die Pro-
jektförderungspflicht des Landes ist Absicht mit Doppelzün-
gigkeit und Täuschung. 

(Beifall bei der CDU und der FDP/DVP – Abg. Hans-
Ulrich Sckerl GRÜNE: Er ist doch auf der Verkehrs-

ministerkonferenz!)

Es ist einfach haarsträubend, wenn der Minister unsere Fra-
gen 1 bis 3 mit dem lapidaren Satz beantwortet, die Landes-
regierung akzeptiere die Volksabstimmung und wolle aus 
Stuttgart 21 nicht aussteigen, und auf die Fragen 7 bis 10 ant-
wortet, die Landesregierung strebe keine Kombilösung an, 
und seine eigenen Forderungen im Magazin „Kontext“, man 
müsse die Kombilösung als Option offenhalten und das letz-
te Wort sei noch lange nicht gesprochen, seien seine persön-
lichen Zukunftsüberlegungen. Das ist absoluter Quatsch. Das 
ist schizophren. Das geht gar nicht.

(Beifall bei der CDU und der FDP/DVP)

Die Planfeststellung verbietet einen Bahnhof halb oben, halb 
unten. Was Minister Hermann hier versucht, ist, eine Nieder-
lage zum halben Sieg zu stilisieren. Man kann nicht sagen: 
„Wir setzen Stuttgart 21 um, weil uns die Hände gebunden 
sind oder weil mir gerade einmal kein Schlupfloch einfällt.“ 
Das würde bedeuten, das Volk und die Mehrheit der Menschen 
wären zu dumm, die Wahrheit zu erkennen. Wie glaubwürdig 
ist diese Landesregierung?

(Abg. Dr. Friedrich Bullinger FDP/DVP: Gar nicht!)

Der Ministerpräsident hat gestern von einem Zwischentief ge-
sprochen. Das ist so ähnlich wie Kombibahnhof. Beides geht 
aber nicht. Fakt ist: Sie wollten oben bleiben, aber zwischen-
zeitlich sind Sie schlicht unterirdisch.

(Beifall bei der CDU und der FDP/DVP)

Präsident Guido Wolf: Für die Fraktion GRÜNE spricht der 
Kollege Schwarz.

Abg. Andreas Schwarz GRÜNE: Herr Präsident, liebe Kol-
leginnen und Kollegen! Im Grunde ist diese Debatte heute 
nicht notwendig, 

(Widerspruch bei der CDU)

denn es gibt für den Landtag von Baden-Württemberg in der 
Sache Stuttgart 21 bzw. Bahnprojekt Stuttgart–Ulm nichts 
Neues. 

(Abg. Volker Schebesta CDU: Dann hätte der MD be-
stimmt auch nichts gesagt!)

Es gibt für uns nichts zu entscheiden. Wenn es darum geht, 
Stuttgart 21 zu bauen, liegt der Ball eindeutig bei der Deut-
schen Bahn AG. Die Deutsche Bahn AG muss jetzt zeigen, 
dass sie in der Lage ist, 

(Zuruf des Abg. Volker Schebesta CDU)

Stuttgart 21 und die Neubaustrecke innerhalb des Zeit- und 
Kostenrahmens zu bauen. 

(Beifall bei den Grünen und Abgeordneten der SPD 
– Zuruf des Abg. Klaus Herrmann CDU)

Frau Kollegin, ich rate schon dazu, dass Sie einfach einmal 
Ihre Wortwahl überprüfen

(Abg. Friedlinde Gurr-Hirsch CDU: Das würde ich 
anderen Leuten raten!)

und dass Sie die parlamentarischen Gepflogenheiten Revue 
passieren lassen. Es ist guter Brauch, dass im Präsidium des 
Landtags zwischen den Fraktionsspitzen die Tagesordnungen 
abgestimmt werden. Zu diesem Zeitpunkt war Ihrer Frakti-
onsspitze bekannt, dass Verkehrsminister Hermann an diesen 
Plenartagen an der Verkehrsministerkonferenz teilnimmt. Das 
war Ihnen bekannt. 

(Beifall bei den Grünen und Abgeordneten der SPD)

Der Minister wird heute durch die Staatssekretärin ebenso 
kompetent vertreten.

(Abg. Peter Hauk CDU: Wo ist dann das Problem?)

Sie wird Ihnen zu Ihren Fragen noch einmal Auskunft geben. 

Im Übrigen beschäftigt sich die Verkehrsministerkonferenz 
heute mit der Verfahrensdauer beim Eisenbahn-Bundesamt. 
Ein großes Problem ist, dass der Bundesverkehrsminister, der 
dem Unionslager angehört, zu wenig Personal beim Eisen-
bahn-Bundesamt zur Verfügung stellt und deswegen das Ver-
fahren dort zu lange dauert. 

(Beifall bei den Grünen und Abgeordneten der SPD)
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Die Vorwürfe, die Sie immer wieder in den Raum stellen, der 
Minister oder führende Beamte seines Hauses kämen der Pro-
jektförderungspflicht nicht nach, entbehren jeder Grundlage.

(Abg. Nicole Razavi CDU: Die sind belegt!)

Frau Kollegin, Sie haben doch gar keine substanziellen Be-
weise.

(Widerspruch bei der CDU – Abg. Volker Schebesta 
CDU: Sieht die SPD das auch so?)

Das Einzige, was Sie haben, ist eine Rede, 

(Abg. Nicole Razavi CDU: Auf YouTube!)

die auf einer Veranstaltung gehalten wurde. 

(Abg. Nicole Razavi CDU: Was heißt denn da „das 
Einzige“?)

Aber im Handeln des Ministeriums, der Verwaltung, der Häu-
ser und der nachgeordneten Behörden gibt es kein einziges 
Indiz, dass irgendetwas verschleppt wurde. 

(Abg. Karl-Wilhelm Röhm CDU: Das zeigt doch die 
Gesinnung! – Zuruf des Abg. Dr. Reinhard Löffler 

CDU)

Wir hatten diese Debatte schon einmal. 

(Abg. Nicole Razavi CDU: Sagen Sie einmal, sind 
Sie eigentlich blind und naiv? – Gegenruf des Abg. 

Karl-Wilhelm Röhm CDU: Ja!)

Da hatte der Kollege Rülke versucht, Umweltminister Unter-
steller der Verschleppung des Projekts zu bezichtigen. Es ist 
ihm nicht gelungen, und ebenso wenig ist es Ihnen heute ge-
lungen, irgendjemandem eine Verschleppung von Verfahren 
nachzuweisen.

(Beifall bei den Grünen und Abgeordneten der SPD 
– Abg. Volker Schebesta CDU: Sehen die SPD und 

ihre Minister das genauso?)

Jetzt möchte ich aber schon noch einmal etwas sagen. Die 
Deutsche Bahn AG hat lange behauptet, sie könne das Projekt 
mit 4,5 Milliarden € verwirklichen. Auch Sie, Frau Kollegin, 
waren so blauäugig und haben das geglaubt. Ich zitiere Sie 
gern einmal vom 21. Juli 2011. Nicole Razavi:

Damals wie heute gab und gibt es keine Anhaltspunkte, 
die dafür sprechen, dass der Gesamtkostenrahmen von 
4,5 Milliarden € nicht gehalten werden kann.

(Zuruf von den Grünen: Hört, hört! – Abg. Nicole Ra-
zavi CDU: Das war damals auch so!)

Wie blauäugig konnten Sie denn sein? Ein großer politischer 
Irrtum, dem Sie schon damals aufgesessen sind.

(Beifall bei den Grünen und Abgeordneten der SPD 
– Abg. Nicole Razavi CDU: Sprechen Sie doch ein-

mal zum Thema!)

Die Deutsche Bahn musste im Jahr 2012 umfangreiche Kos-
tensteigerungen eingestehen. Wir, das Land, haben ganz klar 

gesagt: Es ist Aufgabe der Deutschen Bahn und des Bundes, 
die Gesamtfinanzierung sicherzustellen. Wir zahlen unseren 
Teil von 930 Millionen € für das Bahnprojekt. 

(Abg. Karl-Wilhelm Röhm CDU: Das stellt niemand 
infrage!)

Wir begleiten das Bahnprojekt konstruktiv und kritisch. Das 
werden wir weiter tun. 

(Abg. Friedlinde Gurr-Hirsch CDU: Ausweichmanö-
ver, Herr Kollege!)

Ich fordere Sie auf, dass Sie hier im Landtag von Baden-Würt-
temberg und auch gegenüber der Öffentlichkeit die Interessen 
der Steuerzahlerinnen und Steuerzahler aus Baden-Württem-
berg vertreten,

(Beifall bei den Grünen und Abgeordneten der SPD 
– Abg. Karl-Wilhelm Röhm CDU: Ja!)

dass Sie nämlich mit uns dafür stimmen, dass der Landesan-
teil auf diesen Betrag gedeckelt ist.

Jetzt will ich noch etwas zu den Bauarbeiten sagen, Frau Kol-
legin. Wir beobachten die Bauarbeiten sehr konstruktiv und 
kritisch. 

(Zuruf von der CDU)

Es geht voran. Es ist nicht Aufgabe des Landes oder der Lan-
desregierung, zu bauen, sondern das macht die Deutsche 
Bahn AG. Wir sehen aber auch, dass es während des Baube-
triebs noch Verbesserungspotenzial gibt. Ich nenne nur das 
Thema „Pünktlichkeit von Zügen“. Vielleicht ist es der einen 
oder anderen Kollegin oder dem einen oder anderen Kollegen 
heute auch so gegangen, dass ihr Regionalzug in Stuttgart wie-
der einmal nicht pünktlich war.

(Abg. Nicole Razavi CDU: Thema verfehlt!)

Das ist ein Thema, an dem die Deutsche Bahn AG noch ar-
beiten muss, damit über diese lange Bauzeit die Pünktlichkeit 
der Züge gewährleistet ist, sodass die Fahrgäste pünktlich in 
Stuttgart eintreffen und gegebenenfalls die Anschlusszüge er-
reichen.

(Beifall bei den Grünen und Abgeordneten der SPD 
– Abg. Friedlinde Gurr-Hirsch CDU: Reden Sie doch 
mal zum Thema! – Gegenruf der Abg. Andrea Lind-

lohr GRÜNE) 

Jetzt nehme ich noch einmal Bezug auf Ihren Antrag Druck-
sache 15/4018 (geänderte Fassung). Darin haben Sie ja auch 
gute Fragen gestellt. In der Beantwortung der Fragen 4 bis 6 
führt die Landesregierung aus – ich zitiere –:

Die Landesregierung ist unabhängig davon der Auffas-
sung, dass bei der Finanzierung der Bundesschienenwe-
ge gerade in Baden-Württemberg ein hoher Nachholbe-
darf besteht.

Wir sind der Landesregierung dankbar für diese Aussage. Wir 
sind Ihnen dankbar, dass Sie das abgefragt haben, denn es gibt 
tatsächlich diesen hohen Nachholbedarf. Ich erwähne in aller 
Kürze die Projekte: Elektrifizierung der Südbahn, Abschluss 
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des Finanzierungsvertrags; mehr Tempo beim Ausbau der 
Rheintalbahn, menschen- und umweltfreundlicher Ausbau der 
Rheintalbahn; Elektrifizierung der Hochrheinbahn; Ausbau 
der Gäubahn und weitere Projekte. Ich bin gespannt, wie weit 
Ihr Einfluss auf die Arbeitsgruppe Verkehr der in Koalitions-
verhandlungen stehenden Parteien in Berlin reicht, ob wir 
nachher im Koalitionsvertrag der neuen Bundesregierung 

(Abg. Nicole Razavi CDU: Sagen Sie doch einmal 
etwas zu Herrn Bäumer!)

tatsächlich auch eine Finanzierungszusage für die Schienen-
projekte in Baden-Württemberg erhalten oder ob nachher nur 
heiße Luft übrig bleibt. Da können Sie zeigen, ob Sie tatsäch-
lich für den Schienenverkehr sind.

(Beifall bei den Grünen und Abgeordneten der SPD)

Präsident Guido Wolf: Für die SPD-Fraktion spricht Kolle-
ge Claus Schmiedel.

(Zuruf des Abg. Dr. Friedrich Bullinger FDP/DVP)

Abg. Claus Schmiedel SPD: Herr Präsident, liebe Kollegin-
nen und Kollegen! Zunächst einmal muss ich sagen, Frau Ra-
zavi, dass ich es für einen schlechten demokratischen Stil hal-
te, dem Verkehrsminister vorzuwerfen, dass er heute nicht da 
ist. Wir erwarten von ihm geradezu, dass er in dieser Phase 
der Koalitionsverhandlungen in Berlin

(Abg. Nicole Razavi CDU: Er hätte auch zwei Stun-
den später fahren können!)

noch einmal zusammen mit den anderen Verkehrsministern 
den Beschluss bekräftigt und darauf hinwirkt, dass es mehr 
Geld vom Bund für die Verkehrsinfrastruktur der Länder gibt. 
Es ist sein Job, sich für diese Verkehrsinfrastruktur einzuset-
zen, und das macht er. Deshalb sollte man ihm das nicht vor-
werfen.

(Beifall bei der SPD und den Grünen)

Jetzt zu der Frage, was der Stein des Anstoßes ist. Der Stein 
des Anstoßes sind, wie es in der Stellungnahme der Regierung 
heißt, „rein persönliche Zukunftsüberlegungen“ des Minis-
ters. Zukunftsüberlegungen für das Jahr 2021: Stuttgart 21 ist 
fertig, aus Berlin kommt die dann amtierende Kanzlerin Han-
nelore Kraft mit dem ICE zur Einweihung. 

(Vereinzelt Heiterkeit – Lachen bei der CDU – Abg. 
Helmut Walter Rüeck CDU: Und der Ministerpräsi-
dent Schmiedel begrüßt sie, oder was? – Abg. Volker 
Schebesta CDU: Weiß das Herr Gabriel? – Zuruf von 
der CDU: Das wäre doch furchtbar! – Weitere Zuru-

fe)

Sie fährt dann über die Neubaustrecke nach Stuttgart hinein, 
und in Feuerbach, wo es in den Tunnel zum Tiefbahnhof geht, 
verpasst sie den Tunnel und landet im Kopfbahnhof.

(Zuruf des Abg. Thaddäus Kunzmann CDU)

Dort steht der dann amtierende Verkehrsminister und sagt: 
„Überraschung, Überraschung!“

So wird es nicht sein. 

(Beifall bei der CDU und der FDP/DVP – Abg. Ni-
cole Razavi CDU: Ach so! – Abg. Karl-Wilhelm Röhm 
CDU: Sagen Sie doch, wie es sein wird, Herr Kolle-

ge! – Weitere Zurufe)

Wenn die Bundeskanzlerin dann zur Einweihung kommt, wird 
sie die Ausstellung im Bahnhofsturm besuchen. 

(Zuruf des Abg. Dr. Hans-Ulrich Rülke FDP/DVP – 
Heiterkeit bei der CDU und der FDP/DVP)

Dann wird sie Pläne sehen, die zeigen, dass 100 ha innerstäd-
tisches Gelände durch den Abbau der Gleise frei geworden 
sind,

(Abg. Volker Schebesta CDU: Schade, dass Herr 
Bäumer das nicht hört! – Zurufe der Abg. Dr. Fried-
rich Bullinger FDP/DVP und Nicole Razavi CDU)

20 ha neue Parkfläche

(Abg. Karl-Wilhelm Röhm CDU: Jawohl!)

und 80 ha blühende Landschaften entstanden sind.

(Abg. Karl-Wilhelm Röhm CDU: Schön! – Weitere 
Zurufe von der CDU)

Dann wird sie sagen: Das ist ein gutes Werk.

Mich wundert an dieser Stelle allerdings, dass in Stuttgart still 
der See ruht.

(Abg. Volker Schebesta CDU: Hermann und Bäumer 
ärgern sich!)

Wenn eine Gemeinde, eine große Stadt die Chance hat, 100 ha 
innerstädtisches Gelände zu erschließen,

(Abg. Karl-Wilhelm Röhm CDU: Jawohl!)

zusammen mit der Bürgerschaft

(Abg. Karl-Wilhelm Röhm CDU: Ja!)

zu entwickeln,

(Abg. Karl-Wilhelm Röhm CDU: Ja!)

sich zu überlegen, wer dort wohnt, wie man dort wohnt, wie 
man dort lebt, wie man eine zukunftsorientierte Stadt macht,

(Abg. Karl-Wilhelm Röhm CDU: Ja!)

aber so tut, als hätte man diese Chance nicht, dann verpasst 
man eine Chance.

(Beifall bei der SPD, der CDU und der FDP/DVP – 
Abg. Karl-Wilhelm Röhm CDU: Bravo!)

Was sich in Berlin mit dem Potsdamer Platz getan hat, ging 
auf eine Riesenchance zurück. Die Mauer war weg, und es 
gab mitten in der Stadt freies Gelände. Dort wurde ein Leucht-
turmprojekt entwickelt.

Ich will einmal sagen: Vielleicht können die, die für Städte-
bau zuständig sind, 

(Abg. Volker Schebesta CDU: Auch Hermann und 
Bäumer!)
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einen Stupfer an das Rathaus geben, dass man dieses Thema 
endlich aufgreift, eine Debatte beginnt und sagt: Jetzt lasst uns 
diesen Dialog mit der Bürgerschaft über große Projekte,

(Abg. Karl-Wilhelm Röhm CDU: Jawohl!)

den wir ja frühzeitig beginnen wollen, in der Stadt Stuttgart 
endlich starten.

(Beifall bei der SPD, der CDU und der FDP/DVP – 
Abg. Dr. Friedrich Bullinger FDP/DVP: Sagen Sie 
das Herrn Kuhn! – Abg. Volker Schebesta CDU: Viel-
leicht sagen Sie das einmal den Herren Hermann und 

Bäumer!)

Man muss nicht jedes Wort auf die Goldwaage legen. Trotz-
dem sage ich: Wir erwarten von leitenden Beamten dann 
schon Zurückhaltung,

(Beifall bei der CDU und Abgeordneten der FDP/
DVP – Abg. Volker Schebesta CDU: Dass Sie einmal 
nur von uns Applaus bekommen, hätten Sie auch 

nicht gedacht!)

vor allem, wenn die Sachverhalte so eindeutig sind, wie sie 
sich aktuell darstellen, dass nämlich die Landesregierung das 
Ergebnis akzeptiert. 

(Zuruf: Genau!)

Das wurde mehrfach betont und mehrfach bekräftigt. Man 
muss das nicht jeden Tag wiederholen. Aber wenn es gefragt 
wird, dann muss man es halt wieder sagen.

(Abg. Karl-Wilhelm Röhm CDU: Jawohl!)

Es wird nichts anderes als das in der Planfeststellung veran-
kerte Projekt angestrebt. Punkt.

Das Projekt läuft. Im Titel des Antrags heißt es doch: „Fort-
führung“. Anfang Dezember erfolgt der große Tunnelanstich 
für den Tunnel nach Untertürkheim. Es geht, es beruhigt sich. 
Das Management wird auch besser. 

(Zuruf des Abg. Winfried Mack CDU)

Wir sind froh, dass die Bahn jetzt eine eigene Gesellschaft ge-
gründet hat, die das Projekt besser betreibt. Wir sind auch 
froh, dass die Öffentlichkeitsarbeit besser funktioniert. Ich fin-
de, wir sollten jetzt nicht immer noch einmal schräge Diskus-
sionen über „Was wäre, wenn?“ und „Hätte der ...“ und „Dann 
und wann“ beginnen.

(Abg. Nicole Razavi CDU: Genau so sagen wir es 
auch! – Abg. Karl-Wilhelm Röhm CDU: Bravo!)

Man muss es einfach akzeptieren. Es ist halt so: Es wird nicht 
jeder Freund des Projekts werden,

(Abg. Karl-Wilhelm Röhm CDU: Ja! – Abg. Fried-
linde Gurr-Hirsch CDU: Ja! Aber dann hält man sich 

wenigstens zurück!)

solange es nicht fertig ist.

Jetzt muss man einfach einmal sagen: Ein bisschen Gelassen-
heit. Das Projekt hat eine starke Unterstützung. Das Projekt 

marschiert. Es wird auch von niemandem mehr richtig infra-
ge gestellt.

(Beifall bei Abgeordneten der CDU – Abg. Nicole 
Razavi CDU: Das stimmt nicht! – Abg. Volker 

Schebesta CDU: Na, na, na!)

Deshalb sollten Sie, finde ich, wenn man jetzt sagt: „Wir wol-
len das konstruktiv begleiten“, nach vorn schauen und weni-
ger zurück. Diese Diskussionen, die wir heute führen, sind ei-
gentlich Diskussionen der Vergangenheit.

(Abg. Friedlinde Gurr-Hirsch CDU: Hoffen wir es!)

Sie sollten abgestellt werden.

(Abg. Volker Schebesta CDU: Sie haben intern auch 
nicht darüber diskutiert, oder?)

Dann geht alles seinen richtigen Weg.

Aber wichtig wäre wirklich – das möchte ich zum Schluss 
noch einmal betonen –, dass es jetzt einen Anstoß gibt, früh-
zeitig eine städtebauliche Diskussion zu beginnen und zu sa-
gen: Jetzt die Bürgerschaft mitnehmen und sie an der Gestal-
tung

(Abg. Friedlinde Gurr-Hirsch CDU: Sagen Sie es 
Herrn Kuhn!)

dieses großen Areals, dieser großen Chance in der Innenstadt 
Stuttgarts beteiligen.

(Beifall bei der SPD und des Abg. Karl-Wilhelm 
Röhm CDU – Abg. Karl-Wilhelm Röhm CDU: Bra-

vo!)

Präsident Guido Wolf: Für die FDP/DVP-Fraktion spricht 
Kollege Haußmann.

Abg. Jochen Haußmann FDP/DVP: Sehr geehrter Herr Prä-
sident, liebe Kolleginnen und Kollegen! „Stuttgart 21 wird 
gebaut.“ Das hat Ministerpräsident Winfried Kretschmann am 
7. März 2013 im Landtag von Baden-Württemberg erklärt und 
damit die Leitplanken für die Fortführung nach der Diskussi-
on über die Kosten festgelegt. Damit hat er auch die klare Aus-
sage getroffen, dass es jetzt mit der baulichen Umsetzung los-
geht. Das bedarf der Unterstützung aller Projektpartner die-
ses Projekts.

Ich will heute die Gelegenheit nutzen, mich bei allen am Bau 
Beteiligten zu bedanken, ob das Architekten, Ingenieure oder 
die vielen Handwerker sind, die nicht wie wir das Privileg ha-
ben, bei diesem Wetter hier geschützt zu sein, sondern die je-
den Tag vor Ort auf der Baustelle sind. Dafür möchte ich mich 
ganz herzlich bedanken.

(Beifall bei der FDP/DVP und Abgeordneten der 
CDU sowie des Staatssekretärs Ingo Rust)

Einen Dank richte ich auch an das Kommunikationsbüro, das 
immer wieder versucht, mit dem Projekt auch in die Bürger-
schaft hineinzufinden. Das ist, glaube ich, nach wir vor sehr 
wichtig.

Es sind aber trotzdem Zweifel angebracht, ob denn die Um-
setzung der Projektförderungspflicht durch die Landesregie-
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rung und das Verkehrsministerium auch dem entspricht, wie 
man es sich vorstellt.

Kollegin Razavi hat es bereits angesprochen: Es gab natürlich 
Wahlkampfgetöse vom Bundesvorsitzenden der Grünen, Cem 
Özdemir. Er hat in Stuttgart Wahlbriefe verteilt mit dem In-
halt, das letzte Wort sei bei diesem Projekt noch nicht gespro-
chen. Er und Anton Hofreiter machen sich damit auf, zum ver-
kehrspolitischen „Pat und Patachon“ der grünen Bundestags-
fraktion in Berlin zu werden.

(Abg. Winfried Mack CDU: Die Grünen sind aus der 
Spur!)

Es wäre gut, wenn dies zu den Zeiten geschehen wäre, in de-
nen dieses dänische Komikerduo aktiv war; dieses Duo hat in 
der Stummfilmzeit gewirkt.

(Zuruf des Abg. Daniel Andreas Lede Abal GRÜNE)

Insofern wäre es nicht schlecht, wenn man auch bei diesem 
Thema zum Stummfilm zurückkehren würde.

(Heiterkeit bei Abgeordneten der CDU – Abg. Beate 
Böhlen GRÜNE: Da wäre ich auch froh!)

Aber nicht nur die Grünen in Berlin, sondern auch das Ver-
kehrsministerium in Stuttgart geben Anlass, darüber nachzu-
denken. Kollegin Razavi hat von einer Veranstaltung mit dem 
Amtschef Hartmut Bäumer berichtet. Ich will gar nicht alles 
wiederholen. Aber wenn ein Amtschef zum einen so über die-
ses Projekt spricht, zum anderen aber in diesem Zusammen-
hang auch beispielsweise vom Stuttgarter Flughafen als ei-
nem „kleinen regionalen Flughafen“ spricht, 

(Heiterkeit des Abg. Peter Hofelich SPD)

der jetzt angebunden werde, dann muss ich mir schon Fragen 
stellen. Die Art und Weise, wie er, der den Mehrheitseigentü-
mer am Flughafen vertritt, vom sechstgrößten deutschen Flug-
hafen spricht, ist schon anmaßend und bedarf auch hier an die-
ser Stelle einer kritischen Würdigung.

(Beifall bei der FDP/DVP und der CDU)

Man muss deutlich sagen – in der standardisierten Bewertung 
steht dies ganz klar drin –, dass wir am Flughafen nur durch 
Stuttgart 21 eine neue Verkehrsdrehscheibe bekommen. In den 
ÖPNV werden durch die Verlängerung der U 6 und der S 2 
über 380 Millionen € investiert. Das hätte es ohne Stuttgart 
21 nicht gegeben. Wir erleben also ein neues Verkehrszeital-
ter. Wir erleben auch, dass dadurch der Hauptbahnhof in Stutt-
gart deutlich entlastet wird.

Wie könnte denn die Umsetzung der Projektförderungspflicht 
aussehen? Aktuell findet die Erörterung zum Planfeststel-
lungsverfahren auf den Fildern statt. Das Regierungspräsidi-
um rechnet mit 10 000 Einwendungen der Bürgerinnen und 
Bürger. Das Regierungspräsidium hat Bedarf bezüglich einer 
Personalverstärkung angemeldet. Auch hier könnte der Amts-
chef wirken, nämlich indem er die Personalressourcen des Re-
gierungspräsidiums aufstockt, damit man schnell und fristge-
recht für die Bürgerinnen und Bürger und für das Projekt 
Stuttgart 21 diese Einwendungen abarbeitet.

Man muss sich schon fragen, ob der Projektförderungspflicht 
Genüge getan wird, wenn Abgeordnete nächste Woche beim 
Minister zu einem Gespräch eingeladen werden, in dem es um 
Überlegungen zur Einrichtung eines Regionalverkehrshalts in 
Merklingen geht. Auf Nachfrage zeigt sich: Die Bahn weiß 
überhaupt nichts davon, dass solche Überlegungen angestellt 
werden und womöglich schon Gutachten in Auftrag gegeben 
wurden. Ich frage mich: Ist es ein guter Stil zwischen Projekt-
partnern, wenn man ein Thema so angeht, dass derjenige, der 
möglicherweise etwas bauen soll, bisher überhaupt nicht in 
die Überlegungen eingebunden wird?

(Beifall bei der FDP/DVP und Abgeordneten der 
CDU)

Da lobe ich mir den Geschäftsführer der Stuttgart Marketing 
GmbH, der dies erkannt hat. Vielleicht ist es auch ein Wink 
an die Stadt, Kollege Schmiedel, dies aufzugreifen, wenn er 
sagt: „Ich will diese Baustelle touristisch vermarkten. Wir 
wollen Stuttgart 21 nicht nur den Menschen in der Region, 
sondern auch den Touristen nahebringen.“ Ich glaube, das ist 
der richtige Ansatz, den wir fahren sollten. Den Amtschef 
Bäumer könnte man allerdings sicherlich nicht für Baustel-
lenführungen empfehlen, wenn er sich so äußert wie am 
16. September im Haus der Wirtschaft. 

Deswegen sage ich: Wir sind nicht in die Welt geschickt wor-
den, um unsere moralischen Vorurteile spazieren zu führen, 
sondern sollten uns frei nach Erich Kästner an dem Satz ori-
entieren: Auch aus Steinen, die dir in den Weg gelegt werden, 
kannst du etwas Schönes bauen.

Herzlichen Dank. 

(Beifall bei der FDP/DVP und Abgeordneten der 
CDU)

Präsident Guido Wolf: Für die Landesregierung spricht Frau 
Staatssekretärin Dr. Splett.

Staatssekretärin Dr. Gisela Splett: Herr Präsident, sehr ge-
ehrte Damen und Herren! Zunächst stelle ich fest: Der Ver-
kehrsminister kann hier nicht sprechen, weil er heute nach 
Suhl zur Verkehrsministerkonferenz unterwegs ist. 

(Abg. Klaus Herrmann CDU: Steckt er nicht im Tun-
nel, den er früher bekämpft hat?)

Das wurde schon mehrfach angesprochen, und es war bekannt, 
als die Tagesordnung festgelegt wurde.

Aktuelle Debatten zu Stuttgart 21 gab es in den letzten 20 Jah-
ren schon einige. Wahrscheinlich war aber keine so wenig ak-
tuell wie die heutige. 

(Beifall bei den Grünen und Abgeordneten der SPD)

Denn der Antrag vom 11. September – Fortführung und För-
derung des Bahnprojekts Stuttgart–Ulm – beschäftigt sich mit 
Aussagen, die in Wahlkampfzeiten gefallen sind, 

(Abg. Volker Schebesta CDU: Ach je!)

und er war auch vor der Wahl schon nicht sonderlich aktuell. 
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(Abg. Volker Schebesta CDU: Macht der MD in die-
ser Funktion Wahlkampf? Das zu wissen wäre für uns 
wichtig! – Abg. Dr. Hans-Ulrich Rülke FDP/DVP: 
Beamte machen also Wahlkampf? – Abg. Helmut Rau 

CDU: Der MD ist das Thema!)

Ich werde einiges zum Antrag sagen, auch wenn Sie, Frau Ra-
zavi, im Wesentlichen über eine Veranstaltung im September 
gesprochen haben. Darauf werde ich auch noch eingehen. 

(Unruhe – Glocke des Präsidenten)

Ich rede zum Antrag, und in dem Antrag geht es um andere 
Punkte. Vielleicht schauen Sie noch einmal hinein.

(Beifall bei den Grünen und Abgeordneten der SPD)

Dieser Antrag löst bei mir ein Déjà-vu-Erlebnis aus. Vor etwa 
zwei Jahren hatten wir schon einmal eine Phase, in der ver-
sucht wurde, jede Äußerung zu Stuttgart 21 zu skandalisieren. 
Ich dachte eigentlich, diese Phase hätten Sie inzwischen über-
wunden.

(Beifall bei den Grünen und Abgeordneten der SPD 
– Abg. Friedlinde Gurr-Hirsch CDU: Das dachten wir 

auch! Mangelndes Demokratieverständnis!)

Zunächst zum Thema „Fortführung von Stuttgart 21“: Die 
Entscheidung zur Fortführung von Stuttgart 21 ist bekannter-
maßen landespolitisch bereits vor zwei Jahren mit der Volks-
abstimmung und bundespolitisch im März mit der Entschei-
dung des Bundes als Eigentümer der DB gefallen. Der Auf-
sichtsrat der DB hat am 5. März dieses Jahres entschieden, 
Stuttgart 21 trotz der Kostensteigerung fortzuführen und den 
Finanzierungsrahmen der DB um 2 Milliarden € aufzustocken. 

(Abg. Thaddäus Kunzmann CDU: Ist das bei Ihnen 
im Haus bekannt? – Abg. Volker Schebesta CDU: 

Schreiben Sie eine Rundmail im Haus!)

Die Landesregierung hat in der Stellungnahme zum Antrag 
der Abg. Razavi eigentlich alles gesagt, was es dazu zu sagen 
gibt. Zitat:

Die Landesregierung akzeptiert das Ergebnis der Volks-
abstimmung vom 27. November 2011 und wird aus dem 
Bahnprojekt Stuttgart 21 nicht aussteigen.

(Abg. Thaddäus Kunzmann CDU: Weiß Herr Bäu-
mer das auch?)

– Das wissen wir alle in diesem Ministerium; das kann ich Ih-
nen versichern. 

Der Finanzrahmen wurde um 2 Milliarden € erhöht. Die Lan-
desregierung geht davon aus, dass die Gesamtfinanzierung 
durch die DB und den Bund als Eigentümer sichergestellt 
wird. Die Landesregierung führt keine Ausstiegsdebatte.

(Abg. Thaddäus Kunzmann CDU: Und die Mitarbei-
ter?)

Wir arbeiten professionell und mit der vorhin eingeforderten 
Gelassenheit an diesem Projekt.

Zweitens: Kostensteigerung und Akzeptanz der Volksabstim-
mung. Dass die Landesregierung das Ergebnis der Volksab-
stimmung akzeptiert, daran hat sich nichts geändert, auch 
nicht durch zu erwartende Kostensteigerungen. Die Grünen 
hatten ja schon im Vorfeld der Abstimmung auf das Risiko 
hingewiesen. Insoweit bestätigt die zwischenzeitliche Ent-
wicklung unsere Argumentation und führt nicht zu einer an-
deren Bewertung der Volksabstimmung. Klar ist aber durch 
Kabinettsbeschluss auch, dass sich das Land nicht an den 
Mehrkosten beteiligt. 

(Abg. Karl-Wilhelm Röhm CDU: Das wissen wir!)

Drittens, zu Äußerungen von Minister Hermann zur Kombi-
lösung: Die Landesregierung strebt keine Kombilösung an. 
Es ist klar, dass die Landesregierung ihre vertraglichen Ver-
pflichtungen zum Bahnprojekt Stuttgart–Ulm erfüllen wird 
und erfüllt. Minister Hermann hat ausdrücklich nicht von ei-
ner Kombilösung im Sinne des Schlichters Heiner Geißler ge-
sprochen, sondern von Zukunftsoptionen auf der Basis der 
Umsetzung des kompletten S-21-Projekts. Auf die Frage „Die 
Kombilösung durch die Hintertür?“ hat er geantwortet: „Nein, 
allenfalls eine Option, die man offenhalten sollte.“

(Heiterkeit bei der CDU und der FDP/DVP – Abg. 
Nicole Razavi CDU: Das geht aber doch gar nicht!)

– Doch. Ich erkläre es Ihnen. Die Verträge sehen u. a. vor, dass 
die Zugzahlen nach dem Betriebsszenario von Stuttgart 21 er-
heblich erhöht werden. Weiter sehen die Verträge vor, dass ei-
ne leistungsfähige Infrastruktur geschaffen wird und ein zu-
verlässiger und pünktlicher Betriebsablauf gewährleistet wird. 

Es gibt Menschen, die befürchten, dass die Infrastruktur von 
Stuttgart 21 diese vertraglichen Anforderungen nicht wird er-
füllen können. Bis zur Inbetriebnahme ist es noch lange hin. 
Vor der Inbetriebnahme ist ein zwölfmonatiger Probebetrieb 
auf der neuen Infrastruktur vorgesehen. 

Herr Kollege Schmiedel hat uns vorhin einen Ausblick in die 
Zukunft gegeben.

(Glocke des Präsidenten)

Präsident Guido Wolf: Frau Staatssekretärin, gestatten Sie 
eine Zwischenfrage der Kollegin Razavi?

Staatssekretärin Dr. Gisela Splett: Bitte am Ende. 

(Abg. Helmut Walter Rüeck CDU: Dann ist es aber 
eine Nachfrage!)

Wir haben vorhin von Herrn Abg. Schmiedel einen eindrucks-
vollen Ausblick auf die Zukunft erhalten. Aber so ganz genau 
weiß man nicht, wie es dann aussieht und wer dann jeweils 
welches Amt innehat. Klar ist, dass noch einiges passieren 
kann, bis dieses Bauprojekt fertig ist. Herr Minister Hermann 
hat in dem Interview auf die Tatsache hingewiesen, im Falle 
von Kapazitätsproblemen bestehe die Option, dass Gleise des 
bestehenden Bahnhofs teilweise weiterbetrieben werden könn-
ten. 

(Abg. Nicole Razavi CDU: Das geht doch gar nicht!)
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Minister Hermann hat gesagt, man sollte diese Option offen-
halten, aber in städtischen Gremien seien entsprechende 
Mehrheiten erforderlich, um diese Option gegebenenfalls zu 
nutzen. Beides lässt sich bei nüchterner und vernünftiger Be-
trachtung eigentlich nicht bestreiten. 

(Abg. Peter Hauk CDU: Was? – Abg. Nicole Razavi 
CDU: Das ist ja außerirdisch!)

Viertens, zum Vorwurf des „behördlichen Schwergangs“: In 
der Vergangenheit hat die Bahn immer wieder behördlichen 
Schwergang aufseiten der Landesbehörden und bei den Äm-
tern der Stadt Stuttgart bemängelt. Das weisen wir in aller Ent-
schiedenheit zurück. 

(Beifall bei den Grünen und Abgeordneten der SPD 
– Glocke des Präsidenten)

Präsident Guido Wolf: Frau Staatssekretärin, gilt es gene-
rell, dass Zwischenfragen erst als Nachfragen zu behandeln 
sind?

Staatssekretärin Dr. Gisela Splett: Ja. Danke. – Das MVI 
hat den Vorwurf zusammen mit den anderen Ressorts geprüft, 
und wir haben festgestellt, dass durch Landesbehörden keine 
Verzögerungen verursacht wurden. Entsprechendes gilt für die 
Ämter der Stadt Stuttgart. Die Bahn hat im Ministerium, in 
der Stadtverwaltung zentrale Ansprechpartnerinnen und An-
sprechpartner, an die sie sich bei behördlichen Problemen 
wenden kann. 

Gegenüber der Bahn haben wir außerdem klargestellt, dass 
Behörden ihre Aufgaben nach Recht und Gesetz wahrnehmen 
müssen. Deshalb sind negative Stellungnahmen und Entschei-
dungen keine Frage des behördlichen Schwergangs. 

Inzwischen erhebt die Bahn den Vorwurf des behördlichen 
Schwergangs ausdrücklich nicht mehr. Vielmehr bestätigt die 
Bahn den Behörden eine zügige und konstruktive Arbeit. Es 
gibt deshalb keinerlei Zweifel, dass wir der Projektförderungs-
pflicht nachkommen. 

Die Landesregierung hat für die Verfahren zu Stuttgart 21 und 
der Neubaustrecke nach Ulm zusätzliches Personal bereitge-
stellt. Für die anstehenden Planfeststellungsverfahren und für 
die fortschreitende Planungs- und Bautätigkeit steigen die An-
forderungen in Bezug auf den Personalbedarf nochmals an.

Wir werden uns dafür einsetzen, auch dafür eine ausreichen-
de personelle Ausstattung der betroffenen Behörden sicherzu-
stellen. Die Landesregierung ist in hohem Maß daran interes-
siert, dass alle Verfahren so gründlich wie nötig, aber auch so 
zügig wie möglich durchgeführt werden. 

Jetzt komme ich zu dem Punkt, der nicht Gegenstand des vor-
liegenden Antrags war, aber in der Debatte hier eine Rolle ge-
spielt hat.

(Zuruf des Abg. Volker Schebesta CDU)

Es ging um die Veranstaltung am 16. September im Haus der 
Wirtschaft.

(Abg. Winfried Mack CDU: Wahlkampfveranstal-
tung! – Gegenruf der Abg. Andrea Lindlohr GRÜNE: 

Das bezog sich auf den Antrag!)

– Die vorhin getroffene Aussage zum Thema Wahlkampf be-
zog sich explizit auf den Antrag. Immer, wenn man Aussagen 
aus dem Kontext zieht, wird es etwas schwierig.

Bei den Aussagen in der Veranstaltung im September 

(Abg. Volker Schebesta CDU: Stimmt der Kontext 
nicht!)

handelte es sich – wenn Sie das im Kontext lesen, wird es klar 
– um eine persönliche Meinung

(Abg. Volker Schebesta CDU: Bitte?)

von Herrn Bäumer zu dem Bahnprojekt S 21.

(Zurufe von der CDU, u. a. Abg. Peter Hauk: Wir 
kennen es ja von Frau Öney, wie das läuft!)

Hinzu kommt, dass die Frage der Moderatorin bereits expli-
zit auf die persönliche Meinung des Amtschefs abzielte. 

(Zuruf der Abg. Friedlinde Gurr-Hirsch CDU)

Im Gesamtkontext kommt sehr deutlich zum Ausdruck, dass 
es sich bei den getroffenen Aussagen um eine persönliche 
Meinung handelt,

(Abg. Friedlinde Gurr-Hirsch CDU: Das geht ja gar 
nicht!)

dass diese Meinung sein Handeln als Amtschef in der Sache 
aber nicht in der Weise beeinflusst, dass sich die Landesregie-
rung dadurch von ihrer Projektförderungspflicht entfernen 
würde oder zu entfernen gedenke.

(Abg. Volker Schebesta CDU: Deshalb hat Herr 
Schmiedel zur Zurückhaltung gemahnt: weil es sei-

ne Privatmeinung war!)

Vielleicht schauen Sie sich dazu noch einmal die Aufzeich-
nung beim Stand von einer Minute und 27 Sekunden an.

(Abg. Volker Schebesta CDU: Herr Schmiedel hat es 
auch anders verstanden! – Zuruf von der CDU: Das 
tue ich mir nicht an! – Gegenruf des Abg. Karl-Wil-
helm Röhm CDU: Aber Herr Schmiedel hat es ja ge-

macht!)

Ich komme zum Schluss – Sie wollen es sich ja ohnehin nicht 
mehr antun –: Ich meine, es ist nicht mehr die Zeit, vergange-
ne Schlachten immer wieder neu zu schlagen. Wir sollten ge-
meinsam nach vorn schauen. Es ist auch nicht die Zeit, sich 
an Aussagen aus einzelnen Veranstaltungen abzuarbeiten, was 
Sie aber offensichtlich immer noch gern machen. Die zentra-
le Frage ist: Wie geht es mit der Finanzierung des Schienen-
ausbaus in Baden-Württemberg auch über S 21 hinaus voran?

(Beifall bei den Grünen und Abgeordneten der SPD 
– Abg. Andreas Schwarz GRÜNE: Sehr richtig!)

Das ist auch eines der Themen bei der Verkehrsministerkon-
ferenz in Suhl. Auch da kämpft unser Verkehrsminister für den 
Schienenverkehr in Baden-Württemberg.

(Beifall bei den Grünen und Abgeordneten der SPD 
– Abg. Andreas Schwarz GRÜNE: Wie ein Löwe!)
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Jetzt, Frau Razavi, kann die CDU im Bund beweisen, was sie 
für den Ausbau des Bahnverkehrs zu tun bereit ist. Wir sind 
sehr gespannt auf die überfälligen Lösungen in Berlin. 

Vielen Dank.

(Beifall bei den Grünen und Abgeordneten der SPD 
– Glocke des Präsidenten)

Präsident Guido Wolf: Frau Staatssekretärin, jetzt käme die 
Nachfrage der Kollegin Razavi.

Staatssekretärin Dr. Gisela Splett: Ja.

Abg. Nicole Razavi CDU: Frau Staatssekretärin, Sie selbst 
haben der Debatte jetzt eine neue Aktualität gegeben. Ich darf 
aus der „KONTEXT: Wochenzeitung“ zitieren, was der Mi-
nister dazu gesagt hat, und will anschließend meine Fragen 
stellen.

Wenn es eine Mehrheit im Gemeinderat dafür gäbe, könn-
te niemand die Stadt Stuttgart daran hindern, das Gleis-
feld nur teilweise zuzubauen. Nehmen wir also an, die 
Bahn wird 2025 fertig, 

– das ist schon einmal eine bemerkenswerte Aussage – 

dann haben wir 2026. Bis dahin wird es drei Gemeinde-
ratswahlen gegeben haben. Vielleicht ist dann allen klar, 
dass die unterirdische Kapazität nicht ausreicht.

Das ist ein Teil des Zitats.

(Zuruf von den Grünen: Frage!)

Dazu kann ich nur sagen: Der Stresstest hat anderes bewie-
sen. Es besteht also eine komplett neue Aktualität. 

(Zurufe von den Grünen: Wir sprechen uns dann! – 
Skandal!)

Ich zitiere weiter: 

Die Kombilösung durch die Hintertür?

Nein, allenfalls eine Option, die man offenhalten sollte. 
Denn der Tiefbahnhof wäre ja wie geplant gebaut. Aber 
um die Zukunftsfähigkeit des Knotens sicherzustellen, 

(Unruhe bei den Grünen – Gegenruf des Abg. Hel-
mut Walter Rüeck CDU: Jetzt stören Sie doch nicht 

die ganze Zeit!)

könnten auf zwei oder vier Gleisen etwa Expresszüge aus 
der Region verkehren, ... Daran zeigt sich, dass es rund 
um dieses Projekt immer noch Handlungsoptionen gibt. 
Es braucht kluge Menschen, eine interessierte Bürger-
schaft und natürlich auch entsprechende Mehrheiten, um 
solche Optionen zu diskutieren und zu nutzen. Das letzte 
Wort ist noch lange nicht gesprochen.

(Beifall der Abg. Beate Böhlen GRÜNE – Zurufe von 
der CDU: Aha!)

Erste Frage, Frau Staatssekretärin: Lässt der Planfeststellungs-
beschluss eine Kombilösung zu?

Zweite Frage: 

(Abg. Manfred Lucha GRÜNE: Herr Präsident! – Zu-
ruf des Abg. Reinhold Pix GRÜNE)

Gab es irgendwann eine Debatte im Kabinett zu den angespro-
chenen Äußerungen des Ministerialdirektors? War das ein 
Thema oder nicht?

(Abg. Andreas Schwarz GRÜNE: „Die beiden Fra-
gen beantworte ich mit Nein“!)

Staatssekretärin Dr. Gisela Splett: Ich kann eine neue Ak-
tualität immer noch nicht erkennen. Sie haben aus einem In-
terview vom September richtig zitiert. Mittlerweile sind wir 
im November. 

(Zurufe von der CDU, u. a. Abg. Helmut Walter 
Rüeck: Und bald ist Weihnachten!)

Ich habe auch aus diesem Interview zitiert. Es gibt keine Dif-
ferenz, wenn wir uns gegenseitig dieses Interview vorlesen. 

(Heiterkeit und Beifall bei den Grünen und Abgeord-
neten der SPD – Zurufe von der CDU)

Unbestritten ist, dass in den nächsten Jahren und Jahrzehnten 
noch viel Wasser den Rhein hinunterfließen wird.

(Abg. Nicole Razavi CDU: Neckar!)

– Wahrscheinlich wird auch viel Wasser den Nesenbach hin-
unterfließen, aber nicht ganz so viel wie beim Rhein. 

Ganz klar ist auch – ich habe es vorhin mit den Passagen, die 
ich genannt habe, deutlich gemacht –: In diesem Interview 
geht es um Optionen in der Zukunft und nicht um ein Infra-
gestellen des Projekts S 21.

(Abg. Thaddäus Kunzmann CDU: Natürlich! Er ist 
dagegen und bleibt dagegen!)

Insoweit stellt sich auch die erste von Ihnen gestellte Frage 
nicht, und die zweite beantworte ich mit Nein. 

(Beifall bei den Grünen und Abgeordneten der SPD 
– Abg. Volker Schebesta CDU: Herr Drexler runzelt 

die Stirn! – Glocke des Präsidenten)

Präsident Guido Wolf: Jetzt kommt die Frage des Kollegen 
Haußmann.

(Zuruf der Abg. Friedlinde Gurr-Hirsch CDU)

Abg. Jochen Haußmann FDP/DVP: Sehr geehrte Frau Staats-
sekretärin, ich habe drei Nachfragen. Sie hatten gesagt, dass 
Sie planen, das Personal in den Behörden aufzustocken. Da-
zu möchte ich gern konkreter nachfragen. Das Regierungsprä-
sidium rechnet für das Planfeststellungsverfahren zu der Maß-
nahme auf den Fildern mit etwa 10 000 Einwendungen. Wel-
che personellen Maßnahmen haben Sie da konkret vorgese-
hen?

Eine weitere Frage zu dem Termin in der kommenden Woche 
beim Verkehrsminister zum Thema „Überlegungen zur Ein-
richtung eines Regionalverkehrshalts in Merklingen“: Mit 
wem wurde da beim Projektpartner Bahn gesprochen?
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Zur dritten Frage: Sie sagten, die Äußerungen des Amtschefs 
vom 16. September seien privater Natur gewesen. Würden Sie 
mir zustimmen, dass es zumindest nicht ausschließlich priva-
te Meinungen sind? Ich darf zitieren: 

Natürlich sind mir rechtlich als Amtschef auch zum Teil 
die Hände gebunden. 

Würden Sie mir darin zustimmen, dass nicht alle Aussagen 
bei dieser Veranstaltung rein privater Natur waren?

Staatssekretärin Dr. Gisela Splett: Herr Kollege Haußmann, 
zur ersten Frage: Ich kann Ihnen keine genaue Zahl zur ge-
planten Personalausstattung der Planfeststellungsbehörde im 
Regierungspräsidium Stuttgart nennen. Da müssten Sie beim 
Innenministerium nachfragen. 

(Abg. Helmut Walter Rüeck CDU: Der Innenminis-
ter wäre da!)

Ich habe aber für die Landesregierung an dieser Stelle gesagt: 

(Abg. Thomas Blenke CDU: Die Regierung ist sprech-
fähig!)

Wir bemühen uns um eine Personalausstattung, mit der die 
Behörde den Herausforderungen und Aufgaben gerecht wer-
den kann. 

(Beifall bei Abgeordneten der Grünen)

Der zweite Punkt: Die Frage des Haltepunkts stand, glaube 
ich, schon in der Zeitung. Ich meine jedenfalls, in den Pres-
sespiegeln von der Thematik gelesen zu haben. Auf Fachebe-
ne wurde mit der Bahn darüber gesprochen. Ich weiß nicht, 
von wem die Information kommt, dass da eine mangelnde 
Kommunikation bestanden haben könnte. 

(Zuruf des Abg. Andreas Schwarz GRÜNE)

Drittens: Ich habe von „persönlicher Meinung“ gesprochen. 
Auch Beamte dürfen bei uns eine persönliche Meinung ha-
ben.

(Beifall bei den Grünen – Zurufe von der CDU, u. a. 
Abg. Klaus Herrmann: Nur nicht, wenn sie gegen Ge-
meinschaftsschulen sind! Ein Realschullehrer von 
Pattonville hat einen Maulkorb bekommen! – Abg. 
Hans-Ulrich Sckerl GRÜNE zur CDU: Bei euch muss-

ten sie immer antanzen!)

Dass sich Amtschefs an Recht und Gesetz halten, das ist so. 

(Beifall bei den Grünen und Abgeordneten der SPD)

Präsident Guido Wolf: Für die CDU-Fraktion spricht noch 
einmal die Kollegin Razavi.

(Abg. Beate Böhlen GRÜNE: Jetzt kommt noch ein 
Interview vom August!)

Abg. Nicole Razavi CDU: Frau Staatssekretärin, das, was der 
Ministerialdirektor gesagt hat, als private Meinung abzutun, 
ist schon eine ziemlich lächerliche Form der Verteidigung.

(Beifall bei der CDU und Abgeordneten der FDP/
DVP – Abg. Thaddäus Kunzmann CDU: Ziemlich lä-

cherlich!)

Der MD war nicht als Privatperson eingeladen. In der Einla-
dung steht: „2. Diskussionsrunde – politische Schlussfolge-
rungen: Ministerialdirektor Hartmut Bäumer, Ministerium für 
Verkehr und Infrastruktur Baden-Württemberg“. Er hat auch 
nicht zur Kinderbetreuung gesprochen,

(Abg. Hans-Ulrich Sckerl GRÜNE: Das könnte er 
aber auch, Frau Kollegin!)

sondern konkret zu einem Thema seines Hauses. Jetzt so zu 
tun, als wäre das seine private Meinung, das geht überhaupt 
nicht. So können Sie sich nicht herausreden. Das ist politisch 
und rechtlich schlicht und ergreifend nicht tragbar und poli-
tisch und rechtlich falsch. Das ist einfach der peinliche Ver-
such, die Dinge ins Gegenteil zu verkehren. 

Sie sprechen von mangelnder Aktualität. Hinter all dem Ge-
sagten steht der September 2013. Das ist noch nicht lange her. 
Das ist brandaktuell. Wir lassen Sie so auch nicht aus der Ver-
antwortung. 

(Beifall bei der CDU – Zurufe von den Grünen)

Was die Kabinettssitzung angeht: Wir haben gehört, dass es 
in der Kabinettssitzung ordentlich gekracht hat und dass die 
SPD über das, was der MD gesagt hat, nicht nur nicht begeis-
tert, sondern böse und erzürnt ist. Ich kann nur sagen: Es wird 
höchste Zeit, dass Sie aufhören, an diesem Projekt herumzu-
wursteln und es schlecht- und kaputtzureden, und dass Sie es 
wirklich vorantreiben.

(Zurufe von den Grünen)

Die Beteuerungen, die Sie hier abgeben, nehmen wir Ihnen 
einfach nicht ab. 

(Beifall bei der CDU)

Präsident Guido Wolf: Meine Damen und Herren, mir lie-
gen keine weiteren Wortmeldungen vor. 

Wir kommen zur geschäftsordnungsmäßigen Behandlung des 
Antrags. Der Antrag ist ein reiner Berichtsantrag und kann für 
erledigt erklärt werden. – Sie stimmen zu. 

Damit ist Punkt 1 der Tagesordnung erledigt. 

Ich rufe Punkt 2 der Tagesordnung auf: 

Aktuelle Debatte – Duale Ausbildung in Baden-Württem-
berg: Mit dem Ausbildungsbündnis die beruflichen Pers-
pektiven für alle Jugendlichen verbessern und die Wirt-
schaft stärken! – beantragt von der Fraktion der SPD

Die Redezeit, die wir im Präsidium dafür festgelegt haben, 
beträgt insgesamt 40 Minuten in der üblichen Abfolge. Mit 
Blick auf § 60 Absatz 4 der Geschäftsordnung bitte ich in der 
Aktuellen Debatte um Wortbeiträge in freier Rede. 

Für die SPD-Fraktion spricht Kollege Dr. Fulst-Blei.

Abg. Dr. Stefan Fulst-Blei SPD: Sehr geehrter Herr Präsi-
dent, Kolleginnen und Kollegen, meine Damen und Herren! 
Der Ausbildungsmarkt befindet sich im Wandel. Wir sprechen 
nicht nur von sinkenden Schülerzahlen, sondern wir sprechen 
bereits von einem sich abzeichnenden Fachkräftemangel in 
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ausgewählten Berufen, und wir sprechen auch von einem 
Trend hin zu höheren Schulabschlüssen und zum Studium. 
Wenn man die Zahlen genau betrachtet, wird man feststellen, 
dass ein „Weiter so!“ einfach nicht mehr möglich ist. Bereits 
jetzt zeichnet sich ein massiver Engpass im Bereich beruflich 
qualifizierter Fachkräfte deutlich ab. Dies darf sich so nicht 
weiterentwickeln. 

Die SPD-Fraktion, die gesamte Koalition will hier gegensteu-
ern. Wir begrüßen deswegen ausdrücklich die Initiative unse-
res Wirtschaftsministers Nils Schmid im Rahmen des Bünd-
nisses zur Stärkung der beruflichen Ausbildung und des Fach-
kräftenachwuchses in Baden-Württemberg.

(Beifall bei der SPD und Abgeordneten der Grünen)

Dieses Bündnis hat am Montag ein Eckpunktepapier vorge-
legt und damit auch wesentliche Impulse gesetzt. Denn eines 
ist sicher: Vergleichen wir unser Ausbildungssystem mit dem 
anderer Länder – Griechenland, Spanien, Italien –, dann kön-
nen wir mit Stolz feststellen, dass sich die Jugendarbeitslosig-
keit in Deutschland und insbesondere auch in Baden-Würt-
temberg auf einem sehr niedrigen Niveau befindet. 

(Abg. Friedlinde Gurr-Hirsch CDU: Wegen der Dif-
ferenzierung bei der Bildung!)

Aber dieses Selbstbewusstsein darf auch nicht blind machen 
vor den Herausforderungen, die neben dem schon zitierten 
Fachkräftemangel darin bestehen, dass es eine große Gruppe 
von Jugendlichen gibt – Abgänger von Förderschulen, Abgän-
ger von Hauptschulen –, die weiterhin keinen direkten Zugang 
zum Ausbildungsmarkt haben. Oder um die jüngste DGB-
Kampagne zu zitieren: Wir reden – auch bei einer Gruppe, die 
wir oftmals nicht im Blick haben, nämlich bei den 20- bis 
29-Jährigen – von insgesamt 15 %, die keine abgeschlossene 
Berufsausbildung haben. Deshalb begrüßen wir Ihre Bemü-
hungen und Anstrengungen außerordentlich, Herr Minister, 
und bitten Sie an dieser Stelle bereits, unseren Dank auch ge-
genüber den am Bündnis beteiligten Partnerinnen und Part-
nern auszudrücken. 

Die Landesregierung erarbeitet Konzepte mit diesen Partnern. 
Sie benennt zentrale Herausforderungen, und sie entwickelt 
Handlungsempfehlungen. Das Eckpunktepapier legt den Fin-
ger in die Wunden. Wir reden hier von Maßnahmen zur Re-
form des Übergangs von der Schule in den Beruf. Die Lan-
desregierung reagiert auf einen Wandel des Ausbildungs-
markts. Sie will künftig ihre Anstrengungen verstärken, da-
mit Jugendliche einen direkten Zugang in den Ausbildungs-
markt haben. 

Aus dem kommunalen Blickwinkel heraus finde ich ebenfalls 
begrüßenswert, dass hierbei auch die Kommunen eingebun-
den werden. Wir können beispielsweise in meiner Heimatstadt 
Mannheim auf seit Jahren erfolgreiche moderierte Ausbil-
dungsoffensiven, auf Unterstützungssysteme zum Manage-
ment des Übergangs von der Schule in den Beruf zurückgrei-
fen. Diese halfen uns in unseren bisherigen Bemühungen. Ge-
rade auch mit Blick auf das Wirtschaftsministerium kann man 
selbstbewusst feststellen: Diese Bemühungen sind wirklich 
gut. 

Ich darf drei Beispiele nennen: Erstens reden wir über rund 
2 600 Ausbildungsbotschafter, die aktuell bei den Schülerin-

nen und Schülern für eine berufliche Ausbildung werben. Wir 
reden zweitens über ca. 30 vom Ministerium für Finanzen und 
Wirtschaft geförderte Ausbildungsbegleiter. Das sind Men-
schen, die die Azubis und die Betriebe unterstützen und vor 
allem – das habe ich auch in meiner eigenen berufsschulischen 
Praxis feststellen können – wirklich wertvolle Beiträge lie-
fern, um Ausbildungsverhältnisse zu stabilisieren. Seit 2013, 
also seit diesem Jahr, gibt es zum Dritten auch rund 40 Be-
rufswerber und -werberinnen, die insbesondere auf Eltern und 
Jugendliche mit Migrationshintergrund zugehen und bei die-
sen auch aktiv für die Bedeutung unseres Systems der beruf-
lichen Bildung und für einen Ausbildungsabschluss generell 
werben. Kolleginnen und Kollegen, das sind Maßnahmen, die 
sich wirklich sehen lassen können.

(Beifall bei der SPD und Abgeordneten der Grünen)

Die berufliche Bildung hat für diese Koalition einen hohen 
Stellenwert. Sie hat insbesondere auch für die SPD einen ho-
hen Stellenwert. Wir haben uns auf unserem letzten Parteitag 
in Reutlingen sehr intensiv damit auseinandergesetzt.

(Zuruf des Abg. Volker Schebesta CDU)

Wir haben ein ausführlich besprochenes und auch gut bewer-
tetes großes Eckpunktepapier zur Stärkung der beruflichen 
Bildung verabschiedet.

(Abg. Volker Schebesta CDU: Nicht nur die SPD-
Fraktion!)

– Herr Schebesta, legen Sie einmal so viel nach wie die SPD. 
Wir werden beispielsweise am Samstag mit einem nächsten 
Fachtag, sozusagen als kleinem Werbeblock, noch einmal aus-
drücklich Werbung machen und uns mit der Zukunft des be-
rufsbildenden Systems auseinandersetzen. Deshalb muss ich 
mir von Ihnen nichts vorhalten lassen. 

(Beifall bei der SPD)

Lieber Herr Kollege, das eine ist das, was wir im Bereich des 
Wirtschaftsministeriums gestalten können, das andere ist aber 
das, was wir in den letzten zweieinhalb Jahren bereits im Be-
reich der beruflichen Bildung, also in der Bildungspolitik, ge-
leistet haben. Wir reden von einem Abbau des Unterrichtsde-
fizits auf ein historisch niedriges Niveau, wir reden von Re-
kordeinstellungen von Lehrerinnen und Lehrern an den beruf-
lichen Schulen, und wir reden von einem Bildungsplan, der 
seit Kurzem reformiert wird, bei dem das Leitbild Wirtschaft 
eine zentrale Bedeutung haben wird und mit dem wir ein neu-
es Schulfach „Wirtschaft“ einführen werden. Das ist eben kein 
Schönwetterreden, sondern das sind beeindruckende Erfolge, 
auf die wir stolz sein können. 

(Beifall bei Abgeordneten der SPD)

Meine Damen und Herren, Ziel der SPD bleibt es, dass jeder 
junge Mensch eine berufliche Perspektive erhält und mög-
lichst früh einen Weg in die berufliche Bildung findet. Wir 
brauchen qualifizierte Arbeitnehmerinnen und Arbeitnehmer. 
Deswegen darf sich auch kein Jugendlicher alleingelassen füh-
len; denn wir wollen sämtliche Talente optimal fördern. Fer-
ner werden wir das Thema „Jeder Jugendliche soll eine Ga-
rantie auf einen Ausbildungsplatz erhalten“ weiterverfolgen. 
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Das ist ein zentrales Premiumthema der Sozialdemokratie in 
Baden-Württemberg.

(Beifall bei Abgeordneten der SPD)

Als Bildungspolitiker stelle ich daher fest: Wir haben gelie-
fert und werden weiter liefern. Als Wirtschaftspolitiker stelle 
ich fest: Wir gehen den Fachkräftemangel mit den Partnern 
im Bündnis weiter konsequent an. Und als Parlamentarier wie-
derhole ich meinen ausdrücklichen Dank an Wirtschaftsmi-
nister Nils Schmid und alle Beteiligten im Ministerium. Herr 
Minister, die Initiativen der letzten zweieinhalb Jahre laufen 
sehr gut. Das ist auch Ihr Verdienst. Unseren ausdrücklichen 
Dank dafür. 

Herzlichen Dank.

(Beifall bei der SPD und Abgeordneten der Grünen)

Präsident Guido Wolf: Für die CDU-Fraktion spricht Kol-
lege Paal.

Abg. Claus Paal CDU: Herr Präsident, liebe Kolleginnen und 
Kollegen! Ich freue mich sehr, dass wir heute in dieser Aktu-
ellen Debatte über die duale Ausbildung sprechen. Die duale 
Ausbildung ist mit Sicherheit älter als das Thema S 21. Des-
halb ist natürlich auch das Thema S 21 topaktuell und immer 
eine Aktuelle Debatte wert. Ich habe daher die Äußerung von 
Frau Splett nicht verstanden. 

Ich werde jetzt auf das Thema Wirtschaft eingehen, und die 
Kollegin Viktoria Schmid wird später auf das Thema Schule 
eingehen. 

Die duale Ausbildung – ich denke, darin sind wir uns einig – 
ist das Erfolgsmodell für Baden-Württemberg, und dies in 
zweierlei Hinsicht: Dies gilt zum einen für die Wirtschaft. Mit 
der dualen Ausbildung können wir für die Wirtschaft den 
Nachwuchs an Fachkräften generieren. Zum anderen ist sie 
wichtig für die ganze Gesellschaft. Sie haben es gerade er-
wähnt: Wir haben die geringste Jugendarbeitslosenquote in 
Europa. Dies ist wirklich ein Erfolg, der sich sehen lassen 
kann. 

Wie wertvoll dieses duale System ist, sieht man, wenn man 
es auf andere Länder übertragen möchte. Ich erlebe es in ei-
nem Projekt selbst. Dabei bohrt man ganz dicke Bretter. Das 
gilt z. B. für Russland. Es gehört einfach eine Unternehmens-
kultur dazu, die gewachsen sein muss, auch ein Verständnis 
dafür, dass Ausbildung ein Unternehmen auch Geld kostet. 
Dies mit den Akteuren gemeinsam auf die Reihe zu bringen 
ist außerordentlich schwierig und dauert sehr lange. Umso 
wichtiger ist, dass wir es hier dauerhaft als Erfolgsgeschich-
te fortschreiben, so weitermachen und es weiterentwickeln, 
u. a. durch dieses Ausbildungsbündnis, auf das ich jetzt zu 
sprechen komme, ein Ausbildungsbündnis, das hervorragend 
funktioniert. Es handelt sich um eine Kooperation zwischen 
verschiedenen Akteuren hier in Baden-Württemberg. Kam-
mern, Wirtschaftsverbände, Agentur für Arbeit, Politik, die 
kommunalen Landesverbände und auch die Gewerkschaften 
arbeiten hier zusammen. 

Nur zur Erinnerung: Dieses Bündnis zur Stärkung der beruf-
lichen Ausbildung in Baden-Württemberg geht auf das Jahr 
2004 zurück. Es entstand also nicht nach dem letzten Regie-

rungswechsel, sondern hat schon eine deutlich längere Ge-
schichte und ist damals deshalb eine sehr weitsichtige Maß-
nahme gewesen. 

Im Jahr 2010 hat das Bündnis dann beschlossen, die Jugend-
lichen mit schlechten Startchancen stärker in den Blick zu 
nehmen. Auch das war eine sehr begrüßenswerte Entschei-
dung. Deshalb, Herr Kollege Fulst-Blei, sage ich: Wir disku-
tieren hier nichts Neues, aber das Thema ist sehr wichtig, und 
es ist auch sehr richtig, darüber zu reden. Denn die Heraus-
forderungen bei der dualen Ausbildung und im Fachkräftebe-
reich sind sehr, sehr groß. Insgesamt ist hier gemeinsames 
Handeln gefragt. Übrigens – ich verweise darauf, dass 85 % 
der fehlenden Fachkräfte beruflich ausgebildete Fachkräfte 
sind – ist Ihre Forderung im Koalitionsvertrag, 50 % der Ab-
schlüsse müssten Hochschulabschlüsse sein, völlig falsch. 
Hier ist dringend eine Korrektur notwendig. Minister Schmid 
hat sich hierzu auch bereits anders geäußert.

Zum Eckpunktepapier: Das vorgestellte Eckpunktepapier der 
Steuerungsgruppe des Ausbildungsbündnisses zielt in die rich-
tige Richtung. Richtig ist, dass man nach allen Jugendlichen 
schaut und hier vor allem nach der beruflichen Ausbildung 
schaut. Richtig ist auch, dass das schulische Übergangssys-
tem gestrafft wird und der direkte Einstieg in Ausbildung und 
Beruf für Schulabgänger durch mehr Praxisbezug gestärkt 
wird. 

Das Schulfach „Wirtschaft/Berufs- und Studienorientierung“ 
muss natürlich kommen und wird von der Wirtschaft auch seit 
Langem gefordert. Bitte streichen Sie die Berufsorientierung 
nicht heraus; genau die brauchen wir hier unbedingt.

Wie bereits im Jahr 2010 beschlossen, wird der Fokus jetzt 
auf Jugendliche gelegt, die Förderbedarf haben, oder auf Ju-
gendliche, die ohne Förderbedarf in die Ausbildung kommen, 
aber keinen Ausbildungsplatz finden. Hier liegen Potenziale 
für unsere Wirtschaft, und natürlich drohen hier auch mensch-
liche Schicksale. 

Was schlägt die Steuerungsgruppe an Modellprojekten vor? 
Einmal dieses Projekt für die duale Ausbildungsvorbereitung 
„AV Dual“ für Jugendliche mit Förderbedarf und „BQ Dual“ 
für Jugendliche ohne Förderbedarf, aber auch ohne Ausbil-
dungsplatz. Beide Projekte sind gute Ansätze dieses Bündnis-
ses, und beide Modellprojekte werden wir mit Interesse ver-
folgen. 

Nur muss man genau beobachten, wie sich hier die Zahlen 
entwickeln. Denn der Ausnahmefall darf nicht zum Normal-
fall werden. Ein direkter Übergang in ein duales Ausbildungs-
verhältnis muss der Normalfall bleiben. Zu diesen Modellpro-
jekten darf nur zugelassen werden, wer sich mehrmals ver-
geblich um einen Ausbildungsplatz bemüht, nicht der, der den 
einfacheren Weg gehen möchte und sich beispielsweise Be-
werbungen erspart. Hier meine ich natürlich hauptsächlich 
„BQ Dual“. 

Deshalb müssen die Maßnahmen gut koordiniert werden, und 
es muss geklärt sein, wer für diese Koordinierung zuständig 
ist und wer sie finanziert.

Meine Damen und Herren, lassen Sie uns die Erfolgsgeschich-
te der dualen Ausbildung fortschreiben – dual auch im Sinne 
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der Wirtschaft und im Sinne der Jugendlichen. Die CDU geht 
übrigens davon aus, dass das Bündnis im Jahr 2014 fortge-
setzt wird.

Vielen Dank.

(Beifall bei der CDU und Abgeordneten der SPD so-
wie des Abg. Dr. Friedrich Bullinger FDP/DVP)

Präsident Guido Wolf: Für die Fraktion GRÜNE spricht Kol-
lege Lehmann.

Abg. Siegfried Lehmann GRÜNE: Herr Präsident, meine 
Damen und Herren! Das Bündnis für Ausbildung besteht seit 
dem Jahr 2004 – das ist richtig –, aber wir haben mit dem Ko-
alitionsvertrag, den die Koalitionsparteien für die neue Lan-
desregierung verabschiedet haben, auch eine neue Orientie-
rung in das Bündnis für Ausbildung hineingebracht, nämlich 
den elementaren Satz, dass wir in Baden-Württemberg ein 
Recht auf berufliche Ausbildung verwirklichen wollen.

Warum ist das so wichtig? Herr Paal, wir reden über das du-
ale Ausbildungssystem. Darüber hören wir auch in Deutsch-
land generell immer wieder, alles sei super toll und das duale 
System sei ein Exportschlager. Wenn wir aber die reale Situ-
ation in Baden-Württemberg anschauen, sehen wir, dass wir 
hier seit vielen Jahren ein Problem haben: Die Zahl der Aus-
bildungsplätze ist in den vergangenen 25 Jahren um 30 % zu-
rückgegangen. Zwar sind 60 % der Betriebe ausbildungsbe-
rechtigt, aber nur die Hälfte davon bilden aus. Ferner befin-
den sich ca. 63 000 junge Menschen im Übergangsbereich, 
münden also direkt nach der allgemeinbildenden Schulausbil-
dung nicht in die duale Ausbildung ein, obwohl sie dort ei-
gentlich irgendwann später einmal einmünden können und 
dies dann auch tun. Ihre Zahl liegt in einer ähnlichen Größen-
ordnung wie die Zahl junger Leute, die direkt in die duale 
Ausbildung einmünden.

Es gibt eine Untersuchung, die aufzeigt, dass sich in Baden-
Württemberg 39 % der jungen Menschen, die nicht einen Aus-
bildungsgang besuchen, der auf die Hochschule zielt, im Über-
gangsbereich befinden. 45 % gehen in das duale System. Das 
hört sich zunächst vielleicht noch ganz gut an, weil es mehr 
sind, aber der Bundesdurchschnitt sollte uns zu denken geben. 
Bundesweit gehen nämlich 51 % der jungen Menschen in die 
duale Ausbildung und 28 % in den Übergangsbereich. Wenn 
man Bayern zum Vergleich heranzieht, wird das Ganze noch 
dramatischer; denn in Bayern gehen 63 % direkt in die duale 
Ausbildung und ca. 16 % in den Übergangsbereich. 

Aus diesen Zahlen wird deutlich, dass es bei dem, was wir in 
den Koalitionsvertrag hineingeschrieben haben und auch in 
das Bündnis für Ausbildung hineingetragen haben, nämlich 
das Recht auf Ausbildung zu verwirklichen und den Übergang 
von allgemeinbildender Schule und beruflicher Ausbildung 
ins Zentrum zu rücken, großen Handlungsbedarf gibt. 

Das alte Motto – ich will es nicht kleinreden – der vergange-
nen Jahrzehnte, dass es keinen Abschluss ohne Anschluss ge-
ben soll, ist richtig und gut; das habe ich auch immer unter-
stützt. Das haben wir unterstützt, und das war auch eine gute 
Maßnahme. Das hat aber natürlich dazu geführt, dass wir in 
Baden-Württemberg durch diesen Anspruch den Übergangs-
bereich extrem ausgeweitet haben. Die Zahlen belegen es ganz 
klar. Hier müssen wir natürlich gegensteuern, und deswegen 

ist die Reform, die diskutiert und im Konsens in den Grund-
zügen in das Eckpunktepapier eingebracht wurde, richtig, not-
wendig und gut. Denn wir müssen hier gegensteuern; das ist 
absolut notwendig. Dazu brauchen wir die Gemeinsamkeit. 
Denn für die berufliche Ausbildung sind alle zuständig. 

(Beifall bei den Grünen und der SPD)

Das Land ist zuständig, die Betriebe sind zuständig und ha-
ben eine Verantwortung. Alle stehen hier in der Verantwor-
tung, auch die Sozialpartner. Deshalb ist das Bündnis für Aus-
bildung auch der richtige Platz, um im Bereich des Übergangs 
von der Schule in den Beruf einen neuen Ansatz zu finden.

(Glocke des Präsidenten)

Präsident Guido Wolf: Kollege Lehmann, entschuldigen Sie. 
Gestatten Sie eine Zwischenfrage der Kollegin Gurr-Hirsch?

Abg. Siegfried Lehmann GRÜNE: Ja.

Abg. Friedlinde Gurr-Hirsch CDU: Herr Kollege Lehmann, 
ich bin auch der Meinung – ich glaube, dass wird auch mani-
fest –, dass wir bei diesem Thema Einigkeit haben sollten und 
dass es darum geht, dass unser berufliches System effizient 
geführt werden soll. Sie haben jetzt gerade, möchte ich sagen, 
den Knackpunkt angesprochen: den Übergangsbereich, der in 
Baden-Württemberg besonders auffällig ist.

Erste Frage: Hängt das damit zusammen – das ist mir bislang 
nicht klar geworden –, dass die Wirtschaft zu wenig Ausbil-
dungsplätze anbietet, oder hängt das eher damit zusammen, 
dass Abgänger sich eine gewisse Orientierungsphase gönnen?

Eine weitere Frage: Könnten Sie sich vorstellen, dass die Lan-
desregierung darauf hinwirkt, das die Kompetenzen, die in der 
Übergangszeit erworben werden, insofern angerechnet wer-
den, dass sie in einschlägigen Berufen zu einer verkürzten 
Lehrzeit führen? Denn ich halte es für den größten volkswirt-
schaftlichen Schwachsinn, dass jemand das Berufskolleg I 
oder II besucht und dann noch einmal drei Jahre lang meinet-
wegen Industriekaufmann lernen muss.

Abg. Siegfried Lehmann GRÜNE: Vielen Dank für die Fra-
ge. – Sie haben in allen drei Punkten völlig recht. Es gibt zu 
wenig Ausbildungsplätze – ich habe es gesagt –, die Betriebe 
haben sich aus welchen Gründen auch immer zurückgezogen. 
Das muss bewertet werden. Es spielt auch eine Rolle, dass 
junge Menschen sich heute anders orientieren. Das Erwerben 
höherer allgemeinbildender Abschlüsse ist eine richtige Ent-
wicklung. Ich möchte das nicht kleinreden. Junge Menschen, 
die die mittlere Reife oder auch das Abitur haben, haben bes-
sere Voraussetzungen, im späteren Berufsleben erfolgreich 
sein zu können. Das ist richtig. Das sollte nicht zurückgedreht 
werden. Deswegen sind wir mit dieser Reform auf dem rich-
tigen Weg. 

In der zweiten Runde möchte ich noch etwas zu den Eckpunk-
ten sagen und meine Rede deshalb jetzt abschließen. 

Ich lade Sie alle ein, diese Reform konstruktiv zu begleiten.

(Beifall bei den Grünen und der SPD)

Präsident Guido Wolf: Für die Fraktion der FDP/DVP spricht 
Herr Abg. Grimm.



 4817

Landtag von Baden-Württemberg – 15. Wahlperiode – 80. Sitzung – Mittwoch, 6. November 2013

Abg. Leopold Grimm FDP/DVP: Herr Präsident, meine sehr 
geehrten Damen und Herren, liebe Kolleginnen und Kolle-
gen! In Baden-Württemberg gibt es in diesem Herbst fast 
5 000 unbesetzte Ausbildungsstellen. Gleichzeitig haben rund 
15 % der Jugendlichen keinen Ausbildungsplatz. Die Regie-
rung will das mit einem Ausbildungspakt ändern und so den 
Übergang von der Schule in den Beruf neu gestalten. Das Mot-
to lautet: Alle Jugendlichen erhalten eine Chance auf eine be-
rufliche Ausbildung.

Meine Damen und Herren, ich erkenne daran nichts Neues, 
abgesehen davon, dass der Berufsschullehrerverband bei die-
sen Gesprächen nicht vertreten war. 

In Baden-Württemberg gab es schon immer die Chance für al-
le, einen Ausbildungsplatz zu bekommen. Ich denke, Deutsch-
land und insbesondere Baden-Württemberg profitieren von 
der dualen Ausbildung. Wenn die duale Ausbildung jetzt ge-
fördert wird, dann muss sie auch fördern, bevor das Kind in 
den Brunnen gefallen ist.

Die meisten meiner Vorredner haben in ihrem früheren Be-
rufsleben schon einmal Ausbildung betrieben und junge Aus-
zubildende in ihrem Betrieb ausgebildet. Deshalb wissen sie 
Bescheid über die Kenntnisse der Jugendlichen. 

Herr Lehmann, Sie haben vorhin gesagt, die Betriebe zögen 
sich hinsichtlich der Ausbildung zurück. Hierzu muss man sa-
gen, dass in den Ausbildungsbetrieben Meister tätig sind, die 
eine Ausbildereignungsprüfung abgelegt haben, aber keine 
Pädagogen sind. Wenn Bewerbern keine Ausbildungsreife ge-
geben ist, ist das natürlich ein Grund für die Betriebe, den ei-
nen oder anderen Bewerber nicht einzustellen. 

Die Wirtschaft braucht gute Haupt- und Realschüler, aber kei-
ne neuen Schulsysteme. Die Wirtschaft braucht aber auch Ab-
iturienten. Ihr im Koalitionsvertrag festgeschriebenes Ziel, 
mehr als 50 % eines Jahrgangs zum Abitur zu führen, zeigt 
ganz klar, wohin Sie die Jugendlichen tendenziell bringen 
wollen.

(Zuruf des Abg. Thomas Poreski GRÜNE)

Die von Ihnen installierten Gemeinschaftsschulen entziehen 
der dualen Berufsausbildung den Boden. 

(Abg. Dr. Stefan Fulst-Blei SPD: Du liebe Güte! – 
Glocke des Präsidenten)

Präsident Guido Wolf: Herr Abg. Grimm, gestatten Sie eine 
Zwischenfrage der Kollegin Boser?

Abg. Leopold Grimm FDP/DVP: Nein. – Ihre Absicht, durch 
Akademisierung eine bessere Qualifikation zu erreichen, führt 
die Jugend an der dualen Ausbildung vorbei. Dann passiert 
hier das Gleiche, was in anderen europäischen Ländern auch 
passiert ist. 

Wenn Sie der Jugend und der Wirtschaft und somit der Zu-
kunft unseres Landes etwas Gutes tun wollen, darf man damit 
nicht erst in den Klassenzimmern beginnen. Kinder, die De-
fizite haben, müssen vor der Einschulung gefördert werden. 
Darin liegt das große Problem, Herr Kollege Rust. Es wäre 
einfacher und kostengünstiger, bei den Kindern anzufangen. 

Dann wäre die Grundvoraussetzung, nämlich die Sprach-
kenntnis, gegeben, wenn die Kinder eingeschult werden.

Ziel jeder schulischen Ausbildung muss ein Abschluss sein, 
der auch zum Anschluss führt. Das Motto darf nicht heißen: 
Jeder hat eine Chance auf einen Abschluss. Vielmehr muss 
das Motto lauten: Jeder muss einen Abschluss erreichen. Erst 
dann können Sie das Ziel festschreiben, dass alle Jugendli-
chen eine Chance auf eine berufliche Ausbildung haben sol-
len. Bis dahin sollte man den Jugendlichen beigebracht ha-
ben, dass ihr beruflicher Weg mehr ihren Fähigkeiten als ih-
ren Wünschen entsprechen sollte.

Außerdem brauchen wir einen Ausbildungspakt, der den hoch 
qualifizierten und motivierten Jugendlichen gerecht wird. Dies 
gilt insbesondere angesichts des Drangs hin zur Akademisie-
rung. Schulen müssen so gestärkt werden, dass die duale Aus-
bildung hoch qualifizierte Menschen hervorbringt. Dabei muss 
man Schule und Berufsausbildung nicht neu erfinden. 

Der derzeit eingeschlagene Weg führt dazu, dass sich die 
Schere zwischen der Zahl der offenen Stellen und der Zahl 
der Bewerber weiter öffnet. Das zeigt sich auch dadurch, dass 
wir doppelte Abgänge – G 8 und G 9 – u. a. auch im Ausbil-
dungsbereich haben. Die Situation wird sich in den nächsten 
Jahren aber entzerren. Deshalb wird die Schere weiter ausei-
nandergehen.

Wenn Bewährtes verbessert werden kann – auch aus der Ver-
gangenheit heraus gibt es bestimmt einiges zu verbessern –, 
dann sollte das, wenn es den Jugendlichen und der Wirtschaft 
dient, auch gemacht werden. Deshalb sollten Sie das auch ver-
suchen, aber Sie sollten nicht anstreben, mit neuen Systemen 
und mit neuen Ideen etwas Bewährtes zu umgehen. Sie soll-
ten nicht versuchen, mit einer Stange im Nebel nach neuen 
Wegen zu stochern. 

Ich denke, wir finden uns alle hier im Leben wieder, meine 
Damen und Herren. Dabei meine ich das richtige Leben. 

Danke schön.

(Beifall bei der FDP/DVP und Abgeordneten der 
CDU)

Präsident Guido Wolf: Für die Landesregierung spricht der 
Minister für Finanzen und Wirtschaft, Herr Dr. Nils Schmid.

Minister für Finanzen und Wirtschaft Dr. Nils Schmid: 
Herr Präsident, liebe Kolleginnen und Kollegen! Ich freue 
mich, dass wir uns in diesem Haus bei zwei Grundsätzen ei-
nig sind. Dies betrifft zum einen die überragende Bedeutung 
der dualen Ausbildung als Erfolgsfaktor für Wirtschaft und 
Gesellschaft in unserem Land. Ein Blick in die europäischen 
Nachbarländer und in die weite Welt hinaus zeigt uns, dass 
wir mit diesem weltweit fast einzigartigen Ausbildungssys-
tem in Deutschland und auch in Baden-Württemberg auf dem 
richtigen Weg sind. Bei Delegationsreisen stelle ich immer 
wieder fest, dass die baden-württembergischen Mittelständler 
diese bewährten Strukturen im Ausland gern vorfinden wol-
len oder diese tatkräftig mit aufbauen.

Entscheidend ist aber auch – da will ich Herrn Paal ausdrück-
lich zustimmen –, dass duale Ausbildung nicht nur bedeutet, 
dass man Berufsschulen errichtet, Berufsschullehrer einstellt 
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und Ausbildungsverträge abschließt, sondern das ist auch ei-
ne kulturelle, eine mentale Frage, die nicht aus dem Nichts 
heraus entstehen kann. Wichtig ist ein Zusammenwirken der 
Wirtschaft mit den öffentlichen Einrichtungen. Die Voraus-
setzungen hierfür können nicht alle in Gesetze gefasst wer-
den. 

Das setzt eine langfristig orientierte Kultur in unserer Wirt-
schaft und außerdem die Bereitschaft voraus, Geld in die Hand 
zu nehmen, um jungen Menschen drei oder dreieinhalb Jahre 
lang eine Ausbildung zu ermöglichen und ihnen zudem eine 
Ausbildungsvergütung zu bezahlen, obwohl die Gefahr be-
steht, dass die ausgebildete Fachkraft später an eine andere 
Stelle wechselt, und zwar anders als beim Fußball ohne Ab-
lösesumme. 

Wir können uns glücklich schätzen, in der Lage zu sein, dass 
die baden-württembergischen Unternehmer insbesondere des 
Handwerks und des Mittelstands mit großem Eifer in die Aus-
bildung investieren. Eine zweite mentale bzw. kulturelle Vo-
raussetzung ist, dass sie sich ehrenamtlich in den Kammern 
engagieren. Sie sind also nicht nur Ausbilder, sondern auch 
ehrenamtliche Prüfer in den verschiedenen Gremien der Hand-
werkskammern, Industrie- und Handelskammern und der In-
nungen, um die Ausbildung voranzubringen. 

Dieses Gesamtgeflecht ist sehr wertvoll. Deshalb messen wir, 
die Landesregierung, und sicher auch alle hier im Landtag der 
beruflichen Ausbildung eine so große Bedeutung bei. 

(Zuruf des Abg. Dr. Friedrich Bullinger FDP/DVP)

Gerade weil wir die berufliche Ausbildung so hoch schätzen, 
ist eine feste Quote, die vorschreibt, wie viele junge Leute ei-
nes Jahrgangs einen akademischen Abschluss bzw. einen nicht 
akademischen Abschluss anstreben sollten, natürlich nicht 
Ziel dieser Landesregierung. Das ist im Koalitionsvertrag si-
cherlich missverständlich formuliert. Angesichts des sich ab-
zeichnenden Fachkräftebedarfs brauchen wir sehr viele junge 
Leute, die die bewährte duale Ausbildung absolvieren.

(Abg. Dr. Friedrich Bullinger FDP/DVP: Sehr rich-
tig!)

Mit verschiedenen Maßnahmen ermuntert die Landesregie-
rung Jugendliche zum Eintritt in die duale Ausbildung. 

(Beifall bei der SPD und Abgeordneten der Grünen 
sowie des Abg. Claus Paal CDU)

Bei dieser Frage sollte man sich vor einem falschen Konkur-
renzdenken hüten. Verschiedentlich ist die nicht ausgeschöpf-
te Begabungsreserve der Jugendlichen eines Jahrgangs ange-
sprochen worden, die keinen Berufsabschluss erzielen. Das 
heißt, es gibt jenseits der Frage, wie viele junge Menschen an 
die Hochschule gehen, viele Tausend Jugendliche im Land, 
die weder an die Hochschulen gehen noch eine berufliche Aus-
bildung erfolgreich abschließen. Insofern gibt es in unserer 
Gesellschaft ein unglaublich großes Potenzial für die duale 
Ausbildung. Genau dieses Potenzial will ich als Wirtschafts-
minister ausschöpfen. 

(Beifall bei der SPD und Abgeordneten der Grünen)

Nach den allgemeinen Glaubenssätzen und den Bekenntnis-
sen, die wir sicherlich alle teilen, komme ich jetzt zur berech-

tigten Aktualität dieser Debatte. Beim Spitzengespräch des 
Ausbildungsbündnisses am Montag, also erst vorgestern, ha-
ben wir einen Durchbruch auf dem Weg zur Reform des Über-
gangsbereichs erzielt. Deshalb freue ich mich, dass die SPD-
Fraktion aus diesem aktuellen Anlass diese Aktuelle Debatte 
beantragt hat. 

Zunächst einmal möchte ich die Ausgangslage auf dem Aus-
bildungsmarkt in Baden-Württemberg schildern. Die Lage hat 
sich im Vergleich zum Vorjahr nicht wesentlich verändert. Der 
Ausbildungsmarkt ist nach wie vor von Rückgängen geprägt. 
Die Zahl der neuen Ausbildungsverträge geht bei Industrie 
und Handel um 5 %, beim Handwerk um 4 % zurück. 

Auf der anderen Seite war zum Stichtag 30. September bei 
den Arbeitsagenturen gemeldet, dass rund 5 000 Ausbildungs-
plätze noch unbesetzt geblieben sind. Demgegenüber waren 
nur 800 Jugendliche völlig unversorgt. Diese Zahlen, vor al-
lem aber die hohe Zahl offener Lehrstellen, zeigen, dass die 
Schwierigkeiten der Wirtschaft, ausreichend Fachkräftenach-
wuchs auszubilden und die Ausbildungsplätze zu besetzen, 
weiter zunehmen. 

Deshalb ist es so wichtig, dass auch auf Initiative des Ausbil-
dungsbündnisses in diesem Jahr erstmals Berufsberater der 
Arbeitsagenturen und Kammervertreter direkt an beruflichen 
Schulen offene Ausbildungsplätze vorstellen, wodurch Ju-
gendliche an beruflichen Schulen, die noch auf Ausbildungs-
platzsuche sind, eine kurzfristige Chance zu einem Direktein-
stieg in eine duale Ausbildung erhalten. Das ist wichtig, weil 
dies beides – den Einsatz gegen den Fachkräftemangel und 
das Bieten neuer Chancen für die Jugendlichen – miteinander 
verbindet.

Dieser Fachkräftebedarf wurde in dem IHK-Fachkräftemoni-
tor – das will ich bei dieser Gelegenheit in Erinnerung rufen 
– auf 150 000 bereits heute fehlende Fachkräfte und 270 000 
im Jahr 2021 fehlende Fachkräfte beziffert. Das zeigt auch die 
Dimension der Herausforderung, vor der wir stehen. 

Wie bereits in den Vorjahren und auch aktuell analysiert wor-
den ist, gehen jährlich 38 000 Jugendliche in Baden-Württem-
berg nicht in eine Ausbildung, sondern in den Übergangsbe-
reich. Genau das, meine sehr verehrten Damen und Herren, 
können wir uns angesichts der geschilderten Situation nicht 
mehr länger leisten,

(Beifall bei den Grünen und der SPD sowie der Abg. 
Friedlinde Gurr-Hirsch CDU)

und zwar erstens, weil es bedeutet, dass die betroffenen jun-
gen Menschen Warteschleifen drehen müssen, und zweitens, 
weil es finanziell nicht länger tragbar ist. 

Deshalb haben wir – das ist der Durchbruch, den wir durch 
intensive Vorbereitung aller Bündnispartner in der Steuerungs-
gruppe erreicht haben – uns vorgenommen, diesen Übergangs-
bereich kleiner und zielführender zu gestalten. Das überge-
ordnete Ziel ist, den Übergangsbereich so auszulegen, dass die 
jungen Leute möglichst schnell direkt in eine Ausbildung 
kommen. Auf diesem Weg wollen wir keinen einzigen Jugend-
lichen zurücklassen. Das ist unser Anspruch. 

(Glocke des Präsidenten)
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Präsident Guido Wolf: Herr Minister, gestatten Sie eine Zwi-
schenfrage des Kollegen Dr. Bullinger?

Minister für Finanzen und Wirtschaft Dr. Nils Schmid: Ja, 
gern.

Abg. Dr. Friedrich Bullinger FDP/DVP: Herr Minister, wenn 
ich mich recht erinnere, gab es einmal Aktionen von Lehrstel-
lenwerbern, die meines Wissens vom Wirtschaftsminister ge-
meinsam mit den Kammern initiiert wurden. Was tun Sie? 
Werden diese Aktionen fortgeführt oder intensiviert? Ich hal-
te es für wichtig, sowohl mehr Lehrer in die Betriebe als auch 
die Betriebe, also die Unternehmer, vor allem die Handwer-
ker, verstärkt in die Schulen zu bringen. Es ist auch wichtig, 
dass die Kammern von der Landesregierung im Hinblick auf 
diese Lehrstellenwerbeaktionen unterstützt werden. Wird dies 
fortgeführt? Sind Sie vielleicht auch aufgrund der vorliegen-
den Zahlen bereit, diese Aktionen zu intensivieren?

Minister für Finanzen und Wirtschaft Dr. Nils Schmid: Sie 
sprechen ein ganz wichtiges Instrument an, das wir auch im 
Ausbildungsbündnis vereinbart haben: Das sind die sogenann-
ten Ausbildungsbotschafter, die in den Klassen unter den na-
hezu Gleichaltrigen für eine Ausbildung werben. Das ist ein 
ganz großartiges Modell, an dem sehr viele Betriebe teilneh-
men. Wir versuchen, dies in der Fläche gleichmäßiger und in-
tensiver zu begleiten. Wir kooperieren hier mit den Kammern. 
Diese Aktionen wollen wir fortführen. Denn, so denke ich, es 
ist besonders überzeugend, wenn ein junger Mann oder eine 
junge Frau, der oder die aktuell in einer Ausbildung ist, in der 
Klasse von eigenen Erfahrungen erzählt, davon, wie die Aus-
bildung abläuft, was man in der Ausbildung alles tut. Das ist 
viel authentischer, als wenn ein Außenstehender erzählt, was 
eine duale Berufsausbildung ist. Dieses Modell hat sich un-
heimlich bewährt. Wir werden es weiterführen.

Jetzt komme ich zu den Punkten, die wir gemeinsam – das 
Land, die Wirtschaft, Gewerkschaften, Arbeitsagentur, Kom-
munen – hinsichtlich der Reform des Übergangsbereichs ver-
einbart haben. Nach einer intensiven Vorbereitungszeit von 
über einem Jahr konnten wir ein Eckpunktepapier vorstellen. 
Ich bin froh, dass es bei diesem komplexen Thema zu diesem 
Durchbruch gekommen ist. Der breite Konsens – das ist das 
Neue, der neue Schwung, der in den Prozess gekommen ist – 
ist besonders wertvoll. Alle ziehen an einem Strang, und das 
auch noch in dieselbe Richtung. So soll es sein. 

Es geht vor allem um eine bessere Berufsorientierung an all-
gemeinbildenden Schulen sowie eine starke Einbindung be-
trieblicher Aspekte in der schulischen Ausbildungsvorberei-
tung, um sogenannte Klebeeffekte zu erreichen. Auch dann, 
wenn junge Leute nicht direkt in einen Ausbildungsberuf ein-
steigen, sollen sie schon in den schulischen Einrichtungen, in 
denen sie dann sind, sehr viele Elemente betrieblicher Berufs-
bildung mitbekommen. Das wird so umgesetzt – ich nenne 
die fünf entscheidenden Punkte –, indem erstens die systema-
tische Berufsorientierung an den allgemeinbildenden Schulen 
so ausgestaltet wird, dass jeder Schüler weiß, was den Aus-
bildungsberuf ausmacht, dass er sich bei guter Informations-
lage selbst frei entscheiden kann, ob er in eine Ausbildung ein-
mündet oder einen anderen Weg geht. 

Das Kultusministerium – das möchte ich ausdrücklich beto-
nen – ist bereits auf einem sehr guten Weg, etwa mit dem Leit-

prinzip „Berufliche Orientierung“ in den neuen Bildungsplä-
nen und dem neuen Schulfach „Wirtschaft/Berufs- und Stu-
dienorientierung“. Ich will meinem Kollegen Minister And-
reas Stoch und der Staatssekretärin Marion von Wartenberg 
ausdrücklich für die gute Kooperation, gerade bei diesen The-
men, danken. 

(Beifall bei der SPD)

Nach der Berufsorientierung in den Schulen geht es jetzt um 
den Übergang. Hier wollen wir – das ist das erste Element – 
den Jugendlichen, die noch nicht ausbildungsreif sind, durch 
eine stärkere Einbindung von Betrieben in der Ausbildungs-
vorbereitung den Übergang erleichtern. Wenn Betriebsprak-
tika eingebaut werden, führt dies zu Klebeeffekten und damit 
zu höheren Übergangsraten in die betriebliche Ausbildung. 

Dazu sollen die bisherigen vollzeitschulischen Bildungsgän-
ge durch einen neuen schulischen Bildungsgang „Ausbil-
dungsvorbereitung Dual (AV Dual)“ ersetzt werden. Dies ist 
zwar ein schulisches Angebot, der duale Bezug wird jedoch 
deutlich stärker herausgestellt. Die Ausbildung umfasst in der 
Regel zwei Tage pro Woche in der betrieblichen Praxis. Au-
ßerdem sollen sich während der Betriebspraktika Begleiter 
um die Jugendlichen kümmern und bei der Vermittlung von 
Ausbildungsstellen helfen. 

Jetzt kommt das Entscheidende, nämlich das Partnerschaftli-
che mit der Wirtschaft: Das Ganze funktioniert nur, wenn die 
Betriebe ausreichend Praktikumsplätze bereitstellen. Die Wirt-
schaft hat mit einer Praktikumsgarantie eine starke Selbstver-
pflichtung auf den Tisch gelegt. Auch dafür möchte ich allen 
Vertretern der Wirtschaft ganz herzlich danken.

Für diejenigen Jugendlichen, die keinen Förderbedarf haben, 
jedoch keinen Ausbildungsplatz gefunden haben, gibt es ein 
neues berufsschulisches Angebot, das das erste Ausbildungs-
jahr in ausgewählten Berufen ersetzt. Dies entspricht der Aus-
bildungsgarantie, die wir im Koalitionsvertrag unter dem 
Stichwort „Recht auf Ausbildung“ vereinbart haben. 

Klar ist aber auch: Auch bei diesem Modul bleibt das Ziel der 
Übergang in die betriebliche Ausbildung, auch noch kurzfris-
tig aus der Schule heraus. Die beruflichen Inhalte, die in die-
sem ersten Jahr unterrichtet werden, werden mit der Wirt-
schaft eng abgestimmt. Es soll nicht für irgendwelche Mode-
berufe ausgebildet werden. Die Inhalte müssen mit dem Aus-
bildungsbedarf der Wirtschaft abgestimmt sein. 

Hier geht es also – zugegebenermaßen – um eine vollschuli-
sche Lösung, die aber deutlich stärker als in der Vergangen-
heit auf die betriebliche Ausbildung und auf den jederzeitigen 
Wechsel aus der Schule heraus in eine direkte betriebliche 
Ausbildung ausgerichtet wird. Es geht also um eine Auf-
fanglösung und nicht um ein Konkurrenzangebot zur dualen 
Ausbildung.

Schließlich soll das alles vor Ort mit allen Aktivitäten im 
Übergangsbereich besser abgestimmt werden. Das heißt, wir 
brauchen ein regionales Übergangsmanagement. Hier haben 
sich die Kommunen über den Städtetag bereit erklärt, koordi-
nierende Aufgaben zu übernehmen. Auch dafür will ich der 
kommunalen Seite ganz herzlich danken. Das ist ein ganz 
wichtiger Beitrag, um dieses Ziel zu erreichen. 

(Beifall bei der SPD und Abgeordneten der Grünen)
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Wir wollen diesen neuen Übergangsbereich zunächst einmal 
in regionalen Modellversuchen erproben, damit wir wissen, 
was funktioniert, wo es hakt, wo es knirscht. Dies soll zum 
neuen Schuljahr, also zum Schuljahr 2014/2015, starten. Dann 
ziehen wir Schlüsse daraus, wo es gut funktioniert. Was vor 
Ort an Erfahrungen gewonnen wird, kann dann in die Breite 
umgesetzt werden. 

Sie sehen also, es ist uns mit der Neugestaltung des Über-
gangsbereichs, meine ich, ein großer Wurf gelungen, eine 
breite Basis für eine starke Ausrichtung auf die betriebliche 
Ausbildung, eine Basis, mit der sich alle Verantwortlichen am 
Ausbildungsmarkt identifizieren können, auch ein gelungenes 
Beispiel für die dialogorientierte Wirtschaftspolitik zu schaf-
fen. Damit besteht nun endlich die Chance, dass der oft un-
übersichtliche Übergangsbereich zu einem Übergangssystem 
wird. Ich freue mich, dass wir in dem Ausbildungsbündnis so 
viele Partner haben, die an einem Strang ziehen. Ich freue 
mich über die ermunternden Worte auch aus diesem Plenum 
und hoffe, dass wir gemeinsam für diese Jugendlichen gute 
Ergebnisse am Ausbildungsmarkt erzielen können.

Herzlichen Dank.

(Beifall bei den Grünen und der SPD)

Präsident Guido Wolf: Für die SPD-Fraktion spricht Herr 
Kollege Hofelich. – Bitte schön.

(Im Plenarsaal ist ein Geräusch zu hören. – Abg. 
Friedlinde Gurr-Hirsch CDU: NSA! – Gegenruf des 
Abg. Dr. Stefan Fulst-Blei SPD: Die sind dezenter!)

Abg. Peter Hofelich SPD: Herr Präsident, Kolleginnen und 
Kollegen! Ich darf zur Abrundung der Diskussion zwei Ge-
danken aus Sicht eines Abgeordneten im Ausschuss für Finan-
zen und Wirtschaft vortragen 

(Abg. Volker Schebesta CDU: Wir kommen auch 
noch!)

– zur Abrundung der Diskussion aus SPD-Sicht –, die mir am 
Ende dieser Debatte als wirtschaftspolitische Herausforderun-
gen bedeutsam erscheinen. Deshalb möchte ich sie hier auch 
vorstellen.

Es kommt ein bisschen darauf an, dass wir das Thema mit Ver-
stand, aber auch mit dem Herzen angehen. Deshalb will ich 
im ersten Punkt das aufgreifen, was hier zur Auseinanderset-
zung zwischen akademischer und dualer Ausbildung ange-
tippt worden ist.

Kolleginnen und Kollegen, es ist klar, dass in der öffentlichen 
Wahrnehmung eine Schieflage entstanden ist, und es ist klar, 
dass diese Schieflage Ursachen hat. Ich glaube aber nicht, dass 
sie durch eine Deutung in irgendeinem Koalitionsvertrag ent-
standen ist, sondern sie hat eher damit zu tun – das muss man 
sagen –, dass wir über Jahre und Jahrzehnte hinweg eine po-
litisch unterfütterte gesellschaftliche Grundhaltung hatten, 
dass jemand, der mit einem Samsonite-Köfferchen in ein Fi-
nanzinstitut geht, bedeutsamer ist als derjenige, der im blau-
en Anton in eine Fabrik geht. 

(Abg. Karl-Wilhelm Röhm CDU: Jawohl, richtig!)

Das ist der Ausgangspunkt der Situation. Deswegen muss man 
das auch beim Namen nennen, und deswegen sage ich: Wich-
tig ist, dass wir in dieser gesamten Angelegenheit nicht über 
ein Entweder-oder, sondern über ein Sowohl-als-auch reden, 
dass wir vor allem aber auch darüber reden, dass die duale 
Ausbildung nicht nur gleich wichtig, sondern auch gleichwer-
tig ist, dass wir also diese Wertigkeit in unserer Gesellschaft 
ansprechen.

(Beifall bei der SPD sowie Abgeordneten der CDU 
und der Grünen)

Weil das so ist, blättere ich einmal zurück und sage – man soll 
nicht zu viel in Nostalgie machen –: 12:30 Uhr sonntags mit-
tags, Abfahrt zum Auswärtsspiel – Turnhalle Salach –, da ist 
der Peter Hofelich mit seinem VW Käfer, 1 200 cm3, dage-
standen, und die Freunde von der dualen Ausbildung sind in 
der Regel mit einem Manta oder mit einem Capri gekommen, 
und die meisten sind bei denen mit dem Capri mitgefahren. 
Auch wenn es um das Fußballspielen ging, waren die Lehr-
linge stärker als die Oberschüler. Ich weiß, dass die Rollen im 
Leben dann anders sein werden, aber es war eine Situation, 
bei der klar war: Man respektiert sich gegenseitig. Es gibt Si-
tuationen, dass man sagt – –

(Abg. Karl-Wilhelm Röhm CDU: Und dem Käfer 
trauern Sie noch nach!)

– Noch einmal: Ich trauere dieser Zeit nicht nach, weil ich 
nicht mit Fußball Geld verdienen konnte.

(Abg. Wolfgang Drexler SPD: Peter, wie ist das heu-
te mit deinem Auto? Steigen da welche ein? – Zuruf 

des Abg. Claus Schmiedel SPD)

Aber Tatsache ist auf jeden Fall, dass es gegenseitigen Res-
pekt gegeben hat. Darauf kommt es an, Kolleginnen und Kol-
legen.

(Beifall bei der SPD sowie Abgeordneten der CDU 
und der Grünen)

Deswegen – zum Thema Gemeinschaftsschule, dass jemand 
das überhaupt noch hochzieht –: Das Handwerk unterstützt 
die Gemeinschaftsschule.

(Beifall bei der SPD – Abg. Claus Schmiedel SPD: 
So ist es!)

Klar ist, dass die Gemeinschaftsschule eine neue Grundlage 
dafür schafft, dass die Ausbildungsberufe im dualen Bereich 
sinnvoll genutzt werden können.

Dann noch eine klare Ansage zu dem, was auch zur Wertig-
keit gehört. Ich sage an dieser Stelle – ich glaube, das können 
wir alle als Ansage in Richtung Brüssel formulieren –: Bei uns 
bilden Meisterinnen und Meister aus, und deswegen wollen 
wir auch, dass der Meisterzwang bei unseren Ausbildungen 
beibehalten wird.

(Beifall bei der SPD sowie Abgeordneten der CDU 
und der Grünen)

Zweiter Gedanke in aller Kürze: Wir brauchen am Produkti-
onsstandort Baden-Württemberg Berufe, die diesen Produk-



 4821

Landtag von Baden-Württemberg – 15. Wahlperiode – 80. Sitzung – Mittwoch, 6. November 2013
(Peter Hofelich) 

tionsstandort in Zeiten des demografischen Wandels auch in 
der Zukunft ausfüllen können. Ich war gestern auf der „Blech-
expo“ auf dem Gelände der neuen Messe. Da wird genietet, 
da wird gestanzt, da wird geschnitten, da wird gebogen, da 
wird alles gemacht. Dort laufen die Leute staunend und neu-
gierig durch die Ausstellungsstände. Dort sieht man die Sub-
stanz, mit der die Industrie und das Handwerk unser Land Ba-
den-Württemberg voranbringen und mit Qualifizierung nach 
vorn bringen wollen.

(Beifall bei der SPD sowie Abgeordneten der CDU 
und der Grünen – Zurufe der Abg. Friedlinde Gurr-

Hirsch und Karl Zimmermann CDU)

Weil das so ist, sagen wir: Die duale Ausbildung ist für uns 
im Kern die Absicherung der Identität unseres Landes. Dar-
auf kommt es ganz wesentlich an.

(Abg. Karl Zimmermann CDU: Nicht nur im Kern!)

Deswegen sagen wir: Wir wollen, dass diese duale Ausbil-
dung von uns mit allen Möglichkeiten, die wir haben, unter-
stützt wird, insbesondere auch in einer guten Kooperation von 
Schule und Beruf, damit jeder die Zugänge kennt.

(Zuruf des Abg. Volker Schebesta CDU)

Wir als SPD sagen: Wir stehen hinter der dualen Ausbildung.

Danke.

(Beifall bei der SPD sowie Abgeordneten der CDU 
und der Grünen)

Präsident Guido Wolf: Für die CDU-Fraktion spricht die 
Kollegin Schmid.

Abg. Viktoria Schmid CDU: Sehr geehrter Herr Präsident, 
werte Kolleginnen und Kollegen! Erfahrungsgemäß beginnen 
jedes Jahr etwa 20 000 Jugendliche eine Ausbildung. Dieses 
Jahr war es anders. Es gab deutlich weniger Auszubildende.

Herr Lehmann, entgegen Ihrer Aussage, dass es nicht genug 
Ausbildungsplätze gegeben habe, sage ich, dass es genau an-
dersherum war. 5 000 Ausbildungsplätze konnten eben nicht 
besetzt werden.

(Beifall bei Abgeordneten der CDU)

Meine Fraktion und ich begrüßen es deshalb ausdrücklich, 
dass Sie die Handlungsempfehlungen der Enquetekommissi-
on „Fit fürs Leben in der Wissensgesellschaft – berufliche 
Schulen, Aus- und Weiterbildung“ endlich ernsthaft und kon-
kret aufgreifen.

(Abg. Claus Schmiedel SPD: Was heißt „endlich“?)

Eine der Handlungsempfehlungen ist die Forderung nach der 
Dualisierung der Berufsvorbereitung. Das heißt, der Praxis-
teil der Ausbildung erfolgt in Betrieben. Gerade darin liegt 
auch der Erfolg.

(Zuruf des Abg. Volker Schebesta CDU)

Deshalb wundert mich doch ein wenig die Aussage von Mi-
nister Schmid in dieser Woche in der „Stuttgarter Zeitung“, 
mit der er sich in der Richtung äußert, dass der Praxisteil der 
dualen Berufsvorbereitung auch betriebsfern stattfinden kön-
ne. Davor möchte ich wirklich eindringlich warnen.

(Beifall bei Abgeordneten der CDU und des Abg. Le-
opold Grimm FDP/DVP)

Denn der Erfolg unseres Ausbildungssystems liegt gerade in 
der betrieblichen Ausbildung und gibt jungen Menschen die 
Chance, durch neue Motivation auch einen Ausbildungsplatz 
zu erhalten oder eine Ausbildung abzuschließen.

Im Eckpunktepapier, das Sie auch schon angesprochen haben 
– es wurde diese Woche vorgestellt; das ist bereits erwähnt 
worden –, steht, dass der Praxisteil in den Betrieben stattfin-
den soll. Der Minister äußert sich anders, sodass man schon 
einmal fragen muss: Was gilt jetzt eigentlich?

Liebe Kolleginnen und Kollegen, wenn wir bei der Enquete-
kommission sind, möchte ich gern noch einen anderen Punkt 
ansprechen – dieser ist eben auch schon angesprochen wor-
den –, nämlich die Gleichwertigkeit von allgemeiner und be-
ruflicher Bildung. Das heißt, dass ein Jugendlicher, wenn er 
die Schulausbildung abgeschlossen hat, frei entscheiden kann, 
ob er eine duale Ausbildung beginnt oder nach dem Abitur ein 
Studium aufnehmen möchte. Wenn die Landesregierung aber 
immer mehr Kleinklassen schließt, dann muss man einfach 
sagen, dass das keine Gleichbehandlung, sondern eindeutig 
eine Benachteiligung ist.

(Beifall bei Abgeordneten der CDU und der FDP/
DVP – Zuruf des Abg. Claus Schmiedel SPD)

Gerade handwerkliche und mittelständische Unternehmen 
brauchen ein leistungsstarkes berufliches Bildungsangebot vor 
Ort, und sie brauchen auch die Nähe zwischen dem Ausbil-
dungsbetrieb und der Schule. Denn dann gibt es auch einen 
Kontakt zwischen den Lehrkräften und den Ausbildungsbe-
trieben. Das wird immer wichtiger.

(Beifall bei Abgeordneten der CDU und der FDP/
DVP)

Ich habe dieser Tage eine Stellungnahme zu einem Antrag be-
kommen, in dem es um die duale Ausbildung im ländlichen 
Raum ging. Ich hatte gefragt, ob es eine Korrelation gibt zwi-
schen der Entfernung des Ausbildungsbetriebs von der Schu-
le und der Schwierigkeit, junge, qualifizierte Auszubildende 
zu finden. In der Stellungnahme konnte ich lesen, dem Kul-
tusministerium sei keine Untersuchung bekannt, die eine Kor-
relation bestätigt. Aber die Landesregierung hat den Schluss 
gezogen, dass es keinen negativen Zusammenhang gibt. Doch 
das, liebe Kolleginnen und Kollegen – das wissen wir alle hier 
im Saal –, stimmt natürlich nicht. Es ist für Unternehmer na-
türlich schwieriger, geeignete Auszubildende zu finden, wenn 
die Schule weit entfernt ist. Für die Auszubildenden ist das in 
der Regel auch mit höheren Kosten verbunden und macht die 
Sache für sie unnötig kompliziert.

Ich warne deshalb noch einmal eindringlich davor, sogenann-
te Kleinklassen unüberlegt zu schließen, vor allem im laufen-
den Schuljahr.

(Abg. Andreas Schwarz GRÜNE: Wie viel sind denn 
geschlossen worden?)

– Das hatten wir z. B. in Nagold. Dort ist die Klasse Elektro-
technik/Elektronik im laufenden Betrieb geschlossen worden.

(Abg. Andreas Schwarz GRÜNE: Warum?)
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Auch das Handwerk hat sich in einer Pressemitteilung vom 
19. April in diese Richtung geäußert. Mit Genehmigung des 
Präsidenten möchte ich gern zitieren:

Es sei scheinheilig, einerseits gegenüber südeuropäischen 
Nachbarn die Vorzüge des dualen Ausbildungssystems zu 
preisen, während im eigenen Land kaum mehr als Lip-
penbekenntnisse zu vernehmen seien.

(Abg. Volker Schebesta CDU: Hoppla!)

Ohne wohnort- und betriebsnahe Berufsschulen als star-
ker Partner drohe der Rückzug vieler Handwerksbetrie-
be aus der Ausbildung.

Was das bedeutet, brauche ich Ihnen, so glaube ich, nicht nä-
her zu erklären.

Vielen Dank.

(Beifall bei der CDU und Abgeordneten der FDP/
DVP)

Präsident Guido Wolf: Für die Fraktion GRÜNE spricht Kol-
lege Lehmann.

Abg. Siegfried Lehmann GRÜNE: Kollege Grimm, es ist ja 
schon bemerkenswert, wie sich die FDP/DVP hier immer zum 
Thema „Berufliche Bildung und duales System“ äußert. In den 
letzten Jahren haben Sie eigentlich nur dadurch geglänzt – 
auch Ihre Vorgänger –, dass Sie zu diesem Thema relativ we-
nig beizutragen hatten.

(Abg. Dr. Hans-Ulrich Rülke FDP/DVP: Immer noch 
mehr als Sie!)

Wenn Ihnen bei dem Thema „Duales System und Problemla-
ge“ nichts weiter einfällt, als wieder auf die Gemeinschafts-
schule zu schimpfen oder zu sagen: „Ein Meister ist kein Pä-
dagoge“, fehlt Ihnen das Grundverständnis für berufliche und 
für duale Ausbildung.

(Beifall bei Abgeordneten der Grünen und der SPD)

Mein Ausbilder – ich habe eine duale Ausbildung gemacht – 
hat in den Siebzigerjahren gesagt: „Ich bin nicht nur fachli-
cher Ausbilder, sondern auch Pädagoge. Ich habe auch eine 
Erziehungsfunktion.“ 

Die Ausbildereignungsprüfung belegt ja auch: Es geht in ei-
ner beruflichen Ausbildung auch um einen Erziehungsauftrag. 
Wenn Betriebe es nicht wieder wahrnehmen – ein Grundprob-
lem in vielen Betrieben ist heute, dass sie dies nicht wahrneh-
men –, dass sie in der beruflichen Ausbildung auch einen Er-
ziehungsauftrag haben – diese Aufgabe hat früher jeder Be-
trieb erfüllt –, werden wir bei diesem Thema nicht weiterkom-
men. Das ist der zentrale Punkt. 

(Beifall bei Abgeordneten der Grünen und der SPD 
– Abg. Günther-Martin Pauli CDU: Sehr pauschal! – 

Zuruf des Abg. Karl Zimmermann CDU)

Ein weiterer zentraler Punkt ist, dass die Gleichwertigkeit von 
allgemeiner und beruflicher Ausbildung nicht nur eine Res-
sourcenfrage ist. Eine solche Diskussion wäre verkürzt. Die 
Frage ist auch: Inwiefern kann die duale Ausbildung so refor-

miert werden – und inwiefern nehmen die Betriebe das auch 
an –, dass auch höherwertige allgemeinbildende Abschlüsse 
in der beruflichen Ausbildung möglich werden? Das ist ein 
zentrales Element.

Der Staat wird nicht dirigieren können: „Ihr müsst dies oder 
jenes machen.“ Vielmehr ist es die freie Entscheidung von 
Menschen, welchen beruflichen Bildungsweg sie gehen.

Die Reform des dualen Ausbildungssystems bedarf eben auch 
des berufsbegleitenden Erwerbs der Fachhochschulreife und 
einer echten mittleren Reife. Wenn wir dies in der Reform 
nicht schaffen und die Betriebe nicht bereit sind, sich hier ein-
zubringen, wird diese Reform nur teilweise gelingen. Das sa-
ge ich auch ganz klar. In diesem Punkt brauchen wir noch Be-
wegung. 

Ein weiterer Punkt für das Gelingen der Reform ist sicher 
auch, dass wir das „AV Dual“ und das „BQ Dual“ auch als 
Ganztagsangebote ausbauen müssen, um die Gleichwertigkeit 
hinzubekommen. Andernfalls wird das nicht funktionieren. 

Frau Schmid, eines muss ich Ihnen noch einmal mitgeben: 
Die Ausbildungsstatistik der Agentur für Arbeit sagt nur, wie 
viele Ausbildungsplätze angeboten worden sind und wie vie-
le nicht besetzt worden sind. Sie sagt aber nicht aus, wie vie-
le es eigentlich in anderen Bereichen, nämlich im Übergangs-
bereich, gibt. Das kümmert die Agentur für Arbeit nicht. Es 
ist zwar strittig, ob es genau 37 000 oder 61 000 sind, aber auf 
jeden Fall ist diese Zahl viel zu groß. 

Es geht darum, das Thema auch wirklich ernst zu nehmen und 
nicht zu sagen: Es ist ja eigentlich alles in Butter; denn wir 
haben ca. 5 000 offene Ausbildungsstellen.

Ich muss Ihnen auch sagen: Es ist nicht für jeden jungen Men-
schen erstrebenswert, in der Gastronomie oder im Hotelge-
werbe zu arbeiten. Dafür ist vielleicht auch nicht jeder geeig-
net. Man kann auch jungen Leuten nicht vorschreiben, dass 
sie dort arbeiten müssen oder dort eine Ausbildung machen 
müssen. 

Daher wird es in diesem Bereich immer eine Deckungslücke 
geben, die nicht so einfach zu schließen ist. Das muss man 
klar sagen. 

(Glocke des Präsidenten)

Präsident Guido Wolf: Kollege Lehmann, gestatten Sie ei-
ne Zwischenfrage des Kollegen Paal? 

Abg. Siegfried Lehmann GRÜNE: Ja.

Abg. Claus Paal CDU: Kollege Lehmann, ich finde es uner-
träglich, wie Sie hier von „den“ Betrieben und „der“ Wirt-
schaft sprechen, die ihrer Verantwortung nicht nachkommen 
würden. Ich weiß nicht, ob Sie, wie ich, in einer Fachkräfte-
allianz sind, wo man wirklich Kärrnerarbeit leistet. Dabei 
macht die Wirtschaft mit.

Ich nenne Ihnen nur einige Beispiele für das, was alles läuft: 
Azubi-Speeddating, Ausbildungsmessen, Berufsorientierungs-
phasen, Businessknigge, Sondervermittlungsaktionen, Aus-
wertung von Ausbildungsabbrüchen und Maßnahmen dage-
gen, Werbung bei Studienabbrechern, Werbung für Berufsbil-
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der und Modernisierung von Berufsbildern. Ich könnte mit 
den Beispielen endlos fortfahren.

Stimmen Sie mir zu, dass die Aussage falsch ist, dass „die“ 
Wirtschaft ihrer Verantwortung nicht gerecht werde? Die Wirt-
schaft macht nämlich in solchen Fachkräfteallianzen und auch 
in dem Bündnis mit. Ihre Behauptung nehmen Sie bitte zu-
rück.

(Beifall bei Abgeordneten der CDU und der FDP/
DVP)

Abg. Siegfried Lehmann GRÜNE: Zwischen uns beiden be-
steht offensichtlich eine Verständnisschwierigkeit,

(Zuruf des Abg. Claus Paal CDU)

und zwar dahin gehend, dass ich das Engagement der Bünd-
nispartner und vieler Betriebe überhaupt nicht negiere. Ich bin 
genug im Thema „Berufliche Ausbildung“ drin, dass ich sehr 
wohl weiß, dass vor allem die Bündnispartner, viele Betriebe 
hier sehr viel machen und sich sehr engagieren. Das will ich 
nicht kleinreden.

Aber es ist bei diesem Thema sicher nicht hilfreich, einfach 
zu sagen: „Es ist alles in Butter, es ist alles gut.“ Wenn das so 
wäre, brauchten wir nicht eine Reform des Übergangsbereichs 
und hätten wir nicht diese Zahlen.

Es hilft wenig, nur einen Teilaspekt zu betrachten und zu sa-
gen: „Das liegt daran, dass die jungen Leute nicht ausbil-
dungsreif sind.“ Super, damit können sich beide Seiten aus 
der Verantwortung stehlen.

Es hilft auch nicht weiter, zu sagen: „Es machen zu viele das 
Abitur.“ Wir müssen ernsthafte, gute Angebote für eine beruf-
liche Ausbildung machen und vor allem auch das Recht auf 
eine berufliche Ausbildung umsetzen. Dazu müssen alle an ei-
nem Strang ziehen, und über das Bündnis wird das jetzt ge-
macht.

In dieser historischen Situation wird wirklich ein Paradigmen-
wechsel eingeleitet. Ich weiß nicht, ob allen klar ist, dass wir 
hiermit in der beruflichen Qualifizierung einen Umbruch 
grundlegender Art einleiten. Da wird es noch viele Hürden ge-
ben, die zu überwinden sind. Aber es bedarf – auch in vielen 
Betrieben – einer grundsätzlich neuen Einstellung.

Frau Schmid, zum Stichwort Kleinklassen: Es ist ja ein Pro-
blem, dass auch im ländlichen Raum Betriebe zum Teil zu we-
nig ausbilden. Wenn es in einem Landkreis für einen Beruf 
nur noch fünf Auszubildende gibt, stellt sich natürlich die Fra-
ge: Wie kann eine Fachlichkeit in der Berufsschule gewähr-
leistet sein? Können wir das mit fünf Auszubildenden noch 
gewährleisten, oder müssen hier doch Landesfachklassen ge-
bildet werden? Das ist keine simple Frage, auf die man ein-
fach nur sagen kann: „Jetzt lassen wir den Berufsschulunter-
richt eben mit fünf Auszubildenden weiterlaufen.“ Darauf 
müssen wir Antworten geben, die nicht einfach sind und die 
auch zu einer fachlichen Qualität führen müssen.

Zu dieser Diskussion lade ich Sie ganz herzlich ein. Ich bin 
im Grundsatz froh, dass wir bei den vorgelegten Eckpunkten 
im Kern eine Gemeinsamkeit haben – trotz allen Streits –, 
nämlich in dem Kern, dass die Reform mit den erwähnten 

Eckpunkten, die hier mit den Bündnispartnern aufgesetzt wur-
de, ein guter Ansatz für eine grundlegende Reform ist.

Danke.

(Beifall bei den Grünen und Abgeordneten der SPD)

Präsident Guido Wolf: Für die Fraktion der FDP/DVP 
spricht Herr Abg. Grimm.

(Zuruf des Abg. Karl Zimmermann CDU)

Abg. Leopold Grimm FDP/DVP: Herr Präsident, meine sehr 
geehrten Damen und Herren, liebe Kolleginnen und Kolle-
gen! Kollege Lehmann, ich denke, die Aussage, die Sie und 
zum Teil auch Herr Hofelich gemacht haben, im Bereich der 
Wirtschaft würden die Unternehmen nicht genügend tun, um 
Ausbildungsplätze bereitzustellen, ist konträr zu dem Fach-
kräftemangel, der in der Presse jeden Tag angeprangert wird.

Eines muss man schon sagen: Ich denke, es ist eine Aufgabe 
der Politik und nicht der Wirtschaft, für ausbildungsfähige 
Schulabgänger zu sorgen. Das ist eine Aufgabe der Politik.

(Beifall bei Abgeordneten der FDP/DVP und der 
CDU)

Herr Lehmann, hören Sie mir zu: Es ist Aufgabe der Politik, 
Jugendliche nach vorn zu bringen, Jugendliche heranzubil-
den, die ausbildungsfähig sind, die reif für eine duale Ausbil-
dung und auch reif dafür sind, eine weiterführende Schulaus-
bildung zu absolvieren und zu einem entsprechenden Schul-
abschluss zu gelangen. Deshalb ist der Schulabschluss ganz 
wichtig – bevor der Berufsschulabschluss kommt. Das ist der 
erste Schritt vor dem zweiten. 

(Beifall bei Abgeordneten der FDP/DVP und der 
Abg. Friedlinde Gurr-Hirsch CDU)

Das duale Ausbildungssystem – das wissen wir – ist ja mit ein 
Element, das unser Land prägt. Deshalb ist Baden-Württem-
berg auch so stark. Nun sagten Sie, Firmen und Betriebe müss-
ten mehr tun und es müsse auch ein Pädagoge im Betrieb sein. 
Ich kenne viele Handwerksmeister. Ich weiß nicht, ob die un-
bedingt die pädagogischen Fähigkeiten haben, die Sie beim 
Umgang mit Jugendlichen vielleicht voraussetzen, die eben 
nicht auf dem Stand sind, den man benötigen würde. Aber es 
gibt genügend Betriebe – darunter auch kleine Betriebe –, die 
ausbilden. Der größte Teil der Betriebe bildet ja aus. Dort sind 
eben Handwerker, Facharbeiter tätig. Das sind Spezialisten. 
Diese Betriebe brauchen ausbildungsfähige Leute, denen sie 
dann auch weitere Tätigkeiten zuweisen können. Das ist eine 
Grundvoraussetzung. 

Deshalb sage ich: Der Pakt, den Sie geschlossen haben, ist 
recht und gut. Aber er fängt zu weit oben an. Ich sage auch 
nicht, dass wir in der Vergangenheit alles gut gemacht haben. 
Man muss viel weiter unten anfangen. Es darf doch nicht sein, 
dass es bei uns zwischen dem Abschluss der Schule und der 
Aufnahme einer Ausbildung diese „Zwischenparkerei“ gibt. 
Das liegt u. a. auch daran, dass sich angesichts der vorgeleg-
ten Zeugnisse natürlich der eine oder andere Betrieb nicht 
traut, jemandem einen Ausbildungsplatz anzubieten. Da nützt 
es nichts, wenn Sie aufoktroyieren, dass sie diese Ausbildung 
durchführen sollen. 



4824

Landtag von Baden-Württemberg – 15. Wahlperiode – 80. Sitzung – Mittwoch, 6. November 2013
(Leopold Grimm) 

Für uns, für die Politik ist ein solcher Pakt wichtig. Aber es 
ist auch wichtig, den Berufsschullehrerverband einzubezie-
hen – denn die Berufsschullehrer müssen das Ganze letztlich 
im Theoretischen ausbaden –, genauso wie die Industrie und 
das Handwerk, damit die jungen Leute so ausgebildet und ent-
sprechend vorbereitet werden, damit auch den Wünschen al-
ler Rechnung getragen wird. 

Ich komme nur mit einem Wort auf das Thema Gemein-
schaftsschule zurück. Wenn all das, was Sie im Bereich der 
Gemeinschaftsschule vorhaben, umgesetzt wird, dann werden 
sich viele Schüler nicht mehr für eine duale Ausbildung ent-
scheiden wollen. 

(Abg. Dr. Stefan Fulst-Blei SPD: Nichts verstanden!)

Kein Ausbildungsbetrieb hat etwas dagegen, Abiturienten aus-
zubilden, die sich nach dieser Ausbildung im entsprechenden 
Bereich weiterbilden. Für den Mittelstand ist es sogar sehr 
wichtig, dass sehr viele Schulabgänger in den Betrieben ihre 
Ausbildung anfangen und sich im Anschluss daran weiterqua-
lifizieren und später vielleicht wieder in die Betriebe zurück-
gehen. 

(Abg. Dr. Stefan Fulst-Blei SPD: Die Berufsorientie-
rung ist ein zentraler Bestandteil der Gemeinschafts-
schule! Wann setzt sich die FDP auch mit dem Kon-

zept auseinander?)

Deshalb scheuen sich die Betriebe nicht, Abiturienten bzw. 
höher qualifizierte Jugendliche einzustellen. Vielmehr besteht 
das Problem darin, dass wir die vorhin erwähnten 15 %, den 
„Bodensatz“, besser einbinden sollten und die duale Ausbil-
dung attraktiv belassen und weiterhin ausbauen sollten – Sie 
haben ein paar Punkte dazu genannt –, sodass es auch für Hö-
herqualifizierte und Spitzenqualifizierte interessant wird, ei-
ne duale Ausbildung zu absolvieren und hinterher einen ent-
sprechenden Studiengang anzustreben. Da sind wir völlig ei-
nig. Hier haben Sie unsere volle Unterstützung. 

Aber, wie gesagt: Die Politik muss unten ansetzen, bereits bei 
den Kindern, und dafür sorgen, dass daraus ausbildungsfähi-
ge Jugendliche werden. 

(Abg. Dr. Friedrich Bullinger FDP/DVP: Sehr rich-
tig!)

Ich denke, dann hat die Wirtschaft nicht mehr den Drang, von 
Fachkräftemangel zu sprechen. Ich bin davon überzeugt, dass, 
wenn wir unsere Ressourcen nutzen – –

(Glocke des Präsidenten)

Präsident Guido Wolf: Gestatten Sie eine Zwischenfrage des 
Kollegen Lehmann? 

Abg. Leopold Grimm FDP/DVP: Ja.

Abg. Siegfried Lehmann GRÜNE: Vielen Dank, dass Sie 
mir die Möglichkeit für eine Zwischenfrage gewähren. – Ha-
ben Sie gesehen, dass zwei wesentliche Punkte in dem Eck-
punktepapier neu sind? Zum einen wird ein Übergangsma-
nagement eingerichtet, das eine gute fachliche Beratung, ei-
ne Berufsorientierung zulässt und die Entscheidung erleich-
tert, ob „AV Dual“ oder „BQ Dual“ der richtige Weg für je-

manden ist. Damit findet eine zielgenaue Orientierung statt. 
Das zweite sehr wichtige Element dieser Reform ist, dass die 
Berufs- und Studienorientierung über ein Fach hinausgeht. 

Abg. Leopold Grimm FDP/DVP: Herr Lehmann, das habe 
ich gesehen. Ich habe aber gesagt, dass die Reform sozusagen 
zu weit oben anfängt. 

(Abg. Siegfried Lehmann GRÜNE: Das ist ja unten!)

Wir müssen weiter unten ansetzen. Wir müssen noch weiter 
unten ansetzen, damit es möglichst viele ausbildungsfähige 
Jugendliche gibt. Das wollte ich Ihnen eigentlich erklären. 

Ansonsten sind wir mit dem Ausbildungsbündnis in dieser 
Form – Sie wissen, dass es in der Vergangenheit bereits ähn-
liche Vereinbarungen mit der Industrie gab – d’accord. 

Vielen Dank. 

(Beifall bei der FDP/DVP und Abgeordneten der 
CDU – Abg. Jochen Haußmann FDP/DVP: Sehr gut!)

Präsident Guido Wolf: Für die Landesregierung spricht der 
Minister für Finanzen und Wirtschaft Dr. Schmid. 

Minister für Finanzen und Wirtschaft Dr. Nils Schmid: 
Herr Präsident, liebe Kolleginnen und Kollegen! Es besteht 
ein schöner, breiter Konsens über die Notwendigkeit der du-
alen Ausbildung und über die Notwendigkeit, den Übergangs-
bereich neu auszurichten. Dennoch möchte ich zwei Informa-
tionen nachliefern, damit das Bild nicht getrübt ist, liebe Frau 
Schmid. 

Zunächst einmal bin ich völlig einverstanden mit dem, was in 
dem Ausbildungsbündnis vereinbart worden ist, nämlich dass 
die betrieblichen Anteile in der Ausbildung erhöht werden. 
Gerade die Reform des Übergangsbereichs zielt darauf ab, 
dass diese betrieblichen Anteile in der Ausbildung erhöht wer-
den. Insofern muss hier irgendwo ein Missverständnis vorlie-
gen.

Zweitens – da bin ich ernsthaft etwas sauer – haben Sie, Frau 
Schmid, die Schließung einer Fachklasse in Nagold angespro-
chen. 

(Zuruf des Abg. Volker Schebesta CDU)

Das ist kein gutes Beispiel dafür, dass Ihre Befürchtung zu-
träfe, wir würden Kleinklassen ohne Sinn und Verstand schlie-
ßen, sondern es ist genau das Gegenteil. Wir haben im Aus-
bildungsbündnis nämlich Folgendes vereinbart: Wir haben uns 
insbesondere die Kleinklassen angeschaut und dann gesagt: 
Wir wollen, dass die Berufsschulen in der Fläche mit mög-
lichst vielen Ausbildungsgängen präsent sind. Das heißt, das 
Kultusministerium verfolgt nicht die Strategie, munter Klein-
klassen zu schließen, sondern wir wollen im Dialog mit der 
regionalen Wirtschaft möglichst viele Berufsschulstandorte 
erhalten. 

Genau im Fall der von Ihnen angesprochenen Klasse in Na-
gold wurde das gemacht. Die Ausbildung an diesem Standort 
ist nämlich nur für ein Jahr ausgesetzt worden, weil es in die-
sem Jahr für diesen Bereich nicht genügend Bewerber gab. 
Man hat die Klasse also nicht dauerhaft dichtgemacht, son-
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dern das Angebot nur für ein Jahr ausgesetzt, weil man die 
Chance aufrechterhalten wollte, bei mehr Bewerbern hier wie-
der anzusetzen. 

(Zuruf der Abg. Viktoria Schmid CDU)

Man hat die Ausbildung in diesem Jahr an einen nahe gelege-
nen Standort – nach Calw, wenn ich es richtig weiß; das ist 
nicht aus der Welt –, verlagert. Das führt nicht dazu, dass man 
für diese Ausbildung durch das halbe Land reisen müsste. 

(Zuruf des Abg. Volker Schebesta CDU)

Genau das angeführte Beispiel zeigt, wie sensibel und prob-
lembewusst insbesondere die Kultusverwaltung mit diesen 
Fällen umgeht, auch wenn es sich aufgrund des demografi-
schen Wandels nicht vermeiden lässt, dass an der einen oder 
anderen Stelle vielleicht eine Klasse geschlossen wird, wie es 
in der Vergangenheit übrigens auch getan wurde. 

Uns ist sehr bewusst, dass die räumliche Erreichbarkeit für 
den Stellenwert der dualen Ausbildung wichtig ist. Genau das 
Beispiel, das Sie genannt haben, ist ein hervorragender Beleg 
dafür. 

(Beifall bei der SPD – Zuruf von der SPD: Bravo! – 
Zuruf des Abg. Dr. Stefan Fulst-Blei SPD)

Präsident Guido Wolf: Mir liegen keine weiteren Wortmel-
dungen vor. Damit ist die Aktuelle Debatte beendet.

Ich rufe Punkt 3 der Tagesordnung auf: 

Zweite Beratung des Gesetzentwurfs der Landesregierung 
– Gesetz über den Vollzug des Therapieunterbringungs-
gesetzes in Baden-Württemberg (ThUGVollzG) – Druck-
sache 15/3643

Beschlussempfehlung und Bericht des Ständigen Aus-
schusses – Drucksache 15/4227

Berichterstatter: Abg. Karl Zimmermann

Das Präsidium hat für die Allgemeine Aussprache eine Rede-
zeit von fünf Minuten je Fraktion festgelegt.

Für die CDU-Fraktion spricht Herr Kollege Zimmermann. 

Abg. Karl Zimmermann CDU: Herr Präsident, liebe Kolle-
ginnen und Kollegen! In der ersten Lesung des vorliegenden 
Gesetzentwurfs haben wir eigentlich bereits das Wesentliche 
gesagt, Herr Minister Stickelberger. Zwischenzeitlich haben 
wir uns im Ständigen Ausschuss mit dem Gesetzentwurf be-
fasst, und der Ausschuss hat seine Beschlussempfehlung ein-
stimmig verabschiedet.

Mit dem Gesetz über den Vollzug des Therapieunterbrin-
gungsgesetzes in Baden-Württemberg, dessen Entwurf uns 
heute vorliegt, können wir die Unterbringung hochgefährli-
cher Straftäter regeln. Der Bundesgesetzgeber hat uns ermög-
licht, die entsprechenden Regelungen zu treffen. Wir schaffen 
hier die Grundlage für die Unterbringung dieser Straftäter in 
Räumen der Sicherungsverwahrung mit entsprechenden Be-
handlungsangeboten. 

Die CDU-Fraktion stimmt dem vorliegenden Gesetzentwurf 
zu. Es ist ein gutes Gesetz. Sie haben im Ministerium einen 

guten Mann, der den Gesetzentwurf ausgearbeitet hat – dies-
mal nenne ich seinen Namen richtig –, nämlich Herrn Spieth. 

Ich halte heute Nachmittag noch eine Rede; ich komme mir 
fast vor, Herr Bullinger, als ob ich von der FDP/DVP wäre. 

(Vereinzelt Heiterkeit)

Heute Mittag halte ich noch eine Rede zu einem Tagesord-
nungspunkt, der sich auch mit Justizangelegenheiten beschäf-
tigt. Dann wird der Tenor jedoch ein anderer sein. 

Ich nutze meine weitere Redezeit von zwei Minuten nicht aus 
und sage nur: Wir stimmen dem Gesetzentwurf zu. Es ist ei-
gentlich schon alles gesagt worden. 

Danke schön.

(Beifall bei der CDU – Zurufe der Abg. Wolfgang 
Drexler SPD und Jochen Haußmann FDP/DVP)

Präsident Guido Wolf: Für die Fraktion GRÜNE spricht Herr 
Kollege Lucha. 

(Abg. Wolfgang Drexler SPD zu Abg. Manfred Lucha 
GRÜNE: Noch kürzer!)

Abg. Manfred Lucha GRÜNE: Es geht noch kürzer. – Sehr 
geehrter Herr Präsident! Der vorliegende Gesetzentwurf heißt: 
„Gesetz über den Vollzug des Therapieunterbringungsgeset-
zes in Baden-Württemberg“. Die erste Lesung des vorliegen-
den Gesetzentwurfs fand am 18. Juli dieses Jahres statt. In der 
Zwischenzeit war die parlamentarische Sommerpause. 

Ich möchte zur Einführung vielleicht noch ganz kurz auf die 
Hintergründe für diesen Gesetzentwurf eingehen: Der Euro-
päische Gerichtshof für Menschenrechte hat mit Urteil vom 
17. Dezember 2009 entschieden, dass keine ausreichende Ge-
setzesgrundlage besteht, um eine nachträgliche Sicherungs-
verwahrung von Gewalttätern anordnen zu können. Entspre-
chend hat der Bundesgesetzgeber das Therapieunterbrin-
gungsgesetz verabschiedet. Wir, das Land, sind aufgefordert, 
den Vollzug zu bestimmen.

Voraussetzung für eine Unterbringung nach dem Therapieun-
terbringungsgesetz ist, dass die betroffene Person an einer psy-
chischen Störung leidet und daraus resultierend eine hohe 
Wahrscheinlichkeit besteht, dass sie weitere schwere Strafta-
ten begeht. Ziel des Vollzugs nach dem ThUG sind demnach 
der Schutz der Allgemeinheit vor schweren Straftaten und zu-
gleich die Minderung der Gefährlichkeit des Untergebrach-
ten. 

Jetzt komme ich auf eine Besonderheit zu sprechen: Der Fo-
kus im vorliegenden Gesetzentwurf liegt auf der Forderung, 
dass Vollzug kein reines Wegsperren bedeutet, sondern dass 
der Vollzug medizinisch-therapeutisch ausgestaltet sein muss. 
Mithilfe individueller Behandlungen der im Einzelfall vorlie-
genden psychischen Störungen soll die Gefährlichkeit der un-
tergebrachten Personen gemindert und ihnen längerfristig ei-
ne realistische Entlassungsperspektive geboten werden. 

Das Gesetz über den Vollzug des Therapieunterbringungsge-
setzes in Baden-Württemberg soll außerdem regeln, dass die 
ursprünglich im ThUG verankerte organisatorische Trennung 
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der nach dem ThUG Untergebrachten und der im regulären 
Strafvollzug Untergebrachten nicht mehr erforderlich ist. 

Eine Abgrenzung soll durch die therapiegerichtete und frei-
heitsorientierte Ausgestaltung des Gesetzes stattfinden. Der 
Schwerpunkt liegt auf den tatsächlichen therapeutischen Er-
fordernissen. 

An dieser Stelle muss man es nochmals sagen – heute ist Herr 
Kollege Klein hier; am 18. Juli war er nicht anwesend –: Ers-
tens bedanken wir uns heute noch einmal ausdrücklich beim 
Sozialministerium und beim PZN Wiesloch, dass sie seiner-
zeit, in der Übergangsphase, die Verantwortung übernommen 
haben, für den Fall, der theoretisch eintreten konnte, zur Ver-
fügung zu stehen. Das PZN Wiesloch musste nicht belegt wer-
den. Aber es wurde gute Arbeit geleistet, und die Aufregung, 
für die damals in dieser Sache gesorgt wurde, war zum einen 
nicht besonders schön, zum anderen war sie unnötig. Zum 
Dritten kann man aber sagen: Das Ergebnis ist gut geworden. 

Das zweite große Kompliment gilt dem Justizministerium da-
für, dass es an der JVA Freiburg bei einer Beteiligung der Bür-
ger und unter Einbeziehung der Kommune geschafft wurde, 
Plätze zur Therapieunterbringung – ich glaube, im Moment 
sind 53 oder 54 davon belegt – anzusiedeln, und dass dies dort 
geräuschlos vonstattengeht. Das ist, meine ich, ein ganz gro-
ßer Erfolg, und es zeigt sowohl die Notwendigkeit dieses Ge-
setzes als auch dessen Qualität. 

(Beifall bei den Grünen und der Abg. Rosa Grünstein 
SPD)

Herr Justizminister, von Ihnen und auch von der Frau Sozial-
ministerin haben wir gelernt, genau hinzuschauen und darauf 
zu achten, dass wir die Psychiatrien nicht zu Gefängnissen 
machen, dass wir uns die Einzelfälle anschauen, sodass wir 
auch in der Systematik mit Blick auf das Therapieunterbrin-
gungsgesetz sagen können: In Baden-Württemberg würde und 
wird es einen Fall Mollath nicht geben. 

Noch einmal herzlichen Dank. Sie haben hier gute Arbeit ge-
leistet. 

(Beifall bei den Grünen und Abgeordneten der SPD)

Präsident Guido Wolf: Für die SPD-Fraktion spricht Frau 
Kollegin Graner. 

Abg. Anneke Graner SPD: Herr Präsident, verehrte Kolle-
ginnen und Kollegen! Zu den Hintergründen und zu den 
Grundlagen des Gesetzes habe ich bereits in der ersten Le-
sung umfassende Ausführungen gemacht. Ich möchte mich 
daher an dieser Stelle nun kurzfassen. 

Der vorliegende Gesetzentwurf ist durchdacht und ausgewo-
gen. Er berücksichtigt, dass die Therapieuntergebrachten die 
erforderlichen Behandlungsangebote und Resozialisierungs-
maßnahmen erhalten. Genauso wird aber auch dem Schutz-
anspruch der Bevölkerung Rechnung getragen. 

Dem Gesetz liegt die Musterregelung der Arbeitsgruppe der 
Bundesländer zugrunde, die weitestgehend im Konsens be-
schlossen wurde, sodass bundesweit ein einheitlicher Voll-
zugsstandard gewährleistet ist. 

Die SPD-Fraktion unterstützt aus den genannten Gründen den 
Gesetzentwurf. Ich möchte nicht vergessen, Herrn Spieth für 
seine Arbeit noch einmal zu danken. 

Herzlichen Dank. 

(Beifall bei der SPD und Abgeordneten der Grünen)

Präsident Guido Wolf: Für die Fraktion der FDP/DVP 
spricht Herr Abg. Professor Dr. Goll. 

(Zuruf: Kurz!)

Abg. Dr. Ulrich Goll FDP/DVP: Herr Präsident, liebe Kolle-
ginnen und Kollegen! Auch wir werden diesem Gesetz zu-
stimmen. Auch ich werde hier nicht mehr viel dazu sagen. Lie-
ber Herr Lucha, die Zusammenhänge sind zwar ein bisschen 
komplizierter, aber wir machen jetzt keine Rechtsvorlesung, 
wie wir sie damals gemacht haben. 

(Heiterkeit des Abg. Manfred Lucha GRÜNE – Abg. 
Manfred Lucha GRÜNE: Das ist schon lange her! – 
Gegenruf des Abg. Dieter Hillebrand CDU: Offenbar 

ist nichts hängen geblieben!)

Ich möchte aber doch noch einmal kurz erläutern, warum es 
diesen Gesetzentwurf nun gibt und weshalb wir ihn nun be-
schließen sollten. 

Hier hatte sich eine Lücke aufgetan: Wir haben in den zurück-
liegenden Jahren die sogenannte Sicherungsverwahrung, die 
in einem Rechtsstaat äußerste Maßnahme, um gefährliche Tä-
ter festzuhalten, in der Weise verändert, dass wir die Zehnjah-
resgrenze aufgehoben haben. Es gab eine Zehnjahresfrist, 
nach deren Ablauf man jeden freilassen musste. Dies wurde 
nicht immer als sinnvoll empfunden; denn manche waren nach 
zehn Jahren immer noch genauso gefährlich wie nach acht 
Jahren. Diese Maßnahme halte ich in ihrer Zielsetzung zwar 
bis heute für richtig; allerdings haben wir sie auch auf solche 
Personen angewandt, die schon in Sicherungsverwahrung wa-
ren. Wir waren seinerzeit der Meinung, dass dies keine rück-
wirkende Wirkung hatte. 

Später gab es dann ein Urteil des Europäisches Gerichtshofs 
für Menschenrechte, aus dem – jetzt müssen wir es präzise 
darstellen – das Oberlandesgericht Karlsruhe den Schluss ge-
zogen hat, dass eine bestimmte Tätergruppe daraufhin entlas-
sen werden musste. Das Oberlandesgericht Stuttgart hat einen 
solchen Schluss interessanterweise nicht daraus gezogen; das 
darf man hier vielleicht auch noch einmal erwähnen. 

Nur auf diesen kleinen Teil jedoch bezieht sich das geplante 
Gesetz. Es gab keine entsprechenden Fälle, beispielsweise mit 
Blick auf Wiesloch; denn es geht nur um sehr, sehr wenige 
Fälle, in denen man gefährliche Straftäter wegen des mögli-
chen Rückwirkungsverbots entlassen und auf die Straße set-
zen musste. 

Jetzt gibt es aber, wie man sehen muss, andere Entwicklun-
gen. Das Bundesverfassungsgericht und der Europäische Ge-
richtshof für Menschenrechte haben uns inzwischen generell 
ins Stammbuch geschrieben, dass man die Sicherungsverwah-
rung stärker von der Strafhaft abgrenzt. Das ist in Baden-
Württemberg erfolgreich realisiert worden, und es ermöglicht 
uns jetzt, das Problem relativ einfach zu lösen, indem wir die 
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Therapieunterbringung für die wenigen geschilderten Fälle 
praktisch ähnlich durchführen können, wie wir die Siche-
rungsverwahrung nun generell durchführen. Das Gesetz zur 
Sicherungsverwahrung haben wir ja schon verabschiedet, und 
auf dieses Gesetz kann hier an vielen Stellen verwiesen wer-
den. 

In der Tat kann ein Parlament eigentlich nur geschlossen hin-
ter einem solchen Gesetzesvorhaben stehen, und auch hand-
werklich ist der Gesetzentwurf einwandfrei gearbeitet. 

Danke schön. 

(Beifall bei der FDP/DVP sowie Abgeordneten der 
CDU, der Grünen und der SPD)

Präsident Guido Wolf: Für die Landesregierung spricht Herr 
Justizminister Stickelberger. 

(Abg. Karl-Wilhelm Röhm CDU: Da ist gut Justiz-
minister sein!)

Justizminister Rainer Stickelberger: Sehr geehrter Herr Prä-
sident, liebe Kolleginnen und Kollegen! Ich danke zunächst 
den Fraktionen für die Begleitung des Gesetzentwurfs und für 
die bereits signalisierte Zustimmung. Wir waren, wie schon 
der Bundesgesetzgeber, auch als Landesgesetzgeber im Hin-
blick auf Gewalt- und Sexualstraftäter, die aus der Sicherungs-
verwahrung entlassen werden mussten oder noch entlassen 
werden müssen, zum Handeln aufgefordert. 

Wir haben das Regelwerk jetzt in Bund und Land vollständig, 
und wir können gefährliche Straftäter, bei denen die Gefahr 
besteht, sie könnten weiterhin schwerwiegende Straftaten be-
gehen, und die außerdem an einer psychischen Störung lei-
den, sicher unterbringen. Der Schutz der Bevölkerung steht 
für uns dabei im Vordergrund. Natürlich sind wir aufgrund der 
schon genannten Rechtsprechung des Bundesverfassungsge-
richts und anderer Gerichte gehalten, entsprechende Thera-
pieangebote und Behandlungsangebote bereitzustellen. Das 
haben wir mit diesem Gesetz nun sichergestellt. 

Es ist zutreffend gesagt worden, dass der Anwendungsbereich 
sehr schmal ist. Ich sage: Gott sei Dank ist er sehr schmal; 
hoffentlich bleibt er es auch. Wir hoffen und wünschen, dass 
es auch in Zukunft nur wenige Anwendungsfälle geben wird. 
Aber wenn es diese geben wird, sind wir im Interesse unserer 
Bevölkerung und unter Berücksichtigung ihres Schutzan-
spruchs hierfür gewappnet und können Sorge dafür tragen, 
dass wir entsprechend behandeln und therapieren können. 

Nochmals herzlichen Dank für die Unterstützung. Dank sa-
gen möchte ich auch meinem Haus für die Vorbereitung des 
Gesetzentwurfs. 

Danke schön. 

(Beifall bei Abgeordneten aller Fraktionen)

Präsident Guido Wolf: Meine Damen und Herren, in der All-
gemeinen Aussprache liegen keine weiteren Wortmeldungen 
vor. 

Wir kommen daher in der Zweiten Beratung zur  A b s t i m -
m u n g  über den Gesetzentwurf Drucksache 15/3643. Ab-

stimmungsgrundlage ist die Beschlussempfehlung des Stän-
digen Ausschusses, Drucksache 15/4227. Der Ausschuss emp-
fiehlt Ihnen, dem Gesetzentwurf zuzustimmen. 

Meine Damen und Herren, wir haben jetzt die Möglichkeit, 
dass ich die §§ 1 bis 11 einzeln aufrufe und vorlese und wir 
paragrafenweise abstimmen. Ich schlage Ihnen jedoch vor, 
dass ich die Paragrafen insgesamt zur Abstimmung stelle. 

(Zurufe: Ja!)

Sofern diesem Vorschlag niemand widerspricht, können wir 
so verfahren. –

(Vereinzelt Beifall)

Sie sind mit dieser Vorgehensweise einverstanden. Dann stel-
le ich den Gesetzentwurf von § 1 – Anwendungsbereich – bis 
§ 11 – Inkrafttreten – insgesamt zur Abstimmung. Wer zu-
stimmt, den bitte ich um das Handzeichen. – Gegenstimmen? 
– Enthaltungen? – Einstimmig so beschlossen. 

Die Einleitung

lautet: „Der Landtag hat am 6. November 2013 das folgende 
Gesetz beschlossen:“.

Die Überschrift

lautet: „Gesetz über den Vollzug des Therapieunterbringungs-
gesetzes in Baden-Württemberg (ThUGVollzG)“. – Sie stim-
men der Überschrift zu.

Wir kommen zur

S c h l u s s a b s t i m m u n g

Wer dem Gesetz im Ganzen zustimmen möchte, den bitte ich, 
sich zu erheben. – Gegenprobe! – Stimmenthaltungen? – Dem 
Gesetz wurde einstimmig zugestimmt. 

Damit ist Punkt 3 der Tagesordnung erledigt. 

Ich rufe Punkt 4 der Tagesordnung auf: 

Zweite Beratung des Gesetzentwurfs der Landesregierung 
– Gesetz zur Änderung des Hinterlegungsgesetzes und des 
Gesetzes zur Reform des Notariats- und Grundbuchwe-
sens in Baden-Württemberg – Drucksache 15/4019

Beschlussempfehlung und Bericht des Ständigen Aus-
schusses – Drucksache 15/4228 

Berichterstatter: Abg. Dr. Ulrich Goll

Das Präsidium hat für die Allgemeine Aussprache eine Rede-
zeit von fünf Minuten je Fraktion festgelegt. 

Für die CDU-Fraktion erteile ich Herrn Kollegen Hitzler das 
Wort. 

(Abg. Helmut Walter Rüeck CDU: Guter Mann!)

Abg. Bernd Hitzler CDU: Sehr geehrter Herr Präsident, mei-
ne Damen und Herren! Die CDU-Fraktion wird der Änderung 
des Hinterlegungsgesetzes aus folgenden Gründen zustim-
men:
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Erstens: Wir sind für eine Entlastung des Landeshaushalts.

Zweitens: Wir sind für den Abbau von Bürokratie.

Drittens: Wir sind dafür, den Personaleinsatz bei den Hinter-
legungsstellen zu flexibilisieren.

Die Anhörung hat eine klare Zustimmung ergeben. Dieses Ge-
setz ist sinnvoll und gut.

Besten Dank für Ihre Aufmerksamkeit.

(Beifall bei der CDU sowie Abgeordneten der SPD 
und der FDP/DVP)

Präsident Guido Wolf: Vielen Dank. – Für die Fraktion 
GRÜNE erteile ich dem Kollegen Filius das Wort.

Abg. Jürgen Filius GRÜNE: Herr Präsident, liebe Kollegin-
nen und Kollegen, sehr geehrte Damen und Herren!

(Abg. Karl Zimmermann CDU: Hinterlegen Sie Ihre 
Rede! – Heiterkeit)

Mit dem heute zur Verabschiedung anstehenden Gesetz zur 
Änderung des Hinterlegungsgesetzes wird ein weiterer klei-
ner, aber nicht zu vernachlässigender Baustein für den Büro-
kratieabbau im Land gesetzt. Es wurde schon gesagt, dass hier 
letztendlich auch die Flexibilität bei der Justizverwaltung im 
Vordergrund steht, die Organisation bei den Hinterlegungen 
zu ändern. Das ist gut und richtig. Dazu braucht es natürlich 
auch qualifiziertes Personal. Darauf werden auch wir hier zu 
achten haben.

Insgesamt muss man eben rechnen. Es ist eine Haushaltskon-
solidierung angesagt. Das steht bei uns im Zentrum. Pro Jahr 
lagen die Hinterlegungszinsen bei ca. 400 000 €. So ist der 
Durchschnitt anzusetzen. Der Verwaltungsaufwand steht in 
keinem Verhältnis zu dem, was an Wirkungen erzielt wird. 

Bei der Anhörung gab es insgesamt sehr positive Rückmel-
dungen. Lediglich der Landesverband Baden-Württemberg 
des Deutschen Anwaltvereins hatte seine Bedenken hinsicht-
lich der Abschaffung der Verzinsung hinterlegten Geldes. Aber 
man muss einfach sagen: Es ist Aufgabe der Parteien, dies 
dann zu lösen, wenn es zu einer Hinterlegung kommt. 

Unsere Fraktion trägt dieses Gesetz voll und ganz mit.

Ich habe aber noch ein Anliegen. Da man später auch Bewer-
tungen sehen will, sollte man auch Hinterlegungsstellen für 
ausgewählte Amtsgerichte schaffen. Hierbei sollte man ins-
besondere den ländlichen Raum nicht vernachlässigen und 
z. B. auch Mosbach oder Ellwangen berücksichtigen, wenn 
sich dies ergeben kann.

Vielen Dank für Ihre Aufmerksamkeit.

(Beifall bei den Grünen und der SPD sowie Abgeord-
neten der CDU)

Präsident Guido Wolf: Für die SPD-Fraktion spricht der Kol-
lege Binder.

Abg. Sascha Binder SPD: Herr Präsident, liebe Kolleginnen 
und Kollegen! Wann kommt es zur Hinterlegung? Zur Hin-

terlegung kommt es dann, wenn ein Gläubiger in Annahme-
verzug ist und der Schuldner sich mit einer Hinterlegung von 
seiner Schuld befreit. Das ist der Grund. Bisher gab es dafür 
Zinsen. Kollege Filius hat gesagt, ihre Höhe liege im Durch-
schnitt bei 400 000 € pro Jahr. Das Justizministerium geht in 
den nächsten Jahren von 250 000 bis 900 000 € Einsparungen 
für den Landeshaushalt aus. Ich bin der Überzeugung: Wer 
sein Geld anlegen will, sollte das bitte bei denen anlegen, die 
damit Geld verdienen, und nicht auf Kosten der Steuerzahler 
zu Zinserträgen kommen. 

Es geht auch nicht um eine Bereicherung des Landes, wie der 
Anwaltverband das in seiner Stellungnahme deutlich macht. 
Vielmehr ist es ein erheblicher Verwaltungsaufwand, für den 
man eigentlich, könnte man sagen, Gebühren verlangen könn-
te. Das wollen wir aber nicht, und deshalb gibt es in Zukunft 
auch keine Hinterlegungszinsen mehr. Es geht schlicht und 
ergreifend darum: Wer sich von seiner Schuld befreien will, 
kann dies tun, aber er kann hierbei keine Zinsen erwarten.

Was die Flexibilisierung der Justiz anbelangt: Es ist wichtig 
und richtig, die Zuständigkeit für die Geschäfte der Hinterle-
gungsstelle nicht mehr allein bei den Rechtspflegern zu ver-
orten. Denn wir haben verantwortungsvolles und verantwor-
tungsbewusstes Personal in der Justiz über die Rechtspfleger 
hinaus, das diese Aufgabe genauso schultern und erledigen 
kann. In diesem Sinn ist es ein vernünftiger Vorschlag, was 
die Organisation der Justiz in Baden-Württemberg anbelangt.

Wir, die SPD-Fraktion, stimmen diesem eher trockenen Ge-
setzentwurf zu und freuen uns, nebenbei trotz der Trockenheit 
dieses Gesetzes noch Geld einsparen zu können.

Herzlichen Dank.

(Beifall bei der SPD und Abgeordneten der Grünen)

Präsident Guido Wolf: Für die Fraktion der FDP/DVP 
spricht Kollege Professor Dr. Goll.

Abg. Dr. Ulrich Goll FDP/DVP: Herr Präsident, liebe Kolle-
ginnen und Kollegen! Auch dieser Entwurf enthält manches 
Unstrittige, sodass wir ihm auch zustimmen würden, wenn da 
nicht der eine Punkt wäre, der rechtspolitisch interessant und 
vom Verhältnis zum Staat her ebenfalls interessant ist. 

Wir haben, als wir dieses Gesetz gemacht haben, als die Län-
der zuständig wurden, eine sehr maßvolle Verzinsung be-
schlossen – übrigens bis 10 000 € gar keine Verzinsung und 
bei über 10 000 € gerade 1 % –, weil wir gesagt haben: Der 
Staat soll nicht einfach mit dem Geld der Bürger umsonst wirt-
schaften können. Es ist übrigens nicht so, dass dafür ein Steu-
erzahler etwas bezahlen würde. Der Staat bekommt das Geld 
jetzt nach Ihren Vorstellungen umsonst. Es findet genau das 
Umgekehrte statt: Es wird denen etwas genommen, denen die-
ses Geld gehört, die etwas davon hätten, wenn sie es nicht hin-
terlegt hätten. Darum haben wir aus gutem Grund diese Ver-
zinsung beschlossen.

Ich habe auch nicht ganz verstanden, dass dann plötzlich ein 
Totschlagargument im Ausschuss kam: „Da würde ich mein 
Geld auch hinterlegen.“ Bei diesen Zinsen können Sie nun 
wirklich kein Geschäft machen. Diese Zinsen waren lange 
Zeit gerade das Gegenteil von einem Geschäft. Da hätte man 
für das Geld woanders viel mehr Zinsen bekommen.
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Verlängern Sie das gedanklich ein bisschen. Mich hat hier 
der Kollege Stratthaus vor einiger Zeit sehend gemacht, dass 
auch die jetzigen niedrigen Zinsen eigentlich ein Produkt 
staatlicher Politik sind, weil viele Staaten ihre Schuldenlast 
verringern wollen, indem sie die Zinsen künstlich niedrig 
halten, sodass sich einschließlich ein bisschen Inflation er-
gibt, dass sie ihre Schulden loswerden. Dann ergibt sich ins-
gesamt das Bild einer Politik, die keine Rücksicht mehr auf 
die nimmt, die Geld zurückgelegt haben, die überhaupt et-
was angespart haben, die Vorsorge getroffen haben. Insofern 
ist es für mich auch kein Argument, zu sagen: „Die machen 
jetzt mit den Zinsen ein Geschäft.“ Die Zinsen gehen mal 
rauf, mal runter. Grundsätzlich ist für mich die Frage, ob der 
Staat dafür ein bisschen bezahlt. Es ist maßvoll geregelt. 
Deswegen wären wir lieber bei der bisherigen Regelung ge-
blieben. Das ist auch der Grund, weshalb wir dem Gesetz 
nicht zustimmen können.

(Beifall bei der FDP/DVP)

Präsident Guido Wolf: Für die Landesregierung spricht Herr 
Minister Stickelberger.

Justizminister Rainer Stickelberger: Sehr geehrter Herr Prä-
sident, liebe Kolleginnen und Kollegen! In der Tat handelt es 
sich hier um ein sehr sperriges Gesetz – das kommt ja schon 
im Titel zum Ausdruck –, aber gleichwohl um ein Gesetz von 
nicht ganz geringer Bedeutung.

Ich möchte das Gesetz in einen etwas größeren Zusammen-
hang stellen. Wie Sie wissen, ist der Kostendeckungsgrad in 
der Justiz außerordentlich negativ, weil wir sehr viel Personal 
einsetzen müssen, die Zahl von Verfahren zunimmt und wir – 
weil wir mit unserem Personal am Limit arbeiten – darauf an-
gewiesen sind, zu sehen, wie wir unsere Einnahmen im Jus-
tizhaushalt verbessern können. Deswegen haben wir uns auf 
Bundesebene massiv dafür eingesetzt, dass im Rahmen des 
Kostenrechtsmodernisierungsgesetzes, das im Vermittlungs-
ausschuss kurz vor der Sommerpause verabschiedet wurde, 
die Länder einen erheblichen Gebührenanteil, ein Mehr an 
Gebühren bekommen. Auch die Anwälte bekommen mehr.

Ich möchte an dieser Stelle auch einmal eine Zahl nennen. 
Diese Erhöhungen, die zum 1. August in Kraft getreten sind, 
machen für den Landeshaushalt in Baden-Württemberg einen 
Betrag von 50 Millionen € aus. Das dürfen wir nicht unter-
schätzen. Diese Mehreinnahmen sind ja verstetigt. 

Hier geht es um geringere Beträge. Aber wir meinen, auch bei 
kleineren Beträgen im Landesgebührengesetz der Justiz und 
auch hier im Hinterlegungsgesetz müssen wir darauf achten, 
wie wir Kosten einsparen können. Das gelingt uns mit diesem 
Gesetz in zwei Feldern: Zum einen können wir Personal durch 
die Maßnahme einsparen, die wir vorsehen, zweitens verzich-
ten wir auf die Verzinsung.

Da möchte ich doch, Herr Dr. Goll, kurz auf Ihren Beitrag ein-
gehen. Die Hinterlegung ist freiwillig. Die Parteien eines Zi-
vilprozesses, aus dem sich der Staat grundsätzlich herauszu-
halten hat, hinterlegen freiwillig Geld, um sich ihrer Schuld 
z. B. mit schuldbefreiender Wirkung entledigen zu können. In 
der Tat ist es bei der derzeitigen Marktlage so, dass eine Ver-
zinsung von 1 % für kurzfristige Anlagen für Beträge in der 

Größenordnung von etwas über 10 000 € kaum zu erreichen 
ist.

Mich wundert da auch Ihr Ruf nach dem Staat – gerade von 
Ihnen als Vertreter der FDP, die sonst Wert darauf legt, dass 
sich der Staat aus zivilrechtlichen Belangen heraushält. Ins-
besondere Ihr Kollege in Sachsen, der auch der FDP angehört, 
lebt mit diesem Gesetz auch gut. Auch dort gibt es keine Ver-
zinsung – ebenso wenig wie in anderen Bundesländern, etwa 
in Bayern.

(Abg. Karl-Wilhelm Röhm CDU: Das ist auch ein 
Freistaat! Das ist ein Unterschied!)

Ich glaube, da liegen wir auch rechtspolitisch richtig, und wir 
sparen Geld für unseren Haushalt. 

Deshalb bin ich froh über die breite Zustimmung in diesem 
Haus. Ich danke Ihnen für die Unterstützung im parlamenta-
rischen Verfahren.

(Beifall bei der SPD und Abgeordneten der Grünen)

Präsident Guido Wolf: Meine Damen und Herren, in der All-
gemeinen Aussprache liegen keine weiteren Wortmeldungen 
vor.

Wir kommen daher in der Zweiten Beratung zur  A b s t i m -
m u n g  über den Gesetzentwurf Drucksache 15/4019. Ab-
stimmungsgrundlage ist die Beschlussempfehlung des Stän-
digen Ausschusses, Drucksache 15/4228. Der Ständige Aus-
schuss empfiehlt Ihnen, dem Gesetzentwurf zuzustimmen.

Ich gehe davon aus, dass die FDP/DVP-Fraktion dem Gesetz 
als Ganzes nicht zustimmt, weshalb ich vorschlage, die Arti-
kel 1 bis 3 zusammen aufzurufen. Wenn sich dagegen kein 
Widerspruch erhebt, mache ich das so. – Dem ist so.

Dann stelle ich 

Artikel 1 bis Artikel 3 

zur Abstimmung. Wer diesen Artikeln zustimmen kann, den 
bitte ich um das Handzeichen. – Gegenstimmen? – Enthaltun-
gen? – Damit ist dem Gesetz mehrheitlich zugestimmt.

Die Einleitung

lautet: „Der Landtag hat am 6. November 2013 das folgende 
Gesetz beschlossen:“.

Die Überschrift

lautet: „Gesetz zur Änderung des Hinterlegungsgesetzes und 
des Gesetzes zur Reform des Notariats- und Grundbuchwe-
sens in Baden-Württemberg“. – Sie stimmen der Überschrift 
zu.

Wir kommen zur

S c h l u s s a b s t i m m u n g

Wer dem Gesetz im Ganzen zustimmt, den bitte ich, sich zu 
erheben. – Gegenprobe! – Enthaltungen? – Dem Gesetz wur-
de mehrheitlich zugestimmt.

Damit ist Punkt 4 der Tagesordnung erledigt.
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Wir treten in die Mittagspause ein. Ich schlage vor, dass wir 
die Sitzung um 13:45 Uhr fortsetzen.

Herzlichen Dank.

(Unterbrechung der Sitzung: 12:21 Uhr)

*

(Wiederaufnahme der Sitzung: 13:45 Uhr)

Stellv. Präsident Wolfgang Drexler: Liebe Kolleginnen und 
Kollegen, wir setzen die unterbrochene Sitzung fort. 

Ich rufe Punkt 5 der Tagesordnung auf: 

Regierungsbefragung

Die Fraktion der FDP/DVP stellt entsprechend dem Turnus-
plan die erste Frage. – Bitte schön, Herr Abg. Glück.

F l ü c h t l i n g s a u f n a h m e g e s e t z 

Abg. Andreas Glück FDP/DVP: Herr Präsident, meine wer-
ten Kolleginnen und Kollegen! Der „Welt am Sonntag“ vom 
5. Oktober 2013 war zu entnehmen: 

Allein Deutschland hat in diesem Jahr schon annähernd 
80 000 Menschen Zuflucht gewährt. 

Laut UNHCR ist Deutschland 2012 auf Platz 3 der Refugee 
Hosting Countries gewesen.

(Abg. Dieter Hillebrand CDU: Wie heißt das auf 
Deutsch?)

– Das heißt beim UNHCR nun einmal so. Aber, Kollege Hil-
lebrand, ich bin mir sicher, Sie finden jemanden, der Ihnen 
das übersetzt. 

Man darf also guten Gewissens sagen: Deutschland hat schon 
sehr viel getan, was die Flüchtlingsaufnahme angeht. Wenn 
Ministerpräsident Kretschmann jetzt sagt, Baden-Württem-
berg müsse mehr Flüchtlinge aufnehmen, halte ich das aber 
für nachvollziehbar und absolut richtig. Wenn wir Staaten wie 
Italien kritisieren wollen und darauf hinweisen, dass das Auf-
nehmen von schiffbrüchigen Flüchtlingen etwa durch Fischer 
einen Straftatbestand darstellt, nämlich den der Beihilfe zur 
illegalen Einreise, wird klar, dass wir die Länder, in denen 
Flüchtlinge ankommen, nicht alleinlassen dürfen. Infolge des 
steigenden Flüchtlingsstroms bedeutet das in der Konsequenz: 
Auch Deutschland – auch Baden-Württemberg – muss mehr 
Flüchtlinge aufnehmen. Das ist der eine Punkt.

Der andere Punkt ist: Wir haben bei der letzten Lesung des 
Haushalts gesagt, dass wir die Anhebung der Quadratmeter-
zahl pro Flüchtling von 4,5 auf zunächst 5,5 m2 für richtig hal-
ten. Das versteht jeder, der einmal in einem Heim für Asylbe-
werber war. Daher warten wir seit einiger Zeit auf die Novel-
le des Flüchtlingsaufnahmegesetzes und fragen uns, wo sie 
bleibt. 

Meine sehr geehrten Damen und Herren, es darf aber in An-
betracht der steigenden Flüchtlingszahlen und der Anhebung 
der Quadratmeterzahl nicht sein, dass Sie Politik auf Kosten 
der Gemeinden und Landkreise machen. Zwar sind im Nach-

tragshaushalt wohl mehr Mittel für eine steigende Zahl von 
Flüchtlingen berücksichtigt; nicht berücksichtigt ist jedoch 
die Anhebung der Quadratmeterzahl. Auf diesen Kosten schei-
nen die Kommunen zunächst einmal sitzen zu bleiben. Auch 
wenn es das novellierte Gesetz noch nicht gibt, sind manche 
Kommunen beispielhaft vorangegangen und haben bei der 
Einrichtung neuer Räumlichkeiten schon die höhere Quadrat-
meterzahl zugrunde gelegt.

Frau Ministerin, ich hatte Ihnen versprochen, Sie so lange zu 
nerven, bis das neue Flüchtlingsaufnahmegesetz in Baden-
Württemberg kommen wird. Daher lautet meine erste Frage 
an die Landesregierung: Wann kommt das neue Flüchtlings-
aufnahmegesetz ins Plenum? 

Zweite Frage: Wie sieht der Umgang mit der steigenden Zahl 
von Flüchtlingen aus? Was unternimmt das Integrationsmi-
nisterium in Zusammenarbeit mit dem Finanzministerium, um 
die Gemeinden und Landkreise in der schwierigen finanziel-
len Situation zu unterstützen, insbesondere im Hinblick auf 
den zunehmenden Flüchtlingsstrom und die Anhebung der 
Quadratmeterzahl? 

Das sind meine Fragen. 

Vielen Dank.

Stellv. Präsident Wolfgang Drexler: Für die Beantwortung 
durch die Landesregierung darf ich Frau Ministerin Öney ans 
Rednerpult bitten.

Ministerin für Integration Bilkay Öney: Herr Präsident, 
meine Damen und Herren! Herr Glück, zunächst einmal vie-
len Dank für die Fragen. Es ist gut, dass wir darüber diskutie-
ren. Sie haben recht: Das Flüchtlingsproblem ist ein Problem 
mit europäischer Dimension. Deshalb kann die Bundesrepu-
blik das Problem nicht allein lösen. Das heißt, wir sind auf ei-
ne gesamteuropäische Lösung angewiesen, aber auch auf die 
Mithilfe und Mitarbeit der anderen Länder. 

In Deutschland genießen politisch Verfolgte Asylrecht. Das 
ist ein Grundrecht. Das Asylverfahrensrecht regelt den Um-
gang mit den Flüchtlingen. Wir, das Land, sind verpflichtet, 
die Flüchtlinge aufzunehmen, und die höheren Aufnahmebe-
hörden müssen eine Erstaufnahme in der Landesaufnahme-
stelle und eine Anschlussunterbringung gewährleisten. 

Das Flüchtlingsaufnahmegesetz regelt die Modalitäten. Also: 
Wo und wie werden die Flüchtlinge untergebracht? Welche 
Leistungen erhalten sie? Das ist nach dem Asylbewerberleis-
tungsgesetz geregelt. Wie werden sie betreut? Wie geht man 
vor allem mit besonderen Personengruppen – Minderjährigen 
oder Personen, die eines besonderen Schutzes bedürfen – um?

Wir haben eine dreigliedrige Aufnahmestruktur. Das heißt, die 
Flüchtlinge, die in die Bundesrepublik kommen, werden dem 
Land nach einem besonderen Schlüssel, dem Königsteiner 
Schlüssel, zugewiesen. Genau so viele Flüchtlinge nehmen 
wir auch auf. Diese werden zunächst der Landesaufnahme-
stelle, der Erstaufnahmeeinrichtung zugewiesen. Dort werden 
auch die Verfahren entgegengenommen. Dann werden die 
Flüchtlinge so schnell wie möglich in den Stadt- und Land-
kreisen vorläufig untergebracht. Danach erfolgt die Anschluss-
unterbringung in den Städten und Gemeinden, in den Kom-
munen. 
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Das neue Flüchtlingsaufnahmegesetz soll Verbesserungen 
bringen. Das Flüchtlingsaufnahmegesetz der Vorgängerregie-
rung stammt aus dem Jahr 2004. Seitdem hat es nur nach ei-
ner pauschalen Revision eine Änderung gegeben. Ansonsten 
hat sich an den Inhalten nichts geändert. Jetzt möchten wir ei-
nige Verbesserungen für die Flüchtlinge erreichen. Vieles wur-
de in den Medien diskutiert; das haben Sie mitverfolgen kön-
nen. 

Die Eckpunkte haben wir in einer Arbeitsgruppe erarbeitet, 
an der das Innenministerium, das Sozialministerium, die Li-
ga der freien Wohlfahrtspflege, der Flüchtlingsrat beteiligt wa-
ren. Das MFW haben wir wegen der Kostenfrage auch betei-
ligen müssen. 

Nach dem neuen Flüchtlingsaufnahmegesetz soll die Unter-
bringung nicht nur in Gemeinschaftsunterkünften möglich 
sein, sondern auch in Wohnungen, sofern Wohnungen zur Ver-
fügung stehen und es den Flüchtlingen gelingt, aus eigener 
Kraft eine Wohnung zu mieten. Es kann auch eine Alternati-
ve sein, in die Wohnung von Verwandten oder Freunden ein-
zuziehen. Diese Möglichkeit hatten wir den Kommunen im  
Wege der vorläufigen Anwendungshinweise bereits eröffnet, 
nachdem wir die Eckpunkte im Sommer 2012 erarbeitet hat-
ten; insofern wird sie bereits umgesetzt.

Eine weitere Neuerung betrifft die Unterbringungsdauer. Die 
Unterbringung soll nur noch bis zur abschließenden Entschei-
dung über den Asylantrag und nicht mehr zwölf Monate dar-
über hinaus dauern. Diese zwölf Monate wurden vorher ein-
gerechnet, weil man von der Notwendigkeit aufenthaltsbeen-
dender Maßnahmen ausging. Die Menschen sollten länger in 
der Gemeinschaftsunterkunft sein, damit sie nicht abtauchen 
konnten und man sie ausweisen konnte, wenn es nötig war. 

Die Unterbringungsstandards sind eine der strittigsten Fragen, 
die wir gerade mit den Kommunen diskutieren. In Baden-
Württemberg hatte ein Flüchtling bisher nur 4,5 m2 Wohn- und 
Schlaffläche zur Verfügung. Es gibt Länder mit durchschnitt-
lich 6 m2 pro Flüchtling – Bayern hat wohl 7 oder 8 m2 –, an-
dere Länder haben keine Regelung dazu. Baden-Württemberg 
war mit 4,5 m2 ein Land mit besonders strengen Standards.

Das wollen wir gern ändern, weil uns daran liegt, Menschen 
mindestens genauso gut zu behandeln wie unsere Tiere. Nach 
der Tierschutzverordnung müssen einem mittelgroßen Hund 
mindestens 6 m2 zur Verfügung gestellt werden. Deswegen 
haben wir vor, 7 m2 pro Flüchtling festzulegen. Das ist kein 
Luxus, sondern ein Mindeststandard, den wir erreichen wol-
len.

Stellv. Präsident Wolfgang Drexler: Frau Ministerin, die 
Antwort des Ministeriums sollte möglichst nicht länger als 
fünf Minuten dauern. Deswegen habe ich auf die Sprechzeit 
geachtet. Sie können auch, wenn Sie Ihre Ausführungen jetzt 
beenden, das, was Sie noch sagen wollten, in die Beantwor-
tung der nächsten Frage einfließen lassen. 

Ministerin für Integration Bilkay Öney: Okay.

Stellv. Präsident Wolfgang Drexler: Die Beantwortungszeit 
sollte fünf Minuten nicht übersteigen, damit wir rege Debat-
ten bekommen. 

Als Nächster wird Herr Abg. Lede Abal für die Fraktion GRÜ-
NE seine Frage stellen. Ich bitte, das Saalmikrofon zu benut-
zen. Das antwortende Regierungsmitglied bleibt vorn am Red-
nerpult stehen. – Bitte.

Abg. Daniel Andreas Lede Abal GRÜNE: Vielen Dank für 
Ihre Ausführungen, Frau Ministerin, auf die Frage des Kolle-
gen Glück. 

Vielleicht könnten Sie noch eine Klarstellung vornehmen. 
Denn der Kollege Glück hat sich da, glaube ich, etwas miss-
verständlich ausgedrückt und den Eindruck erweckt, die Lan-
desregierung sei den Kommunen bei der Erstattung der Flücht-
lingshilfe irgendetwas schuldig geblieben. Ich bitte Sie, zu er-
läutern, wie die Landesregierung auf die Änderungen des 
Asylbewerberleistungsgesetzes und die damit verbundene Er-
stattung an die Kommunen im Nachklapp zum Urteil des Bun-
desverfassungsgerichts zum Asylbewerberleistungsgesetz ein-
gegangen ist.

Wenn wir schon bei diesem Thema sind, würde mich auch 
noch interessieren, was Sie speziell bei den unbegleiteten min-
derjährigen Flüchtlingen vorgesehen haben. Denn da gab es 
noch offene Fragen, wie diese im Hinblick auf das einschlä-
gige Sozialgesetzbuch sozialrechtlich einzugruppieren sind. 

Danke schön.

Stellv. Präsident Wolfgang Drexler: Bitte, Frau Ministerin.

Ministerin für Integration Bilkay Öney: Vielen Dank. – Wir 
führen natürlich auch Diskussionen mit den Kommunen. Ge-
rade gestern habe ich mit dem Präsidenten und dem Geschäfts-
führer des Landkreistags ein gutes Gespräch geführt. Natür-
lich ist unser oberstes Ziel auch ein fairer Kostenausgleich 
zwischen Land und Kommunen.

Die zweite Priorität ist, ein einfaches und wenig verwaltungs-
aufwendiges Verfahren mit geringem Kontrollaufwand einzu-
richten. Sie wissen, dass wir eigentlich das System weiterfüh-
ren, das im Jahr 2004 von der damaligen Regierung zusam-
men mit den kommunalen Landesverbänden eingeführt wur-
de. Es gab im Jahr 2007 eine Revision. Da hat der Rechnungs-
hof noch einmal darauf hingewiesen, dass die Pauschalen 
nicht auskömmlich seien. Diese Pauschalen wurden erhöht. 

Wir haben nach einer eigenen Berechnung die Pauschalen er-
höht. Wir gehen in Zukunft nicht mehr von 29 Monaten, son-
dern von etwa 18 Monaten Verweildauer aus. Das ist unser 
Maßstab für die Pauschale.

Wir werden die Beiträge um etwa 1,5 % pro Jahr erhöhen. Wir 
denken, dass das angemessen ist. Auf den Monat herunterge-
rechnet, beträgt die Monatspauschale im Jahr 2013 etwa 
559 €. Die Pauschale soll aber über die Jahre steigen und im 
Jahr 2016  762 € betragen. 

Insgesamt haben sich die Pauschalen in den letzten zehn Jah-
ren um etwa 56 % erhöht. Sie kennen die Finanzsituation des 
Landes. Auch die nächste Regierung wird unter diesen Gege-
benheiten arbeiten müssen. Deshalb sind natürlich keine Luft-
sprünge möglich. Aber ich denke, dass diese Pauschalen aus-
reichend und sachgerecht sind und sich das bisherige System 
bewährt hat. Deswegen halten wir daran fest. 
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Stellv. Präsident Wolfgang Drexler: Für die CDU-Fraktion 
erteile ich Herrn Abg. Dr. Lasotta das Wort.

Abg. Dr. Bernhard Lasotta CDU: Frau Ministerin, ich möch-
te gern noch einmal nachhaken, weil es hinsichtlich der Aus-
kömmlichkeit der Pauschalen eine massive Kritik der kom-
munalen Landesverbände gibt. Zum einen wird angezweifelt, 
dass die Höhe der Pauschalen ausreichend wäre, um die tat-
sächlich entstandenen Kosten zu decken. Zum Zweiten wird 
kritisiert, dass die geplanten Verbesserungen, die grundsätz-
lich begrüßenswert sind, nicht entsprechend abgebildet wer-
den könnten.

Weswegen sind Sie gegen eine jährliche Überprüfung der Pau-
schalen, zumindest in der ersten Zeit, um die tatsächlichen 
Auswirkungen feststellen zu können? Wenn verstärkt auf Ein-
zelunterbringung umgestellt wird, wird es sicherlich in Bal-
lungsräumen zu Problemen führen, den nötigen Wohnraum 
zu finden. Dort ist die Kostensituation eine andere als in eher 
ländlichen Gebieten. 

Wie weit sind die Verhandlungen mit den kommunalen Lan-
desverbänden? Der Herr Ministerpräsident hatte zugesagt, die 
Höhe der Pauschalen insgesamt noch einmal zu überprüfen. 
Gibt es da Aussicht auf Einigung mit den kommunalen Lan-
desverbänden? Oder bleiben Sie bei Ihrer bisherigen Einschät-
zung, die Pauschalen seien auskömmlich? Wir wissen z. B. 
aufgrund von Erfahrungen mit der Angleichung der Hartz-IV-
Sätze, dass allein durch die jährlichen Kostensteigerungen die 
Steigerung von 1,5 % pro Jahr nicht ausreichend sein wird. 

Stellv. Präsident Wolfgang Drexler: Bitte, Frau Ministerin.

Ministerin für Integration Bilkay Öney: Vielen Dank. – Wir 
halten die vollständige Pauschalierung der Ausgabenerstat-
tung für die Zeit der vorläufigen Unterbringung nach wie vor 
für sachgerecht. Wir haben dem Ministerpräsidenten einen 
Vermerk zukommen lassen, in dem wir die Spitzabrechnung 
dem jetzigen System gegenübergestellt haben. 

Ich muss an dieser Stelle noch einmal sagen, dass es vorher 
auch kein reines Spitzabrechnungssystem gab, sondern eine 
Mischform aus pauschal und spitz abgerechneten Ausgaben-
bestandteilen.

Ich kenne natürlich die Diskussion darüber, dass sich gerade 
in Ballungsräumen und Großstädten die Mietpreise nicht so 
entwickeln, dass sie mit einer Inflationsrate von etwa 1,5 % 
abgebildet werden könnten. Aber das haben wir in unsere Be-
rechnungen auch einbezogen. Deshalb werden wir höchst-
wahrscheinlich an diesem System festhalten. 

Ich habe gestern mit dem Präsidenten und dem Geschäftsfüh-
rer des Landkreistags darüber nachgedacht und diskutiert, mit 
den kommunalen Landesverbänden und dem MFW, das na-
türlich ein Wörtchen mitzureden hat, wenn es um Ausgaben 
geht, eine Arbeitsgruppe zu bilden. Denn es geht ja um Gel-
der, die uns alle betreffen, um Steuergelder, mit denen wir 
sorgfältig umgehen müssen.

Es wurde eine rückwirkende Pauschalenrevision angespro-
chen. So, wie ich den Landkreistagspräsidenten verstanden 
habe, geht es dem Landkreistag vor allem darum, dass die 
Landkreise, wenn sie zu viel an die Flüchtlinge gezahlt haben, 
diesen Teilbetrag vom Land erstattet bekommen. Aber für den 

Fall, dass die Landkreise zu viel Geld bekommen haben, z. B. 
für Flüchtlinge – – Wir gewähren diese Pauschale für einen 
Zeitraum von 18 Monaten. Wenn aber z. B. Flüchtlinge aus 
Mazedonien oder Serbien innerhalb von drei oder sechs Mo-
naten wieder zurückgeführt werden, dann hätten wir zu viel 
Geld an die Kommunen bezahlt. Diesen Betrag würden sie 
uns dann zurückerstatten.

Darüber führen wir gerade eine Diskussion mit dem MFW 
und den kommunalen Landesverbänden. Ich habe insofern Of-
fenheit gezeigt, als ich das Anliegen aufnehme und versuche, 
dem Landkreistag in dieser Frage entgegenzukommen. Es er-
schien mir sehr logisch, und deswegen gehe ich dieser Sache 
nach.

Stellv. Präsident Wolfgang Drexler: Vielen Dank. – Eine 
weitere Frage, Frau Abg. Grünstein von der SPD-Fraktion.

Abg. Rosa Grünstein SPD: Frau Ministerin, Ihre bisherigen 
Antworten haben mir schon sehr eindeutig gezeigt, welch er-
hebliche Verbesserungen es für Asylbewerber in unserem 
Land in den letzten zweieinhalb Jahren gegeben hat und noch 
weiter geben wird. 

Nun scheint in den Köpfen die Befürchtung zu spuken, dass 
das Vorhaben eine hohe finanzielle Mehrbelastung für die 
Kommunen mit sich bringen wird. Könnte es nicht sogar sein, 
dass diese durch die Erhöhung der Pauschale und durch die 
Verkürzung der Verweildauer entlastet werden?

Ferner würde ich gern wissen, welche Bestandteile des Ge-
setzes – also einzelne Bestandteile zur Neuordnung – dezi-
diert integrationsfördernden Charakter haben und auch eine 
bessere Teilhabe von Flüchtlingen in unserem Land ermögli-
chen.

Danke.

Stellv. Präsident Wolfgang Drexler: Bitte, Frau Ministerin.

Ministerin für Integration Bilkay Öney: Vielen Dank. – Wir 
haben natürlich versucht, in dem Gesetzentwurf den integra-
tiven Aspekt zu berücksichtigen. Wir wollen weg von den in-
tegrationsfeindlichen Gemeinschaftsunterkünften, die bisher 
sehr abgelegen waren, wo es kaum Infrastruktur gab, wo es 
kaum einen Kontakt, eine Interaktion mit der Bevölkerung ge-
ben konnte. Davon möchten wir weg. Deswegen streben wir 
eine dezentrale Unterbringung an. 

Wir haben vor, dass schon in der Gemeinschaftsunterkunft 
Deutschkenntnisse vermittelt werden. Natürlich ist uns klar, 
dass in der Zeit der Unterbringung in der Gemeinschaftsun-
terkunft kein perfektes Deutsch gelernt werden kann. Aber zu-
mindest sollen Grundlagen der deutschen Sprache erlernt wer-
den. Dies bietet den Flüchtlingen neue Möglichkeiten. Selbst 
wenn sie zurückgeführt werden, können sie möglicherweise 
in ihrer Heimat etwas mit diesen Sprachkenntnissen anfan-
gen. Vielleicht können sie die Deutschkenntnisse beruflich 
einsetzen. 

Uns ist sehr daran gelegen, dass die Kinder die Möglichkeit 
haben, ihrer Schulpflicht nachzukommen. Uns ist sehr daran 
gelegen, dass die Kinder Hausaufgabenhilfe und Hausaufga-
benbetreuung bekommen und Hausaufgaben machen können. 
Im Moment ist die Situation in den Kommunen wirklich sehr 
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schwierig. Die Wohnverhältnisse in den Gemeinschaftsunter-
künften sind sehr beengt. Familien mit vier oder fünf Kindern 
leben in kleinen Einraumwohnungen. Unter diesen Bedingun-
gen ist es für die Kinder schwierig, schulische Erfolge vorzu-
weisen. Uns ist diese Situation bekannt. Auch in diesem Be-
reich möchten wir mehr tun. 

Zudem wollen wir die Sozialberatung ausbauen. Wir fangen 
damit schon in der Erstaufnahmeeinrichtung an. Diese Sozi-
alberatung soll auch in den Gemeinschaftsunterkünften ver-
bessert werden. Dadurch erhoffen wir uns eine bessere Inte-
gration der Flüchtlinge. Selbst wenn sie zurückgeschickt wer-
den sollten, werden ihnen diese Maßnahmen hoffentlich wei-
terhelfen. 

Stellv. Präsident Wolfgang Drexler: Vielen Dank. – Eine 
weitere Zusatzfrage, Herr Abg. Glück.

Abg. Andreas Glück FDP/DVP: Frau Ministerin, bedauerli-
cherweise wurden meine beiden Fragen vorhin aufgrund Ih-
rer Zeitnot bei der Beantwortung nicht beantwortet. Aus die-
sem Grund möchte ich die gleichen Fragen noch einmal stel-
len. 

Erstens: Warum dauert es mit der Vorlage des neuen Flücht-
lingsaufnahmegesetzes so lange? Oder um es positiver zu for-
mulieren: Wann kommt die Novelle endlich ins Plenum?

Zweite Frage: Ab wann findet eine adäquate Berücksichtigung 
der erhöhten Quadratmeterzahl gegenüber den Kommunen 
statt?

Stellv. Präsident Wolfgang Drexler: Bitte, Frau Ministerin.

Ministerin für Integration Bilkay Öney: Vielen Dank. – Ich 
dachte, ich hätte auf die Fragen geantwortet; aber ich kann 
dies gern noch einmal tun. Vielleicht habe ich mich nicht klar 
ausgedrückt. Sie wissen, dass für die Erstellung eines neuen 
Gesetzes Sorgfalt und Zeit benötigt werden. 

(Abg. Andreas Glück FDP/DVP: Wann kommt es?)

Wir haben bereits Ende 2011 eine Arbeitsgruppe ins Leben 
gerufen, in der wir auch mit den Betroffenen und Beteiligten 
versucht haben, Eckpunkte zu erarbeiten. Diese Eckpunkte 
haben wir bereits im Sommer 2012 vorgestellt und den Land-
kreisen auf dem Weg der vorläufigen Anwendungshinweise 
auch mitgeteilt, sodass diese schon mit den neuen Gegeben-
heiten arbeiten können. 

Was die Quadratmeterzahlen angeht, ist mir bewusst, dass die 
Situation in den Kommunen gerade schwierig ist. Nachdem 
wir in den Neunzigerjahren hohe Zugangszahlen zu verzeich-
nen hatten und sich diese Zahlen auf etwa 1 700 Flüchtlinge 
im Jahr reduziert haben, sind es zurzeit 1 700 Flüchtlinge im 
Monat. Das heißt, wir haben im Moment ganz andere Verhält-
nisse. Das überfordert natürlich auch die Kommunen. Uns ist 
diese angespannte Situation bekannt. Deshalb haben wir ge-
sagt: Wenn das neue Flüchtlingsaufnahmegesetz am 1. Janu-
ar 2014 in Kraft treten sollte, würden wir den Kommunen ei-
ne Übergangsfrist von rund zwei oder zweieinhalb Jahren ein-
räumen, um diese Quadratmeterzahl zu erreichen. 

Es gibt bereits Kommunen, die deutlich über 7 m2 liegen, es 
gibt aber auch Kommunen, die unter der 4,5-m2-Marke lie-
gen, sodass ich im Moment nicht für das gesamte Land spre-

chen kann. Aber ich hoffe, dass wir unser Ziel erreichen kön-
nen. Natürlich ist uns klar, dass die Zielerreichung für einige 
Kommunen im Moment sehr schwierig ist. Sie können das 
Ziel nicht von heute auf morgen erreichen. Aber da diese Dis-
kussionen schon seit zwei Jahren geführt werden, wissen die 
Kommunen wohl Bescheid, und diese 7 m2 haben sich, so den-
ke ich, auch in den Köpfen der Menschen festgesetzt, die in 
der Zukunft mit dieser Zahl arbeiten müssen. 

Stellv. Präsident Wolfgang Drexler: Vielen Dank. – Für die 
Fraktion GRÜNE stellt Herr Kollege Lede Abal eine weitere 
Zusatzfrage.

Abg. Daniel Andreas Lede Abal GRÜNE: Sehr geehrte Frau 
Ministerin, vielen Dank für Ihre Ausführungen. – Ich habe 
noch folgende Nachfrage: Mit welchen Maßnahmen und Re-
gelungen im neuen Gesetz wollen Sie zu einem selbstbe-
stimmten Leben der Flüchtlinge beitragen, insbesondere un-
ter dem Aspekt, dass es insoweit Konflikte mit bundesgesetz-
lichen Regelungen gibt? Wie wollen Sie mit Blick in die Zu-
kunft und auf die bundesgesetzlichen Regelungen vorgehen, 
um weitere Freiräume der Landesregierung für eine Verbes-
serung der Situation von Flüchtlingen zu erzielen?

Ministerin für Integration Bilkay Öney: Vielen Dank. – Das 
ist eine wichtige Frage. Die Flüchtlinge erhalten Leistungen 
nach dem Asylbewerberleistungsgesetz. Im Asylbewerberleis-
tungsgesetz ist das Sachprinzip festgeschrieben, aber es gibt 
Spielräume, die wir nutzen wollen. Einige Landkreise tun dies 
bereits, indem sie z. B. keine Essenspakete ausgeben, sondern 
den Flüchtlingen direkt Geld zahlen, damit diese lernen, mit 
diesem Geld selbstständig umzugehen, und damit sie so das 
Leben in Deutschland besser kennenlernen. 

Eine weitere Diskussion wird oft geführt. In Baden-Württem-
berg ist das zum Glück nicht der Fall, aber in Ostdeutschland 
gibt es zurzeit Demonstrationen, die von der NPD angemel-
det werden. Die Menschen sagen: „Die Flüchtlinge bekom-
men Geld. Sie fressen uns die Haare vom Kopf. Sie haben 
zwei Handys und wir nicht.“ Das sind Sozialneiddebatten. Die 
Menschen wissen oft nicht, dass die Flüchtlinge nicht arbei-
ten dürfen. Sie hatten bislang ein Arbeitsverbot von einem 
Jahr.

Dieses Arbeitsverbot wurde aufgrund einer EU-Richtlinie auf 
neun Monate verkürzt. Ich setze mich als der SPD angehören-
de Integrationsministerin dafür ein – das tun die Integrations-
minister insgesamt; auch Frau Böhmer hat sich hierfür einge-
setzt –, dass dieses Arbeitsverbot auf sechs Monate reduziert 
wird, in der Hoffnung, dass die Flüchtlinge ihren Lebensun-
terhalt dann selbst verdienen können und nicht der Eindruck 
entsteht, sie würden irgendjemandem auf der Tasche liegen. 
Das würde, glaube ich, auch zu weniger Spannungen in den 
Gemeinschaftsunterkünften führen. Weil die Menschen dann 
einen geregelten Tagesablauf hätten, würde es zu weniger Ag-
gressionen kommen, und es würden auch weniger Sozialneid-
debatten geführt. Deswegen setzen wir uns auch auf Bundes-
ebene hierfür ein. 

Es gibt eine weitere Forderung. Diese muss ich aber auch noch 
mit meiner Partei in Baden-Württemberg besprechen. Rhein-
land-Pfalz z. B. fordert die Abschaffung des Asylbewerber-
leistungsgesetzes. Auch das ist eine Frage, über die hier im 
Land noch diskutiert werden kann. Insoweit müssten wir noch 
einmal mit den beiden Koalitionsfraktionen sprechen. 
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Stellv. Präsident Wolfgang Drexler: Vielen Dank. – Eine 
weitere Zusatzfrage des Herrn Abg. Dr. Lasotta von der CDU-
Fraktion.

Abg. Dr. Bernhard Lasotta CDU: Frau Ministerin, womit 
begründen Sie Ihren Optimismus, die Dauer der Verfahren 
deutlich senken zu können, wenn diese durchschnittlich 29 
Monate beträgt und Sie Ihre Pauschale bei steigenden Flücht-
lingszahlen auf der Grundlage von 18 Monaten berechnet ha-
ben? 

(Abg. Daniel Andreas Lede Abal GRÜNE: Mit der 
Statistik vom BAMF!)

– Ich frage ja nur: Womit begründen Sie Ihren Optimismus, 
die Verfahren entsprechend zu beschleunigen?

(Zuruf des Abg. Daniel Andreas Lede Abal GRÜNE 
– Gegenrufe von der CDU)

Haben Sie Erkenntnisse, dass es mehr Personal gibt? Was tun 
Sie im Bereich der Verfahrensbeschleunigung? Können die 
Asylverfahren über Außenstellen der Verwaltungsgerichte 
schneller abgewickelt werden? Plant der Herr Innenminister 
eine Kampagne zur schnellen Rückführung? Ist das der Hin-
tergrund Ihres Beschleunigungsoptimismus? Was ist vonsei-
ten der Landesregierung konkret geplant, um die Berechnung, 
die Sie angestellt haben, mit der Wirklichkeit abzugleichen?

Stellv. Präsident Wolfgang Drexler: Bitte, Frau Ministerin.

Ministerin für Integration Bilkay Öney: Mit dem Bundes-
innenminister habe ich mich in dieser Frage nicht unterhalten. 
Aber wir haben Kontakt zum Präsidenten des BAMF, Dr. 
Manfred Schmidt. Ihm ist wie uns an schnellen Verfahren ge-
legen. Zum einen haben die Flüchtlinge dann Planungssicher-
heit, und zum anderen würde dies auch die Landeserstaufnah-
meeinrichtung und die weiteren Einrichtungen entlasten. 

Der Innenminister hat mit der Unterbringung an sich nichts 
zu tun. Wir wissen aber, dass sich die Dauer der Verfahren in 
den letzten Jahren deutlich verkürzt hat. Im Moment beträgt 
sie etwa ein Jahr. Wir rechnen zukünftig mit 15 Monaten. Das 
ist schon sehr großzügig. Außerdem haben wir weitere drei 
Monate dazugerechnet. Deswegen gehe ich von 18 Monaten 
aus. 

Da ich weiß, dass das BAMF, aber auch der Bundesinnenmi-
nister schon mehrfach angekündigt haben – man kann es in 
den Zeitungen nachlesen –, die Verfahren zu beschleunigen, 
gehe ich davon aus, dass diese Zahlen richtig sind. Das be-
gründet nicht meinen Optimismus, sondern meinen Realis-
mus. 

Stellv. Präsident Wolfgang Drexler: Vielen Dank, Frau Mi-
nisterin, für die Beantwortung.

Es liegen keine weiteren Wortmeldungen vor. Damit ist die 
erste Frage behandelt. 

Wir kommen zur zweiten angemeldeten Frage an die Regie-
rung:

H i l f e n  f ü r  H o c h w a s s e r g e s c h ä d i g t e  i n 
B a d e n - W ü r t t e m b e r g

Bitte, Herr Kollege.

Abg. Thomas Funk SPD: Sehr geehrter Herr Präsident, wer-
te Kollegen! Naturkatastrophen bringen Betroffene schnell an 
den Rand der Existenz. Im Zusammenhang damit wird der 
Ruf nach unbürokratischer Hilfe laut. Das war – bedingt durch 
das Hochwasser im Mai und im Juni dieses Jahres – auch in 
diesem Jahr festzustellen. Ich bitte daher die Landesregierung 
um Auskunft: Welche Schäden sind im Land durch das Hoch-
wasser im Mai und im Juni dieses Jahres entstanden?

Im Zusammenhang damit ist auch von Soforthilfe die Rede. 
Daher die Anschlussfrage: Wurde an die betroffenen Men-
schen im Land Soforthilfe ausgezahlt – wenn ja, in welcher 
Höhe –, und erfolgte diese Soforthilfe, wie versprochen, zü-
gig und unkompliziert? 

(Beifall des Abg. Nikolaos Sakellariou SPD)

Stellv. Präsident Wolfgang Drexler: Vielen Dank, Herr Abg. 
Funk. – Bitte, Herr Innenminister Gall, ich erteile Ihnen das 
Wort zur Beantwortung der Frage.

Innenminister Reinhold Gall: Sehr geehrter Herr Präsident, 
werte Kolleginnen, werte Kollegen! Wenn Sie mir gestatten, 
möchte ich der Beantwortung wenige Vorbemerkungen vor-
anstellen. Denn ich glaube, es lohnt schon, wenn wir uns noch 
einmal das Gesamtschadensereignis in Erinnerung rufen, wel-
ches aufgrund der Starkniederschläge vom 31. Mai bis zum 
2. Juni dieses Jahres eingetreten ist. In diesem Zeitraum wa-
ren allein in Baden-Württemberg 10 000 Einsatzkräfte des Be-
völkerungsschutzes – Feuerwehren, Polizei, Technisches 
Hilfswerk, DLRG, Rettungsdienstorganisationen, Sanitäts-
dienstorganisationen bis hin zur Bergwacht – im Einsatz. 

Wir haben feststellen müssen, dass diese langen, ergiebigen 
Niederschläge verstärkt im südöstlichen Teil unseres Landes 
zu verheerenden Schäden geführt haben, wie wir sie aus so-
genannten typischen Hochwasserschadenslagen kennen: über-
flutete Keller, überschwemmte Straßen, entwurzelte Bäume, 
zerstörte Stromleitungen, Hangrutsche usw. usf. 36 der insge-
samt 44 Stadt- und Landkreise waren betroffen, schwerpunkt-
mäßig der Zollernalbkreis und der Landkreis Sigmaringen. 
Die Einsatzkräfte hatten insgesamt 3 800 Einsatzstellen zu be-
wältigen. Es waren 1 900 Wohnhäuser und zwischen 470 und 
480 Industrie- und Gewerbeanlagen von diesem Scha-
densereignis betroffen.

Zeitgleich waren auch starke Schäden entlang der Donau und 
der Elbe zu verzeichnen, was dazu geführt hat, dass uns das 
gemeinsame Meldezentrum des Bundes und der Länder in der 
Nacht gebeten hat, in Sachsen und in Sachsen-Anhalt Hilfe 
zu leisten. Wir haben noch in der Nacht Wasserrettungszüge 
der DLRG und der Feuerwehr Karlsruhe in Bewegung gesetzt, 
die dann in Magdeburg im Einsatz gewesen sind.

Ich habe das deshalb erwähnt, weil ich glaube, dass heute ei-
ne gute Gelegenheit ist, den Einsatzkräften für diesen Einsatz 
Dank zu sagen.

(Beifall bei allen Fraktionen)

Jetzt konkret zu der gestellten Frage: Wir haben in Baden-
Württemberg Schäden in Höhe von etwa 74 Millionen € zu 
verzeichnen. Wir vom Innenministerium haben die koordinie-
rende Funktion für alle Ressorts wahrgenommen, um entspre-
chende Hilfen in Gang zu setzen. Man kann sagen: Die Auf-
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bauhilfe des Bundes ist jetzt angelaufen; jetzt können entspre-
chende Anträge gestellt werden. Das war nicht ganz einfach 
– das will ich ausdrücklich sagen –, weil wir die Überlegun-
gen des Bundes in eine Verwaltungsverordnung des Landes 
gießen mussten. Das mussten übrigens andere Länder auch; 
da waren wir nicht langsamer unterwegs als andere Länder. 
Es handelt sich jedoch um einen schwierigen Abstimmungs-
prozess mit den beteiligten Ressorts und dem Landesrech-
nungshof, und wir haben auch die kommunalen Landesver-
bände an dieser Diskussion beteiligt. Ich will mich ausdrück-
lich auch bei den Städten und Gemeinden sowie den Land-
kreisen bedanken, die uns da sehr gut unterstützt haben.

Zum Stichwort Soforthilfe kann ich sagen: Der Ministerrat 
hat mich bereits am 11. Juni – ich habe gesagt, die Starknie-
derschläge erfolgten bis zum 2. Juni; danach wurden die Fol-
gen in ihrer ganzen Dimension und in ihren gesamten Aus-
wirkungen erkennbar – beauftragt, das Thema Soforthilfe in 
Angriff zu nehmen. Wir haben uns dabei auf das Eckpunkte-
papier der alten Landesregierung aus dem Jahr 2010 gestützt, 
in dem entsprechende Regelungen getroffen wurden, weil es 
schon in der Vergangenheit in Baden-Württemberg immer 
wieder vergleichbare Situationen gab. Das war die Grundla-
ge unseres Handelns.

Wir haben insgesamt 2 Millionen € Soforthilfe zur Verfügung 
gestellt – ich glaube wirklich, unbürokratisch –; abgerufen 
wurden von dieser Soforthilfe bis jetzt etwa 512 000 €. Auch 
in diesem Zusammenhang geht ein großer Dank meinerseits 
an die Landratsämter und Bürgermeisterämter, die uns in der 
Tat unbürokratisch unterstützt und dazu beigetragen haben, 
den betroffenen Menschen Hilfe angedeihen zu lassen.

Dass wir dies getan haben – das will ich auch einmal zur 
Kenntnis geben –, war außerordentlich wichtig, weil die Aus-
gestaltung der Aufbauhilfe des Bundes relativ schwierig war. 
Wir haben dieses Schadensereignis als nationale Katastrophe 
erachtet. Deshalb sind wir diesem Fonds natürlich auch bei-
getreten, der immerhin etwa 8 Milliarden € umfassen wird. 
Die Ausgestaltung, wie sie ursprünglich vorgesehen war, hät-
te die Betroffenen in Baden-Württemberg außen vor gelassen. 
Deshalb haben wir uns intensiv bemühen müssen, zusammen 
mit den anderen Ländern und dem Bund – ich bin Herrn 
Staatssekretär Murawski dankbar, der seine Arbeit geleistet 
hat; wir haben die unsere getan – eine Regelung zu erreichen, 
die es ermöglicht, dass dort, wo Soforthilfe gezahlt worden 
ist, die Schäden auch in der Aufbauhilfe berücksichtigt wer-
den.

Stellv. Präsident Wolfgang Drexler: Danke, Herr Minister. 
– Eine Zusatzfrage für die CDU-Fraktion, Herr Abg. Hille-
brand.

Abg. Dieter Hillebrand CDU: Herr Minister, ich habe fol-
gende Frage: Wie viel Prozent des hochwasserbedingten Ge-
samtschadens in Baden-Württemberg sind voraussichtlich ver-
sichert? Das wäre meine erste Frage. Gibt es da Anhaltspunk-
te, Erhebungen oder was auch immer?

Die zweite Frage, die ich in diesem Zusammenhang hätte, lau-
tet: Waren dieses Hochwasser und vor allem auch die am 
28. Juli über das Land hereingebrochenen Hagelschäden – ins-
besondere die Hagelschäden in meinem Wahlkreis, im Wahl-
kreis des Kollegen Röhm, aber auch in Göppingen – Anlass 

für die Landesregierung, darüber nachzudenken, inwieweit 
die Pflichtversicherung, die früher einmal bestand, die frühe-
re Gebäudebrandversicherung, wieder eingeführt werden soll-
te? Denn die Hilfen, die da geleistet werden, stammen ja vom 
Steuerzahler, und je mehr Unwetter über das Land gehen, um-
so weniger ist es möglich, den Steuerzahler in großem Stil da-
zu heranzuziehen, all diese Schäden zu beseitigen.

Stellv. Präsident Wolfgang Drexler: Bitte, Herr Minister.

Innenminister Reinhold Gall: Herr Kollege, wir gehen hin-
sichtlich der Hagelschäden davon aus, dass etwa 90 % der Ge-
bäude entsprechend versichert sind. Hinsichtlich der Summe 
der Hochwasserschäden habe zumindest ich keinen konkre-
ten Überblick. Fakt wird aber wohl sein, dass kein geringer 
Teil nicht versichert ist, was reine Hochwasserschäden betrifft.

Zu Ihrer konkreten Frage zum Thema „Überlegungen hin-
sichtlich der Wiedereinführung einer Pflichtversicherung“: 
Wir denken intensiv darüber nach. Ich halte es aber für außer-
ordentlich wichtig und sinnvoll, dass darüber nicht nur in Ba-
den-Württemberg nachgedacht wird. Denn während in Baden-
Württemberg 90 % der Gebäude versichert sind, ist die Situ-
ation in anderen Bundesländern völlig anders. Es ist, finde ich, 
auf Dauer nicht vernünftig, dass das Bundesland, in dem die 
Bürgerinnen und Bürger – im Unterschied zu denen in ande-
ren Bundesländern – umfangreich versichert sind und entspre-
chende Entschädigungen erhalten, beispielsweise über Soli-
darpakte oder gemeinsame Fonds wie den genannten eben-
falls mitbezahlt. Denn unser Anteil an diesen 8 Milliarden € 
übersteigt bei Weitem die Schadenssumme von 74 Millio-
nen €, die ich genannt habe.

Deshalb halten wir es für sinnvoll – wir initiieren dies auch 
auf Bundesebene –, darüber nachzudenken, ob eine solche 
bundesweite Pflichtversicherung verfassungskonform wäre. 
Das prüfen wir. Meine persönliche Meinung ist, dass sie sinn-
voll wäre.

(Beifall bei der SPD und Abgeordneten der Grünen 
sowie der Abg. Klaus Burger und Thomas Blenke 

CDU)

Stellv. Präsident Wolfgang Drexler: Eine weitere Zusatzfra-
ge für die Fraktion GRÜNE, Kollege Marwein.

Abg. Thomas Marwein GRÜNE: Herr Minister, Sie haben 
vorhin gesagt, das Land habe eine Soforthilfe von 2 Millio-
nen € zur Verfügung gestellt, von denen bisher etwas mehr als 
500 000 € abgerufen worden seien. Werden diese Mittel dann 
mit dem Hilfsfonds verrechnet, oder sind das Mittel, die aus 
dem Landeshaushalt abfließen?

Innenminister Reinhold Gall: Diese 2 Millionen € setzen 
sich zusammen aus 1 Million € Landesmittel und 1 Million € 
Bundesmittel. Dies wird dann mit der Aufbauhilfe verrechnet.

Stellv. Präsident Wolfgang Drexler: Vielen Dank. – Die 
nächste Frage stellt Frau Abg. Rolland von der SPD-Frakti-
on.

Abg. Gabi Rolland SPD: Herr Minister, um sicherzugehen, 
dass ich Sie richtig verstanden habe, möchte ich nachfragen: 
Habe ich Sie richtig verstanden, dass die Aufbauhilfe des Bun-
des und die Soforthilfe des Landes unabhängig von der Fra-
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ge gewährt werden, ob der Schadensfall im gewerblichen Be-
reich oder im Bereich des Wohneigentums eingetreten ist?

Meine zweite Frage lautet: Gibt es Einkommensgrenzen für 
die Gewährung von Aufbauhilfe bzw. Soforthilfe an die Ge-
schädigten?

Innenminister Reinhold Gall: Da haben Sie mich nicht rich-
tig verstanden. Es gibt einen Unterschied zwischen der So-
forthilfe und der Aufbauhilfe. Soforthilfe wird nur Privatper-
sonen gewährt. Hierbei geht es darum, aktuelle finanzielle 
Engpässe zu überbrücken und sofort notwendige Investitio-
nen zu tätigen. Dies gilt beispielsweise für Schäden an Elek-
troinstallationen oder an Heizungen. Demgegenüber ist die 
Aufbauhilfe auch für Gewerbetreibende, für die Industrie, für 
die Landwirtschaft, aber auch für die öffentliche Hand, also 
für die Kommunen, vorgesehen. 

Bei der Soforthilfe gilt eine Einkommensgrenze von 25 000 € 
für Ledige und von 50 000 € für Verheiratete. 

Stellv. Präsident Wolfgang Drexler: Danke. – Für die CDU-
Fraktion stellt nun Herr Abg. Schebesta eine Frage. 

Abg. Volker Schebesta CDU: Herr Minister, die Starknieder-
schläge hatten auch Hangrutschungen in der Vorbergzone zur 
Folge. Insbesondere Weinbaubetriebe und Sonderkulturbetrie-
be haben mit Hangrutschungen schwer zu kämpfen. Können 
Sie mir sagen, ob auch Hangrutschungen in die Förderfähig-
keit einbezogen sind? Mich hat dieser Tage ein Hilferuf er-
reicht, wonach es Schwierigkeiten dabei gegeben habe, eine 
Hangrutschung als förderfähig einzuordnen. 

Innenminister Reinhold Gall: Diese Frage kann ich nicht 
grundsätzlich mit Ja beantworten. Ich habe eingangs darauf 
hingewiesen, dass es angesichts der Definition dieses Be-
reichs, der Schadenslagen und der Auswirkungen des Hoch-
wassers, die von der Aufbauhilfe umfasst sind, sehr schwie-
rig war, Baden-Württemberg überhaupt in die Förderkulisse 
einzubeziehen. Wir hatten Schwierigkeiten, die originären 
Auswirkungen eines Hochwasserschadens richtig zu veror-
ten. Das haben wir mit der Auszahlung der Soforthilfe nun 
hinbekommen. 

Ich glaube, in der morgigen Fragestunde gibt es noch eine Fra-
ge dazu. Dann kann ich noch etwas ausführlicher darauf ein-
gehen. Ich nenne das Stichwort Mössingen. Unter allem Vor-
behalt sage ich, dass es dort aufgrund der Untersuchungen, 
die bisher stattgefunden haben, wohl gelingen kann, dies mit 
einzubringen. Ob dies in allen Fällen, beispielsweise bei 
Hangrutschungen in Weinbergen, gelingen wird, kann ich 
nicht sagen. Ich sage ausdrücklich, dass das eher nicht der Fall 
sein wird.

Die Hilfen, die wir gewähren, gehen über die klassische Auf-
bauhilfe hinaus. Das Finanzministerium hat beispielsweise die 
Finanzämter klar angewiesen, in billigem Ermessen entspre-
chende Regelungen zu treffen. Auch für den Agrarbereich gibt 
es entsprechende Überlegungen.

Ihre Frage kann ich aber nicht grundsätzlich mit Ja beantwor-
ten. Das muss man sich von Fall zu Fall anschauen. 

Stellv. Präsident Wolfgang Drexler: Vielen Dank. – Eine 
Zusatzfrage des Herrn Abg. Funk von der SPD-Fraktion.

Abg. Thomas Funk SPD: Herr Minister, herzlichen Dank für 
die Darstellung der unkomplizierten und zügigen Hilfe.

Ich möchte in diesem Zusammenhang noch einmal auf den 
Begriff der Aufbauhilfe zu sprechen kommen, den Sie vorhin 
erwähnt haben. Meines Wissens dient die Aufbauhilfe des 
Bundes vor allem der Beseitigung von Schäden im Bereich 
der Elbe und der Donau. Was bedeutet das für Stadt- und 
Landkreise in Baden-Württemberg? Kann auch Hilfe gewährt 
werden für Stadt- und Landkreise, die nicht unmittelbar im 
Einzugsgebiet der Donau liegen?

Innenminister Reinhold Gall: Ich meine, diese Frage habe 
ich schon klar mit Ja beantwortet.

Abg. Thomas Funk SPD: Mir geht es aber auch um die Kri-
terien. Nach welchen Kriterien werden die Hilfen gewährt?

Innenminister Reinhold Gall: In den Bereichen, in denen 
wir Soforthilfe bezahlt haben, ist grundsätzlich hiervon aus-
zugehen. Wir haben in all den betroffenen Regionen Sofort-
hilfe bezahlt.

Stellv. Präsident Wolfgang Drexler: Eine weitere Zusatzfra-
ge für die Fraktion GRÜNE, Herr Abg. Marwein.

Abg. Thomas Marwein GRÜNE: Herr Minister, Sie haben 
vorhin erläutert, dass in 36 Stadt- und Landkreisen rund 
10 000 Kräfte im Einsatz waren. Da ich selbst kein Mitglied 
der Feuerwehr oder des Technischen Hilfswerks bin, kann ich 
nicht beurteilen, in welcher Höhe dabei Kosten entstanden 
sind. Werden diese Kosten in der Regel ersetzt? Sind das Mit-
tel des Landes oder des Bundes? Können Sie außerdem etwas 
zur Höhe der Kosten sagen, sofern diese bekannt sind?

Innenminister Reinhold Gall: Das kann ich Ihnen nicht sa-
gen. Meines Wissens sind die Kosten auch nicht ermittelt wor-
den. Diese werden in erster Linie von den Trägern der Ein-
richtungen getragen, insbesondere von denen, die die Haupt-
anzahl der Einsatzkräfte stellen. Die Städte und Gemeinden 
als Träger der Feuerwehren tragen diese Kosten. 

In welchem Umfang diese Kosten eventuell von den Betrof-
fenen wieder eingefordert werden können, vermag ich nicht 
abzuschätzen. Ich gehe davon aus, dass aufgrund dieser Scha-
denslage die Kommunen von Rechnungsstellungen eher ab-
sehen werden, zumal die Feuerwehren bei dieser Schadensla-
ge überhaupt nicht in der Lage waren, Bagatelleinsätze abzu-
wickeln. Wenn die Feuerwehr 2 oder 3 cm Wasser in einem 
Keller abpumpt, wird üblicherweise eine Rechnung gestellt. 
In dieser Situation waren aber ganz andere Schäden zu bewäl-
tigen. Insofern gehe ich nicht davon aus, dass eine Rechnungs-
stellung an die Betroffenen erfolgt ist. 

Ich finde, das hat gezeigt, dass das Miteinander der Organisa-
tionen, die ich aufgezählt habe, der Garant dafür war, dass für 
die Menschen schnell Hilfe geleistet werden konnte. Gleich-
wohl weiß ich aber auch, dass es aufgrund der emotionalen 
Betroffenheit einzelner Bürger auch zu der einen oder ande-
ren Beschwerde gekommen ist. Ich habe jedenfalls den Ein-
druck gewonnen – ich war bei einigen Einsätzen vor Ort –, 
dass diejenigen, die die Einsätze verantwortlich geleitet ha-
ben, sauber die Prioritäten abgearbeitet haben. Gleichwohl 
konnte es vorkommen, dass die eine oder andere Hilfe erst et-
was später geleistet werden konnte.
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Stellv. Präsident Wolfgang Drexler: Vielen Dank, Herr Mi-
nister. – Es liegen keine weiteren Fragen vor. 

Wir kommen zum dritten Thema, beantragt von der CDU-
Fraktion:

U m g a n g  m i t  L e h r e r n

Ich erteile Herrn Abg. Wacker das Wort.

Abg. Georg Wacker CDU: Sehr geehrter Herr Präsident, lie-
be Kolleginnen und Kollegen! Die Altersermäßigung wurde 
bisher als Instrument des Gesundheits- und Arbeitsschutzes 
sehr respektiert. Bezüglich der bisherigen Regelung gab es ei-
ne große Übereinstimmung sowohl zwischen den Lehrerver-
bänden als auch zwischen den Vertretern der Wissenschaft. 
Hierzu hat die Landesregierung in der vergangenen Legisla-
turperiode eine Arbeitsgruppe eingesetzt. Damals hat man in 
einem breiten Konsens eine Regelung eingeführt, wonach 
Lehrkräften ab der Vollendung des 58. Lebensjahrs eine an-
teilige Altersarbeitsermäßigung zusteht.

Die Altersermäßigung dient gleichzeitig auch als Ausweis der 
Wertschätzung des sehr anspruchsvollen Lehrerberufs. Die 
Tatsache, dass ein relativ großer Anteil von Lehrkräften auf-
grund gesundheitlicher Beeinträchtigungen die gesetzliche 
Ruhestandsgrenze in den vergangenen Jahren nicht erreicht 
hat – das Ministerium hat ermittelt, dass der Anteil der Lehr-
kräfte, die aufgrund gesundheitlicher Beeinträchtigungen die-
se Altersgrenze nicht erreicht, in den letzten Jahren bei 10 % 
lag –, belegt, dass die Altersermäßigung ein wichtiges Instru-
ment des Gesundheits- und Arbeitsschutzes ist. 

Gestern haben die Regierungsfraktionen – so haben wir es der 
Presse entnommen – beschlossen, dass den Lehrkräften im 
58. und im 59. Lebensjahr keine Altersermäßigung mehr zu-
steht. Zudem soll bei den 60 und 61 Jahre alten Lehrkräften 
eine Kürzung der Altersermäßigung um eine Stunde erfolgen.

Die Regierungsfraktionen haben das als einen großartigen Er-
folg verkauft. Tatsache ist aber, dass es sich hierbei um mas-
sive Einschnitte handelt. An dieser Stelle möchte ich daran er-
innern, dass die frühere Oppositionsfraktion GRÜNE in einer 
Verlautbarung vom 14. Februar des Jahres 2007 die damalige 
Landesregierung aufgefordert hat, keine Streichung bei der 
Altersermäßigung vorzunehmen. Ich zitiere aus der Presse-
mitteilung der Grünen vom 14. Februar 2007:

Die Arbeitszeit der Lehrerinnen und Lehrer soll so aus-
gestaltet werden, dass bereits ab 55 Altersermäßigung ge-
leistet wird. 

Sie tun hier das Gegenteil. Deshalb stellen sich ganz konkre-
te Fragen, zumal Sie, Herr Kultusminister Stoch, in der Re-
gierungsbefragung am 10. April 2013 im Zusammenhang mit 
der Altersermäßigung angekündigt haben, Konzepte zum Ge-
sundheits- und Arbeitsschutz zu entwickeln, die Sie finanzie-
ren wollen. Damit haben Sie die Altersermäßigung selbst in-
frage gestellt.

Deshalb meine konkrete Frage: Welche Konzepte gibt es 
denn? Gibt es konkrete Konzepte des Gesundheits- und Ar-
beitsschutzes, die Sie jetzt aus den genannten Einsparungen 
finanzieren wollen? Die grundsätzliche Frage, die sich daraus 
stellt, ist: Wie viele Einsparungen nehmen Sie konkret durch 

diese Beschlüsse vor, und wie viele Personen sind davon un-
mittelbar betroffen?

Stellv. Präsident Wolfgang Drexler: Vielen Dank. – Für die 
Landesregierung erteile ich Herrn Kultusminister Stoch das 
Wort.

Minister für Kultus, Jugend und Sport Andreas Stoch: 
Herr Präsident, liebe Kolleginnen und liebe Kollegen! Ich be-
antworte für die Landesregierung die Fragen des Kollegen 
Wacker wie folgt:

Zunächst einmal ist die Notwendigkeit, dass wir uns alle an 
der Haushaltskonsolidierung beteiligen müssen, Ausgangs-
punkt aller Maßnahmen in allen Fachressorts. Da fängt das 
Problem schon an, ein Problem, bei dem Sie nicht mit dem 
Finger auf andere zeigen sollten.

(Beifall bei den Grünen und der SPD)

Es ist eine nicht zu verleugnende Tatsache, dass diese Landes-
regierung im Hinblick auf die Schuldenbremse unter dem 
Druck, unter dem Zwang steht, den Haushalt schuldenfrei zu 
gestalten, und dabei eine Deckungslücke, ein strukturelles De-
fizit im Haushalt zu beseitigen hat, das von Ihnen in Ihrer Fi-
nanzplanung hinterlassen wurde und sich auf ursprünglich 2,5 
Milliarden € im Jahr belaufen hat. 

Meine sehr geehrten Damen und Herren, dass Entscheidun-
gen in diesem Zusammenhang nicht auf große Freude stoßen, 
wenn es darum geht, Zahlungen zu verringern bzw. Leistun-
gen zu kürzen, ist nicht verwunderlich. Sie wissen, dass wir 
zum Haushalt 2013/2014 im Bildungsbereich eine Streichung 
von Lehrerstellen beschlossen haben, die letztlich aber be-
gründet werden kann, da in diesem Zeitraum – wie schon in 
der Vergangenheit in Ihrer Regierungszeit und wie auch in Zu-
kunft – die Schülerzahlen stark abnehmen werden. 

Für die Erfüllung des Sparziels für das Schuljahr 2014/2015 
spielt auch eine Rolle, wie hier ein Sparbeitrag erzielt werden 
kann. Es wurde in der Tat über eine vollständige Abschaffung 
der Altersermäßigung diskutiert. Ich glaube, es ist durchaus 
beachtenswert, dass wir in den letzten Wochen und Monaten 
in Gesprächen mit den Lehrerverbänden, aber auch mit vie-
len Lehrerinnen und Lehrern, Schulleiterinnen und Schullei-
tern festgestellt haben, dass eine vollständige, ersatzlose Strei-
chung der Altersermäßigung, was die Lehrerinnen und Leh-
rer und ihre Arbeitsqualität angeht, eine äußerst schwierige 
Maßnahme gewesen wäre. 

Deswegen freut es mich, dass wir es geschafft haben, auf der 
Ebene der Regierungsfraktionen einen Kompromiss zu schlie-
ßen, der beinhaltet, dass eine Lösung gefunden wurde, die der 
Arbeitsleistung der Lehrerinnen und Lehrer, aber auch den 
Problemen und der konkreten Belastungssituation, die aus die-
ser Arbeitsleistung resultieren, gerecht wird. Deswegen ist, 
glaube ich, die beschlossene Verschiebung der Altersermäßi-
gung auf 60 bzw. 62 Jahre ein vertretbarer, wenn auch nicht 
wünschenswerter Kompromiss. 

Lassen Sie mich dazu ergänzend sagen: Auch hier gilt wieder 
der Satz, dass man nicht mit Steinen werfen sollte, wenn man 
im Glashaus sitzt. Wenn ich mir die Dramaturgie der letzten 
15 Jahre anschaue, dann waren es die Vorgängerregierungen 
unter CDU-Führung, die schrittweise Einschnitte bei der Al-
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tersermäßigung vorgenommen haben. Sie wissen genau wie 
ich, dass ursprünglich alle Lehrerinnen und Lehrer im Alter 
von 55 Jahren zwei Stunden Ermäßigung hatten. Dies wurde 
schrittweise zurückgeführt bis zu dem aktuell gültigen Stand, 
nämlich eine Ermäßigungsstunde ab 58 Jahren und zwei Er-
mäßigungsstunden ab 60 Jahren. 

Ich sage auch ganz deutlich: Wir nehmen die Belastungssitu-
ation der Lehrerinnen und Lehrer – das war Teil Ihrer Frage 
– sehr ernst. 

(Zuruf des Abg. Volker Schebesta CDU)

Die Belastungssituation stellt sich für die Lehrerinnen und 
Lehrer so dar, dass es für sie mit zunehmendem Alter immer 
schwieriger wird, ihre Dienstpflichten zu erfüllen, weil sie 
merken, dass die Erbringung ihrer Arbeitsleistung an Gren-
zen stößt. Deswegen hat schon die Vorgängerregierung im Be-
reich der Gesundheitsvorsorge und der Prävention zahlreiche 
Maßnahmen ergriffen. Damals war ursprünglich von einem 
Finanzierungsvolumen von 4,2 Millionen € ausgegangen wor-
den, das letztlich dann aber auf 3 Millionen € reduziert wur-
de. 

In diesem Bereich wurden bereits vielfach Maßnahmen ein-
geleitet, die von uns fortgeführt werden. Als Beispiel nenne 
ich, dass die Vorgängerregierung den Orientierungsrahmen 
für das Gesundheitsmanagement in der Landesverwaltung be-
schlossen hat. Seit dem Schuljahr 2012/2013 konnten dadurch 
landesweit zahlreiche Angebote zur Gesunderhaltung und Ge-
sundheitsprävention realisiert werden. Als Beispiele nenne ich 
die Fortbildungsmaßnahme „10plus – Motiviert und gesund 
bleiben im Lehrberuf“, die Begleitung in der Berufseingangs-
phase, die Fortbildungsmaßnahme „Ressource Ich – der Um-
gang mit sich selbst und anderen“, die u. a. auch Bewälti-
gungsstrategien für Stresssituationen ermöglichen soll, und 
auch die Fortbildungsreihe für das Schulleitungspersonal „Zu-
frieden und gesund arbeiten – Lehrergesundheit als Führungs-
aufgabe“. 

Sie hatten auch gefragt, in welchem Umfang Einsparungen 
einträten. Durch die Verschiebung der Altersermäßigung wird 
ein Einspareffekt von ca. 450 Deputaten eintreten. Wir wol-
len allerdings auch prüfen, inwieweit die Maßnahmen, die ich 
gerade aufgezählt habe, frühzeitig intensiv und punktgenau 
für die Lehrerinnen und Lehrer, die unter Stresssymptomen 
leiden, eingesetzt werden, sodass die Probleme möglichst erst 
gar nicht entstehen. 

Stellv. Präsident Wolfgang Drexler: Vielen Dank. – Eine 
weitere Zusatzfrage für die Fraktion GRÜNE stellt Frau Abg. 
Boser.

Abg. Sandra Boser GRÜNE: Herr Minister, Sie haben eben 
schon das Glashaus angesprochen. Wie bewerten Sie die Vor-
gänge hinsichtlich des Umgangs mit der Altersermäßigung 
unter der alten Landesregierung? Damals wurde beispielswei-
se die Streichung der Altersermäßigung für Lehrkräfte an 
Haupt-, Real- und Sonderschulen als rechtswidrig eingestuft, 
sodass die alte Landesregierung zurückrudern musste. Wie be-
werten Sie das Verhalten der alten Landesregierung 2008, als 
Kultusminister Rau die komplette Streichung der Altersermä-
ßigung gefordert hat, im Zusammenhang mit den Aussagen, 
die heute vorgebracht wurden?

(Zuruf von der SPD: Hört, hört!) 

Minister für Kultus, Jugend und Sport Andreas Stoch: 
Frau Kollegin Boser, hier besteht in der Tat ein starker Wider-
spruch. Ich denke jedoch, wir sollten alle – das war damals 
vermutlich auch das Ergebnis des Überlegungsprozesses – 
nach intensiver Prüfung der Situation versuchen, die richtige 
Lösung zu finden. Ich unterstelle der früheren Landesregie-
rung, dass sie damals diese Gespräche auch geführt hat, dass 
sie damals auch zu der Erkenntnis gelangt ist, dass es besser 
ist, diese besondere Belastungssituation der Lehrer entspre-
chend anzuerkennen.

(Zuruf der Abg. Friedlinde Gurr-Hirsch CDU)

Ergänzend möchte ich noch anfügen, dass für Lehrerinnen und 
Lehrer natürlich auch die Möglichkeit besteht, ihr Deputat zu 
reduzieren und so auf die besondere Belastungssituation zu 
reagieren. Dies ist allerdings dann ebenso wie für andere Be-
amtinnen und Beamte mit entsprechenden Einkommensein-
bußen verbunden. Wir müssen auch immer sehen, dass die 
Lehrerinnen und Lehrer im Kontext der anderen Beschäftig-
ten im öffentlichen Dienst zu betrachten sind.

Deswegen glaube ich, dass die Maßnahme, die jetzt getroffen 
wird, zum einen den hohen Symbolgehalt der Altersermäßi-
gung aufgreift und den Lehrerinnen und Lehrern Wertschät-
zung für ihre Tätigkeit vermittelt und zum anderen auf die be-
sondere Belastungssituation in der späten Phase des berufli-
chen Lebens eingeht. Darüber hinaus gibt es weitere Möglich-
keiten wie z. B. die Reduzierung des Deputats im Alter von 
58 Jahren. Ich glaube, dadurch können wir relativ gut auf die 
Belastungssituation der Lehrerinnen und Lehrer eingehen. 

Ich will nochmals sagen: Ich bin froh, dass die frühere Regie-
rung damals unter Abwägung der Tatsachen zu diesem Ent-
schluss gekommen ist. Ich bin auch froh, dass wir hier diesen 
Kompromiss finden konnten. Ich glaube, die Lehrerinnen und 
Lehrer, die von dieser Maßnahme profitieren, werden, wenn 
sie den Vergleich zu einer vollständigen Abschaffung der Al-
tersermäßigung ziehen, sagen, dass die jetzt gefundene Lö-
sung für sie akzeptabel sei. 

Stellv. Präsident Wolfgang Drexler: Vielen Dank. – Eine 
weitere Zusatzfrage stellt Herr Kollege Haller von der SPD-
Fraktion.

Abg. Hans-Martin Haller SPD: Herr Minister, die späten 
Berufsjahre eines Lehrers – das habe ich erlebt – sind nicht 
immer belastend. Sie können auch beglückend sein. 

(Abg. Karl-Wilhelm Röhm CDU: Genau! – Zuruf der 
Abg. Friedlinde Gurr-Hirsch CDU)

Wir sollten daher nicht immer nur von Belastung reden. Das 
sei einmal deutlich gesagt. Das ist ein bisschen eine Unkul-
tur, die hier durch das Land geht.

Herr Kollege Wacker hat die Altersreduktion als Teil der Wert-
schätzung für Lehrer gekennzeichnet. Meine Frage ist: Inwie-
fern kommt Ihre Wertschätzung der Altersreduktion auch an-
deren Beamtengruppen und vor allem den tarifangestellten 
Lehrern und anderen Tarifangestellten in den Schulen – Sozi-
alarbeiter, Therapeuten, etc. – zugute, die ja – wenn man schon 
davon spricht, sollte dies nicht unerwähnt bleiben – vergleich-
bar belastet sind? 

(Beifall bei der SPD und Abgeordneten der Grünen 
– Abg. Karl-Wilhelm Röhm CDU: Bürgermeister!)
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Stellv. Präsident Wolfgang Drexler: Bitte, Herr Kultusmi-
nister.

Minister für Kultus, Jugend und Sport Andreas Stoch: 
Herr Kollege Haller, Ihre Frage ist wohl vor dem Hintergrund 
Ihrer reichhaltigen beruflichen Erfahrung in verschiedenen 
Bereichen des öffentlichen Dienstes aufzufassen. In der Tat 
stellt sich natürlich für andere Beschäftigte des öffentlichen 
Dienstes die Frage der Gleichbehandlung. Sie haben vollkom-
men recht. Die Wertschätzung des Berufs der Lehrerin oder 
des Lehrers kann nicht allein an der Frage der Altersermäßi-
gung festgemacht werden. Aber in Gesprächen und auch dann, 
wenn wir die Diskussionen über dieses Thema Lebensarbeits-
zeit und Lehrerarbeitszeit der letzten Jahre, sogar der letzten 
Jahrzehnte betrachten, stellen wir fest, dass das Thema Alters-
ermäßigung immer mit einem besonders hohen Symbolgehalt 
behaftet war und ist.

Ich glaube, es ist in einer politischen Bewertung der Aus-
gangssituation auch zu berücksichtigen, dass nicht durch „fal-
sche“ Symbolik auch ein doch zumindest so verstandenes 
Missfallen oder Unwerturteil abgegeben wird. Deswegen glau-
be ich, dass wir eine solche Betrachtung der Dinge zumindest 
in unsere Diskussionen einstellen müssen.

Herr Kollege Wacker hat vorhin noch eine Frage aufgewor-
fen, deren Beantwortung ich an dieser Stelle gern einflechten 
möchte. Natürlich sollten wir alle – das war auch schon Auf-
gabe mehrerer Kommissionen, die sich mit diesem Thema be-
schäftigt haben – die Frage der konkreten Belastungssituati-
on während einer Lebensarbeitszeit einer Lehrerin oder eines 
Lehrers durchaus einmal grundsätzlicher prüfen. Viele junge 
Lehrerinnen und Lehrer sagen mir, in der Berufseinstiegspha-
se ein volles Deputat gleich aus dem Stand zu schaffen ist 
schwierig, ist harte Arbeit, und es wäre vielleicht für eine hö-
here Qualität der Arbeit sinnvoll – so sagen mir junge Lehre-
rinnen und Lehrer –, da nicht gleich mit einem vollen Depu-
tat starten zu müssen. 

Punkt 2: Man könnte natürlich darüber nachdenken, in der 
Phase, in der Lehrerinnen und Lehrer – ich sage es jetzt einfach 
einmal so – voll belastungsfähig sind – nennen wir es Anspar-
phase –, in der Phase zwischen dem 30. und dem 50. Lebens-
jahr – –

(Abg. Karl-Wilhelm Röhm CDU: Lebensarbeitszeit-
modell! Wunderbar! – Abg. Friedlinde Gurr-Hirsch 

CDU: Lebensarbeitszeitkonto!)

– Merken Sie etwas?

(Abg. Karl-Wilhelm Röhm CDU: Klasse!)

Jenseits jeglicher Scheuklappen wird hier offen diskutiert, 
dass wir – –

(Abg. Karl-Wilhelm Röhm CDU: Schön! – Zuruf des 
Abg. Volker Schebesta CDU)

– Herrn Kollegen Schebesta fällt immer etwas ein, es geht 
aber meist in den Schleier der Akustikkuppel hoch.

(Heiterkeit bei der SPD – Beifall des Abg. Sascha 
Binder SPD)

Also: Jedenfalls wäre es nach Aussage der Lehrerinnen und 
Lehrer, was die Belastbarkeit angeht, was auch die Erfahrung 

angeht, möglich, in dieser Ansparphase auch über das Depu-
tat hinaus vielleicht Stunden zusätzlich zu leisten.

(Abg. Karl-Wilhelm Röhm CDU: Sehr gut!)

Somit bestünde durchaus auch die Möglichkeit, darüber nach-
zudenken, zu einem späteren Zeitpunkt, in einer Phase, in der 
die Belastbarkeit nicht mehr so hoch ist, quasi von diesem an-
gesparten Kapital entsprechend wieder etwas – ich sage es 
jetzt einmal so – abzuschmelzen.

(Beifall bei der SPD)

Deswegen, meine sehr geehrten Damen und Herren, lade ich 
Sie ein – das ist wirklich eine offene Einladung – –

(Abg. Karl-Wilhelm Röhm CDU: In diesem Fall neh-
men wir die Einladung an!)

– Herr Kollege Röhm, wenn das alles so einfach wäre, dann 
hätten wir das doch schon. Sie hatten ja lange genug Zeit, um 
das zu machen.

(Beifall bei der SPD – Abg. Friedlinde Gurr-Hirsch 
CDU: Aber ihr habt euch nie einladen lassen! – Abg. 
Karl-Wilhelm Röhm CDU: Da haben Sie dagegen ge-

schafft, wenn auch nicht Sie persönlich!)

– Herr Kollege Röhm, Frau Kollegin Gurr-Hirsch, Sie hatten 
hier auch Mehrheiten.

(Abg. Friedlinde Gurr-Hirsch CDU: Wann? Jetzt? – 
Abg. Georg Wacker CDU: Machen Sie es doch!)

Deshalb tun Sie bitte nicht so, als wäre das an irgendwelchen 
anderen gescheitert.

Ich sagte: Es ist zu überlegen, ob wir diesem Problem in der 
Frage der unterschiedlichen Belastungssituation bei Lehrerin-
nen und Lehrern nicht grundsätzlicher gerecht werden müs-
sen. Das sind keine Fragen und Entscheidungen, die im nächs-
ten oder übernächsten Jahr haushalterische Effekte haben.

(Abg. Karl-Wilhelm Röhm CDU: Gern!)

Aber ich glaube, auf lange Sicht können wir dann vor die Leh-
rerinnen und Lehrer treten und können sagen: Wir nehmen 
wahr, wir nehmen auch ernst, was hier an Unterschieden in 
der Belastungssituation über ein Berufsleben hinweg von Leh-
rerinnen und Lehrern glaubhaft geschildert wird.

(Beifall bei Abgeordneten der Grünen und der SPD)

Stellv. Präsident Wolfgang Drexler: Vielen Dank, Herr Kul-
tusminister, für die Beantwortung.

Damit ist Tagesordnungspunkt 5 – Regierungsbefragung – be-
endet.

Ich rufe Punkt 6 der Tagesordnung auf: 

Zweite Beratung des Gesetzentwurfs der Landesregierung 
– Gesetz zur Änderung dienstrechtlicher Vorschriften – 
Drucksache 15/4054 

Beschlussempfehlung und Bericht des Ausschusses für Fi-
nanzen und Wirtschaft – Drucksache 15/4153

Berichterstatter: Abg. Manfred Hollenbach



4840

Landtag von Baden-Württemberg – 15. Wahlperiode – 80. Sitzung – Mittwoch, 6. November 2013
(Stellv. Präsident Wolfgang Drexler) 

Das Präsidium hat für die Allgemeine Aussprache eine Rede-
zeit von fünf Minuten je Fraktion festgelegt, wobei gestaffel-
te Redezeiten gelten.

Für die CDU-Fraktion darf ich Herrn Abg. Hollenbach das 
Wort erteilen.

Abg. Manfred Hollenbach CDU: Herr Präsident, meine sehr 
verehrten Damen und Herren! Schon bei der Einbringung des 
Gesetzentwurfs zur Änderung dienstrechtlicher Vorschriften 
vor wenigen Wochen haben wir hier alle einmütig festgestellt, 
dass mit der Annahme des Gesetzentwurfs keine grundsätzli-
chen oder wesentlichen dienstrechtlichen Vorschriften geän-
dert würden. Deshalb war auch die Beratung in den Fachaus-
schüssen nicht gerade von Explosivität geprägt. Aber einige 
Anmerkungen zu drei Änderungen, die in diesem Gesetzent-
wurf vorgesehen sind, möchte ich mir doch erlauben.

Erstens: Wir begrüßen, dass es gelungen ist, im Wege eines 
interfraktionellen Antrags eine Vorschrift in das Versorgungs-
gesetz aufzunehmen, damit gewisse Härtefälle bei Versor-
gungsangelegenheiten entschärft und abgemildert werden 
können. Hier geht es um Ehen von Partnern mit sehr hoher 
Altersdifferenz. Diese Härtefälle können durch diese Ände-
rung und Ergänzung von § 104 des Versorgungsgesetzes et-
was entschärft werden.

Zweitens: Härtefälle können auch mit dem Artikel 4 des jetzt 
vorliegenden Gesetzentwurfs vermieden werden. Hier geht es 
um die Besoldung von Lehrern und Rektoren, um Zulagen, 
die aufgrund eines Gesetzes von 2009 bewilligt werden konn-
ten und die von der jetzigen Landesregierung – um dieses 
Wort einmal zu verwenden – durch das Haushaltsbegleitge-
setz 2013/14 gestrichen wurden. 

Wir hatten uns bei der Behandlung dieses Gesetzes dagegen 
ausgesprochen, dass diese Vorschriften und damit diese Zula-
gen und Besserstellungen für die Lehrerinnen und Lehrer ge-
strichen werden. Wenn Sie uns damals gefolgt wären, dann 
müsste man nicht in dem Artikel 4 des Gesetzentwurfs regeln, 
dass für bestimmte Übergangsregelungen ein Entgegenkom-
men gewährt werden muss. Aber weil wir uns mit denjenigen 
freuen, die dadurch nun länger ihre Amtszulage oder ihre hö-
here Besoldung bekommen, wollen wir uns bei der Abstim-
mung über diesen Artikel der Stimme enthalten, um zu zei-
gen: Wären Sie uns damals gefolgt, wäre diese Gesetzesän-
derung nicht notwendig gewesen.

Drittens: Ablehnen wollen wir den Artikel 5. Hier geht es um 
rückwirkende Zahlungen an gleichgeschlechtliche Partner bis 
ins Jahr 2001 zurück. Wir sind der Meinung – das steht auch 
in der Gesetzesbegründung –, hier geht man weit über die ge-
setzlichen und durch das Urteil des Verfassungsgerichts ge-
forderten Lösungen hinaus. Man hört – wie soeben auch –, 
welche Bemühungen und Aktivitäten die Landesregierung un-
ternimmt, um bei Beamtinnen und Beamten und bei öffent-
lich Bediensteten zu sparen – beim nächsten Tagesordnungs-
punkt wird es noch darum gehen, Reisekostensätze, die schon 
lange nicht mehr verändert wurden, nicht zu erhöhen –, um 
damit den Sparwillen zu dokumentieren; wir sind der Mei-
nung, dass solche freiwilligen zusätzlichen Leistungen in die-
sem Fall auch nicht gewährt werden sollen. Deshalb werden 
wir diesen Artikel 5 ablehnen.

Wir bitten herzlich, die Artikel einzeln zur Abstimmung zu 
stellen.

(Beifall bei Abgeordneten der CDU)

Stellv. Präsident Wolfgang Drexler: Für die Fraktion GRÜ-
NE erteile ich Frau Abg. Lösch das Wort.

Abg. Brigitte Lösch GRÜNE: Herr Präsident, liebe Kolle-
ginnen und Kollegen! Wir verabschieden heute einen Gesetz-
entwurf, der das Dienstrecht mit vielen kleinen Regelungen 
weiterentwickelt und an die heutigen Gegebenheiten anpasst. 
Es handelt sich dabei vielfach um Vereinfachungen von Rechts-
vorschriften und um Konsequenzen aus höchstrichterlicher 
Rechtsprechung.

Nach der ersten Lesung ist der Gesetzentwurf sowohl im Aus-
schuss für Finanzen und Wirtschaft als auch im Innenaus-
schuss diskutiert worden. Dabei ist u. a. geklärt worden, dass 
die Regelungen, die der Gesetzentwurf zur gebündelten Dienst-
postenbewertung vorsieht, den rechtlichen Vorgaben des Bun-
desverwaltungsgerichts entsprechen. Auch die Anregungen 
des Petitionsausschusses, bei denen es um die Witwenversor-
gung geht, sind im Wege eines interfraktionellen Änderungs-
antrags aller vier Fraktionen in den Gesetzentwurf eingeflos-
sen.

Nun lassen Sie mich aber den Punkt herausgreifen, bei dem 
leider nach wie vor kein Konsens besteht. Der Kollege Hol-
lenbach hat dies gerade ebenfalls angesprochen. Das betrifft 
die Bestimmungen in Artikel 5 zur rückwirkenden Gleichstel-
lung eingetragener Lebenspartnerschaften. Aufgrund der Recht-
sprechung des Bundesverfassungsgerichts vom Juni 2012 soll 
die rückwirkende Gleichstellung eingetragener Lebenspart-
nerschaften ab dem 1. August 2001 umgesetzt werden und 
nicht erst ab dem 1. September 2006, wie es im Augenblick 
noch gesetzlich geregelt ist. Wir bekommen damit ein moder-
nes Dienstrecht, das höchstrichterliche Rechtsprechung um-
setzt und somit einen echten Beitrag zu mehr Gleichstellung 
in Baden-Württemberg leistet.

(Beifall bei den Grünen und Abgeordneten der SPD)

Damit werden verpartnerte Beamtinnen und Beamte auch in 
dienstrechtlichen Fragen vollständig mit verheirateten Beam-
tinnen und Beamten gleichgestellt, und zwar ab dem Augen-
blick, in dem eine eingetragene Lebenspartnerschaft in Deutsch-
land möglich war, also ab 2001.

Damit setzen wir nicht nur die Entscheidung des Bundesver-
fassungsgerichts um, sondern wir gehen sogar über das recht-
lich Geforderte hinaus. Denn das Urteil des Bundesverfas-
sungsgerichts bezog sich in der Tat auf den Familienzuschlag. 
Die hier vorgesehene Gleichstellung bezieht sich nun aber auf 
alle relevanten dienstrechtlichen Bereiche – neben dem Fami-
lienzuschlag auch auf Versorgung, Beihilfe, Reisekosten, Um-
zugskosten und Trennungsgeld. Liebe Kolleginnen und Kol-
legen, ich finde es richtig, dass alle dienstrechtlichen Berei-
che in die Gleichstellung einbezogen werden.

(Beifall bei den Grünen und Abgeordneten der SPD)

Es sollte doch auch den Kolleginnen und Kollegen von der 
CDU klar sein: Wenn eine Klage vor dem Bundesverfassungs-
gericht wegen des Familienzuschlags erfolgreich ist, dann ist 
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es eben nur eine Frage der Zeit, bis auch die Regelungen in 
den anderen dienstrechtlichen Bereichen aufgrund eines Ge-
richtsurteils nachgebessert werden müssen.

Die Argumentation des Bundesverfassungsgerichts lässt sich 
im Verhältnis 1 : 1 auf alle Aspekte des öffentlichen Dienst-
rechts übertragen. Es ist doch keine gestaltende Politik, wenn 
eine Regierung immer erst dann reagiert, wenn das Bundes-
verfassungsgericht es vorgibt. 

(Zuruf des Abg. Dr. Reinhard Löffler CDU)

Wir gehen mit diesem Gesetz einen Schritt voraus 

(Abg. Karl-Wilhelm Röhm CDU: Das ist aber toll!)

und lassen uns nicht wie die Bundesregierung vom Bundes-
verfassungsgericht treiben.

(Beifall bei den Grünen und Abgeordneten der SPD)

Noch einmal, liebe Kolleginnen und Kollegen: Bei diesem 
Gesetzentwurf geht es nicht um freiwillige Leistungen, Lu-
xusgeschenke, Wohltaten oder darum, betroffenen Menschen 
eine Freude zu machen, wie es der Kollege Hollenbach in der 
ersten Lesung gesagt hat. 

(Zuruf des Abg. Karl-Wilhelm Röhm CDU)

Es geht darum, einen Rechtsanspruch umzusetzen, der sowohl 
den Vorgaben des Europäischen Gerichtshofs als auch den ver-
fassungsrechtlichen Vorgaben des Bundesverfassungsgerichts 
genügt. Wir nehmen unsere politische Verantwortung ernst 
und betreiben Politik nicht scheibchenweise nur aufgrund von 
Gerichtsurteilen. Vielmehr gestalten wir Politik von uns aus.

(Beifall bei den Grünen)

Deshalb, liebe Kolleginnen und Kollegen: Wir begrüßen die-
sen Gesetzentwurf ausdrücklich und freuen uns sehr, dass wir 
damit endlich auch in Baden-Württemberg ein fortschrittli-
ches und vor allem diskriminierungsfreies Dienstrecht haben. 

Danke schön.

(Beifall bei den Grünen und Abgeordneten der SPD)

Stellv. Präsident Wolfgang Drexler: Für die SPD-Fraktion 
erteile ich Herrn Abg. Maier das Wort.

(Beifall des Abg. Nikolaos Sakellariou SPD – Gegen-
ruf der Abg. Muhterem Aras GRÜNE: Du weißt doch 

noch gar nicht, was kommt!)

Abg. Klaus Maier SPD: Sehr geehrter Herr Präsident, mei-
ne Damen und Herren! Wir verabschieden heute ein Gesetz, 
das für viele Menschen viele kleine Verbesserungen bringt. 
Mit dem Gesetz zur Änderung dienstrechtlicher Vorschriften 
werden im Besoldungs-, Beihilfe- und Versorgungsrecht so-
wie im Landesbeamtengesetz eine Reihe von Regelungen ver-
bessert und der höchstrichterlichen Rechtsprechung angepasst. 
Das Dienstrecht wird damit moderner, gerechter und flexib-
ler. 

Die inzwischen abgeschlossenen Beratungen im Innenaus-
schuss und im federführenden Ausschuss für Finanzen und 

Wirtschaft ergaben im Prinzip eine breite Zustimmung – wir 
haben es von Herrn Hollenbach schon gehört – zum überwie-
genden Inhalt dieses Gesetzentwurfs, und dieser ist nicht 
klein. Er umfasst sehr, sehr viele kleine Regelungen.

Bei einem der Kernpunkte des Gesetzentwurfs, Artikel 5, gin-
gen die Ansichten aber auseinander. Es handelt sich hier, wie 
auch schon von Kollegin Lösch ausgeführt, um die Umset-
zung der Rechtsprechung des Bundesverfassungsgerichts zur 
rückwirkenden Gleichstellung eingetragener Lebenspartner-
schaften für den Bereich des öffentlichen Dienstes, und zwar 
ab dem Stichtag 1. August 2001. Gerade hinsichtlich der 
Rückwirkung zu diesem Stichtag 1. August 2001 haben wir 
keine Einigung erzielt.

Die rückwirkende Gleichstellung ist aber ein zentraler Punkt 
im Gesetzentwurf. Damit wird die Diskriminierung eingetra-
gener Lebenspartnerschaften im öffentlichen Dienst beendet. 
Herr Hollenbach, wir haben genau zwischen Diskriminierung 
und Sparen unterschieden. Uns ging es vor allem darum, dis-
kriminierende Regelungen zu eliminieren.

(Beifall bei Abgeordneten der SPD und der Grünen)

Auf den ersten Blick geht man mit einer Rückwirkung ab dem 
1. August 2001 über die Vorgaben des Bundesverfassungsge-
richts hinaus. Das Urteil betrifft ja nur den Familienzuschlag. 
Man kann aber aus dem Urteil durchaus schließen, dass wei-
tere Kläger, die andere Rechte als den Familienzuschlag ein-
klagen, auch Recht bekommen und rückwirkend – das ist ei-
gentlich logisch – zu dem Zeitpunkt, seit dem Lebenspartner-
schaften möglich sind – das ist der 1. August 2001 –, dienst-
rechtlich gleichgestellt werden müssen.

Es wäre damit zu rechnen, dass das Gericht der Legislative, 
also uns, die rückwirkende Gleichstellung im Dienstrecht 
scheibchenweise vorgeben würde, wenn wir die rückwirken-
de Gleichstellung nicht sofort auf alle relevanten Bereiche 
ausdehnten. Deshalb ist es klug und sinnvoll, dass wir die Aus-
weitung gleich entsprechend vorsehen. Herr Goll hat einmal 
gesagt: Wir machen einen Knopf daran, damit alles erledigt 
ist.

In den Beratungen wurde einstimmig ein Vorschlag des Peti-
tionsausschusses – er kam vom Kollegen Georg Nelius – auf-
genommen. 

(Beifall des Abg. Nikolaos Sakellariou SPD)

Er sieht bei der Hinterbliebenenversorgung eine Übergangs-
regelung vor. Diese Übergangsregelung vermeidet eine Rei-
he von Härten.

Wir haben auch anderes wie die gebündelte Dienstpostenbe-
wertung, die in der Vergangenheit einige Male strittig war, 
jetzt geklärt. Ich glaube, die Fragen dazu sind zufriedenstel-
lend beantwortet worden.

Auch die finanziellen Auswirkungen des Gesetzes halten sich 
im Rahmen. Dem Land entstehen 2013 einmalige Kosten von 
rund 750 000 € und den Kommunen von 100 000 €. Die lau-
fenden jährlichen Kosten für das Land werden bei 300 000 € 
liegen. Damit wird die Konsolidierung des Haushalts nicht 
gefährdet.
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Die SPD-Fraktion wird diesem Gesetz und damit einem mo-
dernen, rechtssicheren und diskriminierungsfreien Dienstrecht 
zustimmen.

Danke schön.

(Beifall bei der SPD und Abgeordneten der Grünen)

Stellv. Präsident Wolfgang Drexler: Für die FDP/DVP-Frak-
tion erteile ich Herrn Abg. Dr. Rülke das Wort.

Abg. Dr. Hans-Ulrich Rülke FDP/DVP: Herr Präsident, lie-
be Kolleginnen und Kollegen! Der vorliegende Gesetzentwurf 
zur Änderung dienstrechtlicher Vorschriften begehrt im Grun-
de, gleich sieben landesrechtliche Bestimmungen zu verän-
dern – angefangen beim Landesbesoldungsgesetz bis hin zur 
Erschwerniszulagenverordnung des Landes. Auch angesichts 
der Zahl von 41 Einzeländerungen könnte man im Grunde von 
einer kleinen Dienstrechtsreform sprechen. In der Tat betrifft 
eine ganze Reihe dieser Änderungen auch Feinjustierungen 
von Vorschriften der 2011 in Kraft getretenen Dienstrechtsre-
form.

Auch das Haushaltsbegleitgesetz 2013/14 wird geändert – 
durch Übergangsregelungen für einzelne, künftig wegfallen-
de Ämter. 

Noch wichtiger ist die Neufassung der Beihilfeverordnung, 
mit der die Absenkung der Beihilfebemessungssätze für neu 
eingestellte Beamte für den Bereich der Pflege revidiert wird. 
Das ist auch notwendig, weil die Krankenversicherungsunter-
nehmen noch keine entsprechenden Ergänzungstarife anbie-
ten. Dies war eine Anregung des Beamtenbunds, und es ist 
durchaus positiv zu bewerten, dass die Landesregierung die-
se in der Anhörung gemachte Anregung aufgegriffen hat.

Die aber offenbar auch aus Sicht der Landesregierung bedeu-
tendste Änderung des Dienstrechts – denn damit beginnt sie 
sowohl die Beschreibung des Inhalts auf dem Vorblatt zum 
Gesetzentwurf wie auch den allgemeinen Teil der Begrün-
dung, während die Gesetzesänderung selbst erst in Artikel 5 
des Gesetzentwurfs zu finden ist – betrifft die seither rückwir-
kend auf den 1. September 2006 festgesetzte Gleichstellung 
von eingetragenen Lebenspartnerschaften mit Ehen.

Diese Gleichstellung soll jetzt auf den Zeitraum ab dem 1. Au-
gust 2001 ausgedehnt werden, also dem Zeitpunkt, zu dem 
das Lebenspartnerschaftsgesetz in Kraft getreten ist. Damit 
folgt man der Entscheidung des Bundesverfassungsgerichts 
vom Juni 2012 und geht in zwei Punkten über das vom Ge-
richt unbedingt Geforderte hinaus.

Die Entscheidung des Bundesverfassungsgerichts hatte sich 
nur auf den Familienzuschlag bezogen, und sie hätte eine Ein-
schränkung des Anspruchs auf Gleichstellung auf diejenigen 
Fälle zugelassen, in denen die Betroffenen ihre Ansprüche im 
jeweiligen Haushaltsjahr geltend gemacht hätten.

Der Gesetzentwurf bezieht die Gleichstellung auf alle rele-
vanten Bereiche des Dienstrechts, und er erfordert lediglich, 
dass Betroffene einen Antrag stellen, was auch nachträglich 
geschehen kann. 

Dass nicht nur der Familienzuschlag, sondern auch die ande-
ren im Zusammenhang mit der Gleichstellung relevanten Be-

reiche des Dienstrechts wie die Versorgung, Umzugs- und Rei-
sekosten sowie Trennungsgeld berücksichtigt werden, halten 
wir auch angesichts der Begründung des Urteils des Verfas-
sungsgerichts für richtig; denn niemand kann ein Interesse da-
ran haben, weitere Verfahren vor dem Bundesverfassungsge-
richt zu erleben, die sich dann nicht mehr auf den Familien-
zuschlag, sondern auf die Umzugs- oder Reisekosten oder das 
Trennungsgeld beziehen. 

Angesichts einmaliger Gesamtkosten im niedrigen sechsstel-
ligen Bereich halten wir es für vertretbar, nicht auf dem Er-
fordernis der zeitnahen Geltendmachung von Ansprüchen zu 
beharren, sondern entsprechende Leistungen auch nachträg-
lich auf Antrag der Betroffenen zu gewähren. 

Kurzum, ohne den Details der Beratungen weiter vorzugrei-
fen: Generell wird der vorliegende Gesetzentwurf die Zustim-
mung der FDP/DVP-Fraktion finden. 

(Beifall bei der FDP/DVP und Abgeordneten der SPD 
sowie der Abg. Bärbl Mielich GRÜNE)

Stellv. Präsident Wolfgang Drexler: Für die Landesregie-
rung erteile ich Herrn Staatssekretär im Ministerium für Fi-
nanzen und Wirtschaft Rust das Wort. 

Staatssekretär Ingo Rust: Sehr geehrter Herr Präsident, lie-
be Kolleginnen und Kollegen! Ich darf mich zunächst einmal 
sehr herzlich bedanken für die sehr konstruktive Beratung 
über den vorliegenden Gesetzentwurf in den Ausschüssen, so-
wohl im Finanz- und Wirtschaftsausschuss als auch im Innen-
ausschuss dieses Hauses. Der Innenausschuss hat über den 
vorliegenden Gesetzentwurf am 16. Oktober beraten, der Fi-
nanz- und Wirtschaftsausschuss am Tag darauf. Beide Aus-
schüsse empfehlen Zustimmung. 

Auch heute wurde hier sehr differenziert diskutiert, sehr dif-
ferenziert vorgetragen. Auch dafür danke ich; denn es geht um 
die Beamtinnen und Beamten in Baden-Württemberg. Es geht 
in den Bereichen, in denen wir Korrekturen vornehmen, auch 
um Härtefälle, die wir nun beheben. Deswegen möchte ich 
mich für Ihre Zustimmung, die Sie signalisiert haben, aber 
auch für den Änderungsantrag sehr herzlich bedanken. 

Mit dem Änderungsantrag soll eine Übergangsregelung ein-
geführt werden, wonach die Hinterbliebenenversorgung der-
jenigen, deren Ehe bereits am 31. Dezember 2010 bestanden 
hat, nach altem Recht berechnet wird. Die Gründe hierfür lie-
gen auf der Hand: Es geht um die Wahrung des Vertrauens-
schutzes und darum, Härten abzumildern. Ich darf mich sehr 
herzlich dafür bedanken, dass die Fraktionen diesen Ände-
rungsantrag fraktionsübergreifend eingebracht haben. Wir, die 
Landesregierung, unterstützen natürlich den vorliegenden Än-
derungsantrag.

Ich darf mich auch für die differenzierte Betrachtung der Ein-
zelregelungen bedanken, die Herr Dr. Rülke gerade vorgetra-
gen hat. In der Tat wäre es nur eine Frage der Zeit gewesen, 
bis auch die dienstrechtlichen Vorschriften zu anderen Zuwen-
dungen ähnlich wie die Regelung zum Familienzuschlag hät-
ten geändert werden müssen, würden wir diese nicht auch 
gleich ändern. Aus der entsprechenden Begründung des Bun-
desverfassungsgerichts geht hervor, dass diese Bereiche gleich 
zu behandeln seien. Es wäre nur eine Frage der Zeit gewesen, 
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bis dies eingeklagt worden wäre. Ich glaube, wir haben die 
Punkte konsequent umgesetzt. 

Man kann sicherlich immer über den Zeitraum der Rückwir-
kung diskutieren; das gestehe ich zu. Ich glaube, wir haben 
einen guten, einen vernünftigen Zeitraum gewählt, sodass die 
Betroffenen gerecht und gleich behandelt werden, wie das 
Bundesverfassungsgericht es verlangt. 

Im Großen und Ganzen danke ich, wie gesagt, für die breite 
Zustimmung und die konstruktive Diskussion. Ich würde mich 
freuen, wenn der Gesetzentwurf möglichst viel Zustimmung 
finden würde. 

Vielen herzlichen Dank.

(Beifall bei den Grünen und Abgeordneten der SPD)

Stellv. Präsident Wolfgang Drexler: Vielen Dank, Herr Staats-
sekretär. – Mir liegen keine weiteren Wortmeldungen vor. 

Liebe Kolleginnen und Kollegen, wir kommen in der Zwei-
ten Beratung zur  A b s t i m m u n g  über den Gesetzent-
wurf Drucksache 15/4054. Abstimmungsgrundlage ist die Be-
schlussempfehlung des Ausschusses für Finanzen und Wirt-
schaft, Drucksache 15/4153. Der Ausschuss empfiehlt Ihnen, 
dem Gesetzentwurf mit Änderungen in Artikel 2 und in Arti-
kel 8 zuzustimmen. 

Herr Hollenbach, Sie haben vorhin Einzelabstimmung bei Ar-
tikel 4 und Artikel 5 beantragt. 

(Abg. Manfred Hollenbach CDU: Artikel 4 und 5! – 
Abg. Volker Schebesta CDU: Und Artikel 8 – Inkraft-

treten – gesondert!)

Ich schlage daher vor, über die Artikel 1 bis 3 und über die 
Artikel 6 und 7 gemeinsam und über die anderen drei Artikel 
gesondert abzustimmen. – Sie stimmen zu. 

Ich rufe auf

Artikel 1

Änderung des Landesbesoldungsgesetzes Baden-
Württemberg

Artikel 2 

Änderung des Landesbeamtenversorgungsgesetzes 
Baden-Württemberg 

und hierzu Ziffer 1 der Beschlussempfehlung des Ausschus-
ses für Finanzen und Wirtschaft, Drucksache 15/4153, sowie 

Artikel 3 

Änderung des Landesbeamtengesetzes 

Wer diesen drei Artikeln mit den hierzu empfohlenen Ände-
rungen zustimmt, den bitte ich um das Handzeichen. – Wer 
ist dagegen? – Wer enthält sich? – Damit sind die Artikel 1 
bis 3 einstimmig so beschlossen.

Ich rufe auf

Artikel 4 

Übergangsregelung zum Haushaltsbegleitgesetz 
2013/14

Wer Artikel 4 zustimmt, den bitte ich um das Handzeichen. – 
Wer ist dagegen? – Wer enthält sich? – Damit ist Artikel 4 
mehrheitlich angenommen. 

Ich rufe auf

Artikel 5 

Rückwirkende Gleichstellung eingetragener Lebens-
partnerschaften

Wer Artikel 5 zustimmt, den bitte ich um das Handzeichen. – 
Wer ist dagegen? – Wer enthält sich? – Damit ist Artikel 5 
mehrheitlich zugestimmt worden. 

Ich rufe auf

Artikel 6 

Änderung der Beihilfeverordnung

und 

Artikel 7

Änderung der Erschwerniszulagenverordnung Ba-
den-Württemberg

Wir stimmen über diese Artikel gemeinsam ab. Wer Artikel 6 
und Artikel 7 zustimmt, der möge bitte die Hand erheben. – 
Wer ist dagegen? – Wer enthält sich? – Damit sind diese bei-
den Artikel einstimmig so beschlossen. 

Ich rufe auf

Artikel 8

Inkrafttreten 

und hierzu Ziffer 2 der Beschlussempfehlung des Ausschus-
ses für Finanzen und Wirtschaft, Drucksache 15/4153. Wer 
Artikel 8 mit den empfohlenen Änderungen zustimmt, den 
bitte ich um das Handzeichen. – Wer ist dagegen? – Wer ent-
hält sich? – Damit ist Artikel 8 in der Fassung der Beschluss-
empfehlung mehrheitlich angenommen worden.

Die Einleitung

lautet: „Der Landtag hat am 6. November 2013 das folgende 
Gesetz beschlossen:“.

Die Überschrift 

lautet: „Gesetz zur Änderung dienstrechtlicher Vorschriften“. 
– Sie stimmen der Überschrift zu. 

Wir kommen zur

S c h l u s s a b s t i m m u n g

Wer dem Gesetz im Ganzen zustimmt, den bitte ich, sich zu 
erheben. – Wer ist dagegen? – Wer enthält sich? – Damit ist 
dieses Gesetz mehrheitlich beschlossen worden und Tages-
ordnungspunkt 6 erledigt. Vielen Dank.

(Beifall bei Abgeordneten der Grünen)
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Ich rufe Tagesordnungspunkt 7 auf: 

Erste Beratung des Gesetzentwurfs der Fraktion GRÜNE 
und der Fraktion der SPD – Gesetz über das Absehen von 
der Zusage der Umzugskostenvergütung in besonderen 
Härtefällen bei Schließung oder Änderung des Aufgaben-
bereiches von Einrichtungen des Justizvollzuges – Druck-
sache 15/4117

Ich bin sehr dankbar dafür, dass es für den Gesetzestitel kei-
ne Abkürzung gibt. 

(Vereinzelt Heiterkeit)

Das Präsidium hat folgende Redezeiten festgelegt: für die Be-
gründung fünf Minuten und für die Aussprache fünf Minuten 
je Fraktion. 

Zur Begründung erteile ich für die SPD-Fraktion Herrn Abg. 
Kopp das Wort. 

Abg. Ernst Kopp SPD: Sehr geehrter Herr Präsident, liebe 
Kolleginnen und Kollegen, meine Damen und Herren! Heu-
te bringen wir, die Regierungsfraktionen, einen gemeinsamen 
Gesetzentwurf über das Absehen von der Zusage der Umzugs-
kostenvergütung in besonderen Härtefällen bei Schließung 
oder Änderung des Aufgabenbereichs von Einrichtungen des 
Justizvollzugs ein. Auch wenn der Titel dieses Gesetzentwurfs 
ein wenig „verwaltungsumständlich“ klingt, ist die von uns 
mit diesem Gesetzentwurf beabsichtigte Regelung sinnvoll 
und notwendig. 

Das Haftplatzentwicklungsprogramm sieht u. a. vor, ältere 
und kleinere Justizvollzugsanstalten und entsprechende Au-
ßenstellen zu schließen. Als Beispiele seien die Einrichtungen 
in Heidenheim, Heidelberg und Ellwangen genannt.

Dieser Weg ist sowohl aus Sicherheits- als auch aus Wirt-
schaftlichkeitsgründen notwendig. Ein moderner und zeitge-
mäßer Vollzug ist nur in Einheiten ab einer gewissen Größe 
machbar. So wird die Umsetzung des Haftplatzentwicklungs-
programms neben zusätzlichen Haftplätzen zu einer deutli-
chen Verbesserung der Infrastruktur bei den vorhandenen Jus-
tizvollzugseinrichtungen führen.

Als ein wichtiges Thema ist hier das Arbeits- und Ausbil-
dungsprogramm bzw. das Angebot an die Gefangenen zu nen-
nen. Hier liegt nach wie vor einer der wichtigsten Schwer-
punkte einer zielgerichteten Resozialisierung, die jedoch in 
kleinen Anstalten und Außenstellen nicht in dem erforderli-
chen und erwünschten Maß bereitgestellt werden kann. 

Die bereits in Angriff genommenen und noch geplanten 
Schließungen von Einrichtungen haben aber natürlich Folgen 
für die betroffenen Justizvollzugsbediensteten. Auch wenn das 
Justizministerium sehr bemüht ist, den Wünschen der einzel-
nen Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter Rechnung zu tragen und 
die notwendigen Veränderungen sozial verträglich auszuge-
stalten, ist es nicht immer möglich, innerhalb eines halben Jah-
res alle Betroffenen möglichst ortsnah unterzubringen. 

Unser Gesetzentwurf soll die in diesem Zusammenhang ent-
stehenden Härtefälle für die Bediensteten abfedern und orien-
tiert sich dabei 1 : 1 an den Regelungen für die Polizeibeam-
tinnen und Polizeibeamten im Rahmen des Polizeistrukturre-
formgesetzes. 

Wir sind dem Justizminister sehr dankbar für seine Bereit-
schaft, die Mehrkosten aus dem Haushalt des Justizvollzugs 
zu bestreiten. 

Ich setze bei den Beratungen natürlich auch auf die Kollegin-
nen und Kollegen der Oppositionsfraktionen und würde mich 
über eine konstruktive Begleitung im Ständigen Ausschuss 
und über Ihre Zustimmung zu unserem Gesetzentwurf freu-
en. 

(Beifall bei der SPD und Abgeordneten der Grünen 
– Zuruf des Abg. Karl Zimmermann CDU)

Zum Abschluss möchte ich – ich gehe davon aus, dass ich da-
bei im Namen aller Abgeordneten sprechen kann – den Be-
diensteten im Strafvollzug unseren Dank und unsere Anerken-
nung aussprechen. 

(Beifall bei der SPD und den Grünen)

Sie leisten mit ihrem Dienst in den Justizvollzugsanstalten ei-
nen elementaren Beitrag für die Sicherheit unseres Landes. 
Der in dem Gesetzentwurf vorgesehene – wenn auch kleine – 
Beitrag des Landes soll ein Zeichen unserer Wertschätzung 
für die Beschäftigten im Strafvollzug sein. 

Ich danke Ihnen für Ihre Aufmerksamkeit. 

(Beifall bei der SPD und Abgeordneten der Grünen)

Stellv. Präsident Wolfgang Drexler: Für die Fraktion GRÜ-
NE erteile ich das Wort Herrn Abg. Filius. 

Abg. Jürgen Filius GRÜNE: Herr Präsident, meine sehr ge-
ehrten Damen und Herren! Mit dem vorliegenden Gesetzent-
wurf der Regierungsfraktionen sollen – mein Vorredner, Kol-
lege Kopp, hat es bereits ausgeführt – grobe Härten für die 
Beschäftigten im Justizvollzug aufgefangen werden, wenn es 
Veränderungen in Bezug auf ihre Arbeitsplätze gibt. 

Baden-Württemberg muss, um einen menschenwürdigen und 
der Rechtsprechung des Bundesverfassungsgerichts entspre-
chenden Strafvollzug auch künftig sichern zu können, kleine-
re Anstalten und Außenstellen auf den Prüfstand stellen, so, 
wie es im Haftplatzentwicklungsprogramm vorgesehen ist. 

Bekanntlich ist die Landesregierung derzeit dabei, den Stand-
ort für ein weiteres Gefängnis, für einen Gefängnisneubau im 
Dreieck Rottweil/Villingen-Schwenningen/Donaueschingen 
festzulegen. Sobald absehbar ist, wann die Eröffnung ansteht, 
werden im Zusammenhang mit dem Haftplatzentwicklungs-
programm kleinere Anstalten zu schließen sein. 

Der Justizvollzug – auch dies muss erwähnt werden – ist kein 
Instrument der Standortpolitik. Sosehr ich die Sorge der Kom-
munalpolitiker vor Ort nachvollziehen kann, dass mit der 
Schließung „ihrer“ JVA auch Arbeitsplätze wegfallen – der 
Vollzug muss sich am Ziel der Resozialisierung orientieren; 
er muss verfassungsgemäß und menschenwürdig sein. 

Ein guter Strafvollzug kann jedoch nur erfolgreich umgesetzt 
werden, wenn die Bediensteten, ob verbeamtet oder angestellt, 
entsprechend motiviert sind. Außerdem ist es schlicht ein Ge-
bot der Fairness und der Fürsorge des Arbeitgebers, Härten zu 
vermeiden und auszugleichen. 
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Das Trennungsgeld wird anstelle einer Umzugskostenvergü-
tung gezahlt. Von Herrn Kollegen Kopp wurde schon erwähnt, 
dass für die Umsetzung der Polizeistrukturreform eine ver-
gleichbare Vorschrift gilt und dass mit unserer vorliegenden 
Gesetzesinitiative auch der „Quergerechtigkeit“, wie ich es 
einmal nennen möchte, Genüge getan wird. 

Voraussetzung für den längeren Bezug des Trennungsgelds ist 
beispielsweise die schwere Erkrankung eines Kindes oder des 
Lebenspartners bzw. der Lebenspartnerin; ein anderer Grund 
wäre Wohneigentum oder auch ein Lebensalter von 61 Jahren 
oder älter, ebenso wie ein Schwerbehindertenstatus. In diesen 
Fällen kommt es zu der genannten Härtefallregelung. 

Selbstredend gehen wir davon aus, dass von der vorgesehe-
nen Regelung nicht häufig Gebrauch gemacht werden muss 
und dass in solchen Fällen Versetzungen nur dann stattfinden, 
wenn es anders nicht möglich wäre. Für die Kosten – das Jus-
tizministerium hat uns entsprechende Zahlen schon mitgeteilt 
– wären zunächst maximal 50 000 € in Ansatz zu bringen. 
Dies wird aus dem laufenden Haushalt finanziert. 

Ich darf in Erinnerung bringen: Heute Vormittag haben wir 
mit Zustimmung des Hauses beschlossen, von einer Verzin-
sung bei den Hinterlegungen abzusehen, wodurch wir eine 
Entlastung des Justizhaushalts erreichen. Jetzt ist ein entspre-
chender Spielraum vorhanden, der zur Vermeidung unbilliger 
Härten genutzt werden kann. So kann gute Haushaltspolitik 
aussehen.

(Zuruf des Abg. Karl Zimmermann CDU)

Zum Schluss möchte ich betonen: Das Land als Arbeitgeber 
hat im Sinne des Fürsorgegebots hier eine Verpflichtung, ei-
ne entsprechende Regelung zu treffen. Dies war auch der An-
lass für uns, die Koalitionsfraktionen, den vorliegenden Ge-
setzentwurf einzubringen und auf eine zügige Beratung hin-
zuwirken. Wir hoffen auf eine einstimmige Verabschiedung. 

Vielen Dank für Ihre Aufmerksamkeit. 

(Beifall bei den Grünen und Abgeordneten der SPD)

Stellv. Präsident Wolfgang Drexler: Für die CDU-Fraktion 
erteile ich das Wort Herrn Abg. Zimmermann. 

Abg. Karl Zimmermann CDU: Sehr geehrter Herr Präsident, 
liebe Kolleginnen und Kollegen! Wieder liegt uns ein Gesetz-
entwurf der rot-grünen Landesregierung vor – – 

(Zurufe: Grün-Rot! – Abg. Claus Schmiedel SPD: 
Der Koalitionsfraktionen!)

– Entschuldigung; einer ist immer beleidigt, Herr Schmiedel. 
– Wieder liegt uns ein Gesetzentwurf von Grün-Rot vor, der 
allein schon von der Formulierung her schwer verständlich ist 
– hören Sie zu! –: „Gesetz über das Absehen von der Zusage 
der Umzugskostenvergütung in besonderen Härtefällen bei 
Schließung oder Änderung des Aufgabenbereiches von Ein-
richtungen des Justizvollzuges“. 

(Abg. Claus Schmiedel SPD: Ja! Genau! – Abg. Mar-
tin Rivoir SPD: Wir verstehen es!)

Wenn ich jetzt die Aussagen der geschätzten Kollegen Kopp 
und Filius zusammenfasse, so sage ich: Formulieren wir es 

doch einfacher: „Gesetz über die Gewährung von Trennungs-
geld in Härtefällen“. Dann haben wir das Ergebnis. 

(Abg. Martin Rivoir SPD: Dass wir darauf nicht ge-
kommen sind!)

Einen weiteren Zusatz – „bei Schließung von Justizvollzugs-
anstalten“ oder Ähnliches – kann man dann weglassen. 

(Abg. Dieter Hillebrand CDU: Nicht verzagen, Jim-
my fragen!)

Ich habe mich wirklich gefragt: Weshalb benötigt man denn 
ein solches Gesetz? Es soll – ich möchte es noch einmal er-
wähnen – für Beamte ab dem 61. Lebensjahr sowie für Be-
dienstete gelten, die in ihrer Erwerbsfähigkeit um mindestens 
50 % gemindert oder schwer erkrankt sind. Dieses Gesetz soll 
nämlich während einer Übergangszeit einen Anspruch auf 
Trennungsgeld gewähren. 

Seien wir ehrlich: Wieso soll das jetzt so beschlossen werden? 
Wenn man genau liest und in die Unterlagen hineinschaut, 
sieht man: Die Polizeistrukturreform war eigentlich die Mut-
ter dieses Gesetzes. In der Folge müssen nämlich Polizeibe-
amte in entfernt gelegene Dienstorte fahren. Der Umfang der 
Polizeistrukturreform hat natürlich zur Folge, dass es viele 
Betroffene gibt, die grundsätzlich Anspruch auf Umzugskos-
tenvergütung hätten. Dieser Aufwand wird natürlich von den 
Beamten und ihren Familien nicht gern geschultert. Damit 
nicht noch mehr Unruhe entsteht, hat der Innenminister klug 
und vorausschauend mit den Personalvertretungen diese Re-
gelungen, die jetzt für den Justizvollzug gelten sollen, auch 
bereits für die Polizei vorgesehen. 

(Zuruf von der SPD: Guter Mann!)

Liebe Kolleginnen und Kollegen, das ist alles viel zu kurz ge-
sprungen,

(Widerspruch bei den Grünen und der SPD – Unru-
he)

und es ist Stückwerk. – Doch, das ist es. Warten Sie doch ab; 
wir kommen zu einer besseren Lösung. Morgen schon kom-
men nämlich andere Beamte – das könnten Lehrer sein; da 
wird diese oder jene Schule geschlossen; da gehen die Schü-
ler auf eine Gemeinschaftsschule; es gibt sonstige Institutio-
nen oder Einrichtungen in der Landesverwaltung –, die genau 
diesen Anspruch dann auch hätten und fragen: „Wieso gilt das 
nur für die Polizei? Wieso soll das nur für den Justizvollzug 
gemacht werden? Für uns soll das auch gelten.“ 

Herr Minister Stickelberger, ich habe Sie immer dafür ge-
schätzt, dass Sie gute Gesetze machen. Heute Vormittag ha-
ben wir ein gutes Gesetz verabschiedet, nämlich das Gesetz 
über den Vollzug des Therapieunterbringungsgesetzes. Ich sa-
ge Ihnen: Machen Sie es einfacher; machen Sie es so, dass es 
für alle Eventualitäten passt, dass es auch für andere Ressorts 
gelten kann. Veranlassen Sie doch einfach eine Änderung in 
der Landestrennungsgeldverordnung. Denn ebendas war das 
Ziel. Da sind Sie zu kurz gesprungen. Natürlich gibt es eine 
Kalkulation. Schaffen Sie keine Sonderregelungen. Ziehen 
Sie diesen Gesetzentwurf zurück. 

(Zurufe – Unruhe)
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– Doch! Wenn Sie ernsthaft in den Ausschüssen beraten, muss 
im Finanzausschuss gesagt werden: Wenn es um die Gewäh-
rung von Trennungsgeld geht und es alle Beamten treffen 
kann, dann muss die Landestrennungsgeldverordnung geän-
dert werden. Da ist wieder das Finanzministerium zuständig. 
Dann ist das eine einfache Geschichte, und Sie haben unsere 
volle Zustimmung. 

Herzlichen Dank.

(Beifall bei der CDU – Abg. Walter Heiler SPD: Was 
wollte er uns damit sagen?)

Stellv. Präsident Wolfgang Drexler: Für die FDP/DVP-Frak-
tion erhält Herr Abg. Professor Dr. Goll das Wort.

Abg. Dr. Ulrich Goll FDP/DVP: Herr Präsident, liebe Kolle-
ginnen und Kollegen! Wir halten den Inhalt des Gesetzes für 
richtig, auch wenn es tatsächlich ein bisschen schwer zu ver-
mitteln ist, dass man jemandem etwas Gutes tut, wenn man 
ihm keine Umzugskosten zusagt. Da muss man erst einmal 
die Sache, um die es geht, gedanklich weiterverfolgen. Aber 
die Sache als solche ist richtig. 

Die Einwände des Kollegen Zimmermann sind respektabel. 

(Zuruf des Abg. Karl Zimmermann CDU)

Ich würde aber eigentlich auch sagen, dass wir es nicht ganz 
ins Grundsätzliche ziehen sollten. Die Fälle, für die man so 
etwas braucht, werden nicht besonders häufig auftauchen. Es 
ist vielleicht auch kein Fehler, die Regelung tatsächlich an Re-
formen und Ähnliches zu knüpfen, sodass sich nicht jeder Ein-
zelfall künftig nach anderen Regeln bemisst. Deswegen sehen 
wir uns eigentlich in der Lage, dem Gesetz zuzustimmen. 

Einen einzigen Kommentar möchte ich allerdings noch an-
bringen: Die Regelung zielt auf bestimmte Strukturverände-
rungen. Ich brauche eigentlich nicht zu betonen, dass wir da-
mit noch nicht alle Strukturveränderungen gebilligt haben, um 
die es geht. Ich bin nämlich an einer Stelle hellhörig gewor-
den. In der Tat war ich selbst an der Erstellung einer Liste z. B. 
kleiner Standorte, deren Aufrechterhaltung schlecht möglich 
ist, beteiligt. Aber ich lege an dieser Stelle auch Wert darauf, 
dass Ellwangen nicht auf dieser Liste steht. Die Schließung 
des Standorts Ellwangen halte ich persönlich für einen Feh-
ler. Bei anderen Einrichtungen ist die Überlegung natürlich 
richtig, dass man sie besser schließt, um zu einem besseren 
Strafvollzug zu kommen. Um diesen zu ermöglichen und den 
Beamten die Bewältigung der Auswirkungen zu erleichtern, 
schließt dieses Gesetzes sinnvoll eine kleine Lücke.

Danke.

(Beifall bei der FDP/DVP)

Stellv. Präsident Wolfgang Drexler: Für die Regierung er-
teile ich Herrn Justizminister Stickelberger das Wort.

Justizminister Rainer Stickelberger: Sehr geehrter Herr Prä-
sident, liebe Kolleginnen und Kollegen! Den Entwurf des Ge-
setzes über das Absehen von der Zusage der Umzugskosten-
vergütung in besonderen Härtefällen bei Schließung oder Än-
derung des Aufgabenbereiches von Einrichtungen des Justiz-
vollzuges, den die Regierungsfraktionen eingebracht haben, 

begrüße ich ausdrücklich. Ich erkenne ausdrücklich an, dass 
sie offensichtlich keine Probleme mit der Formulierung die-
ses Gesetzes hatten. 

Herr Zimmermann, dass Ihnen die Formulierung nicht gefällt, 
wundert mich, denn diese Formulierung „Absehen von der 
Umzugskostenvergütung“ im Zusammenhang mit der Tren-
nungsgeldregelung steht seit Jahrzehnten so im Gesetz. 

(Zuruf des Abg. Thomas Blenke CDU)

Daran haben Sie offensichtlich erst jetzt Anstoß genommen. 
Vielleicht haben Sie es auch jetzt erst bemerkt.

(Heiterkeit und Beifall bei den Grünen und der SPD 
– Abg. Thomas Blenke CDU: Deregulierung, Herr 
Minister! – Abg. Karl Zimmermann CDU: Bürokra-

tieabbau!)

Ich hätte mir auch gewünscht, dass Sie, zumal als Strafvoll-
zugsbeauftragter Ihrer Fraktion, auch einmal ein Herz gezeigt 
hätten für die Strafvollzugsbeamten und sich nicht mit dem 
aufgehalten hätten, was uns jetzt eigentlich nur bei der Reali-
sierung dieses Anspruchs, den die Regierungsfraktionen zu 
Recht formuliert haben, behindert. 

(Beifall bei Abgeordneten der Grünen und der SPD 
– Abg. Karl Zimmermann CDU: Nein! Einer Ände-
rung der Umzugskostenverordnung steht doch nichts 

entgegen!)

Dann darf ich Sie noch darauf hinweisen: Der geschätzte Kol-
lege Gall hat die Polizeistrukturreform auf den Weg gebracht. 
Aber er ist nicht die Mutter dieser trennungsgeld- und um-
zugskostenrechtlichen Regelungen.

(Abg. Muhterem Aras GRÜNE und Abg. Dr. Fried-
rich Bullinger FDP/DVP: Der Vater! – Zurufe der 
Abg. Thomas Blenke und Karl Zimmermann CDU)

– Der Vater. Sehen Sie, ich bin gegendert. 

(Heiterkeit und Beifall bei den Grünen und der SPD)

Herr Kollege Zimmermann, es gibt einen Großvater dieser 
Regelungen, und dieser Großvater heißt Erwin Teufel. 

(Zurufe von der SPD: Oi!)

Er hat nämlich eine vergleichbare Regelung, wie sie der Kol-
lege Gall bei der Polizeistrukturreform eingeführt hat und wie 
wir sie jetzt vorsehen, damals bei seiner Verwaltungsreform 
auch eingeführt. 

(Abg. Helmut Walter Rüeck CDU: Dann ist das ja ein 
Plagiat! – Heiterkeit bei der CDU)

Meine Damen und Herren, die Notwendigkeit eines Struktur-
wandels im Strafvollzug ist bereits angesprochen worden, und 
die Gründe dafür wurden bereits genannt. Ein zeitgemäßer 
Behandlungsvollzug und moderne Sicherheitsstandards for-
dern auch entsprechende Maßnahmen. Der Sanierungsstau in 
den überwiegend älteren kleinen Einrichtungen trägt Erheb-
liches dazu bei; sie sind im Übrigen auch sehr personalinten-
siv. 
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Mit der im Haftentwicklungsprogramm vorgesehenen Aufga-
be der Justizvollzugsanstalt in Heidenheim – dies ist bereits 
angesprochen worden –, mit der Schließung der Einrichtung 
in Heidelberg und mit der Fertigstellung des Erweiterungsge-
bäudes in der Justizvollzugsanstalt in Heilbronn tragen wir 
dieser Entwicklung Rechnung. Hinzu kommt noch der Neu-
bau einer Justizvollzugsanstalt im südlichen Landesteil. Das 
hat natürlich schwerwiegende Konsequenzen – das sehen Sie 
alle – für unser Personal. Deswegen müssen wir uns darum 
kümmern.

Die Belastungen für die Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter des 
Justizvollzugs sind bei solchen Strukturveränderungen sicher 
zum Teil unvermeidbar. Wir sind natürlich bestrebt, diese so 
gering wie möglich zu halten. Deshalb ist das im Entwurf vor-
liegende Gesetz notwendig. Mit ihm werden die reise- und 
umzugskostenrechtlichen Sondervorschriften der Polizeistruk-
turreform für den Justizvollzug übernommen. Das ist aufgrund 
des vergleichbaren Sachverhalts auch geboten. Wir haben jetzt 
schon beim Absehen von der Umzugskostenvergütung die 
Möglichkeit, Trennungsgeld zu gewähren. Wir erweitern die-
se Möglichkeit jetzt für diese Sonderfälle.

Herr Dr. Goll hat zu Recht darauf hingewiesen, dass es sich 
hier um eine Umstrukturierung handelt, die nicht alltäglicher 
Art ist, sondern vergleichbar ist mit der Polizeistrukturreform 
oder mit einer Verwaltungsreform. Deshalb versuchen wir, 
hier zielgenau, aber auch bedarfsgerecht zu reagieren. 

(Glocke des Präsidenten)

Stellv. Präsident Wolfgang Drexler: Herr Justizminister, ge-
statten Sie eine Zwischenfrage des Herrn Abg. Zimmermann?

Justizminister Rainer Stickelberger: Bitte schön.

Stellv. Präsident Wolfgang Drexler: Bitte, Herr Abgeordne-
ter.

Abg. Karl Zimmermann CDU: Herr Minister, geben Sie mir 
recht, 

(Zurufe von den Grünen und der SPD: Nein! – Ver-
einzelt Heiterkeit)

dass es darum geht – Ihre Ausführungen zeigen es –, dass die 
betroffenen Beamten nicht aufgrund ihres Dienstortwechsels 
umziehen müssen, dass sie an ihrem eigentlichen Wohnort 
bleiben können und dann zumindest für einen gewissen Zeit-
raum, sogar einen längeren – auch vier Jahre oder mehr –, 
Trennungsgeld beziehen können? Die Landestrennungsgeld-
verordnung sieht das momentan so nicht vor, wenn ein Um-
zug eigentlich angebracht ist. 

Manche Kollegen haben mich vorhin gefragt: Was bedeutet 
das Trennungsgeld eigentlich? Je nach Art des Anspruchs be-
kommt der jeweilige Beamte pro Tag zwischen etwas über 6 € 
und 14,50 € Trennungsgeld. Damit ist er natürlich je nach Ent-
fernung viel besser gestellt, als wenn er umziehen würde.

Jetzt noch meine zweite Frage: Wäre die Aufnahme einer ent-
sprechenden Regelung für alle Beamten in die Landestren-
nungsgeldverordnung nicht sinnvoller? Sie sind Justizminis-
ter. Da gebe ich Ihnen recht. Sie kümmern sich um Ihre Be-

amten. Aber dieser Gesetzentwurf ist ein Gesetzentwurf der 
Landesregierung, 

(Zuruf: Der Fraktionen!)

also für alle Beamten. Dann müsste man doch die Landestren-
nungsgeldverordnung so ändern, dass die betreffende Rege-
lung nicht nur für die Polizei und die Justiz, sondern für alle 
Beamten gilt. Da wäre doch eine generelle Änderung ange-
bracht. Gibt es aus Ihrer Sicht einen Grund, weshalb Sie die 
Landestrennungsgeldverordnung hier nicht verändern wollen?

Stellv. Präsident Wolfgang Drexler: Ich will nur darauf hin-
weisen: Es ist kein Gesetzentwurf der Landesregierung, son-
dern ein Gesetzentwurf zweier Fraktionen hier im Hause.

(Abg. Claus Schmiedel SPD: Koalitionsfraktionen! 
– Zuruf von der CDU: Das entschuldigt manches!)

Bitte, Herr Justizminister.

Justizminister Rainer Stickelberger: Herr Kollege Zimmer-
mann, nach Ihrem Koreferat versuche ich, kurz zu antworten. 
Die Lebenssituationen der betroffenen Beamten sind ganz un-
terschiedlich. Es gibt junge Beamte, ältere Beamte, manche 
sind familiär gebunden, andere sind nicht gebunden. Es sind 
auch Frauen im Strafvollzugsdienst beschäftigt. Es gibt ganz 
unterschiedliche Lebensvorstellungen und Lebensentwürfe. 
Es gibt Beamte, die sich dann auf Stellen bewerben, die um-
ziehen wollen, die einen neuen Lebensmittelpunkt schaffen 
wollen. Andere wollen ihren bisherigen Lebensmittelpunkt 
beibehalten.

Um hierauf zur Vermeidung individueller und persönlicher 
Härten flexibel reagieren zu können, scheint uns der Entwurf 
der Regierungsfraktionen passgenau für diese Situation.

(Beifall bei den Grünen und der SPD)

Ob es weitere Bereiche gibt, in denen eine solche Maßnahme 
notwendig sein könnte, vermag ich jetzt nicht abzuschätzen. 
Das wird man sehen.

Wir sind froh, wenn wir diesen Bereich für die Mitarbeiterin-
nen und Mitarbeiter einigermaßen verträglich klären können, 
damit sie familiäre und persönliche Belastungen nach Mög-
lichkeit reduzieren können. Das ist unser Ziel. Mit diesem Ge-
setz erhalten wir eine flexible Handhabe.

Die Tatbestände, für die wir diese Regelung schaffen, wurden 
bereits genannt. Es sind insbesondere Fälle, in denen Beam-
te das 61. Lebensjahr bereits vollendet haben, eine Erwerbs-
minderung vorliegt, Pflege von Angehörigen stattfindet oder 
eine gemeinsame Wohnung mit dem Partner oder der Partne-
rin aufrechterhalten werden soll.

Eine genaue Berechnung der anfallenden Kosten ist natürlich 
schwierig, weil wir bei der sukzessiven Schließung kleinerer 
Anstalten noch nicht wissen, wer wann wohin umzieht bzw. 
wer wann an welchem Dienstort seinen Dienst versieht. Das 
wird sich allmählich ergeben. Durch die Schließung von klei-
neren Anstalten entstehen zunächst keine sehr großen perso-
nellen Veränderungen, sodass wir darauf im Rahmen der Haus-
haltsansätze flexibel reagieren können.
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Ich glaube, die Bediensteten im Strafvollzug, die betroffen 
sind, sind den Koalitionsfraktionen für diese Initiative außer-
ordentlich dankbar. Auch ich bedanke mich für diesen Gesetz-
entwurf. Ich würde mich freuen, wenn er in diesem Haus brei-
te Zustimmung findet.

Vielen Dank.

(Beifall bei den Grünen und der SPD)

Stellv. Präsident Wolfgang Drexler: Mir liegen keine wei-
teren Wortmeldungen vor.

Damit kommen wir zum Abschluss dieses Tagesordnungs-
punkts. Ich schlage vor, den Gesetzentwurf Drucksache 
15/4117 zur weiteren Beratung an den Ständigen Ausschuss 
zu überweisen. – Dagegen erhebt sich kein Widerspruch. Da-
mit ist es so beschlossen.

Tagesordnungspunkt 7 ist erledigt.

Ich rufe Tagesordnungspunkt 8 auf: 

Erste Beratung des Gesetzentwurfs der Landesregierung 
– Gesetz zur Änderung des Landesreisekostengesetzes – 
Drucksache 15/4225

Das Wort zur Begründung erteile ich Herrn Staatssekretär 
Rust.

Staatssekretär Ingo Rust: Sehr geehrter Herr Präsident, lie-
be Kolleginnen und Kollegen! Der vorliegende Gesetzentwurf 
hat schon im Vorfeld für einiges Aufsehen gesorgt. Im Kern 
geht es bei diesem Gesetzentwurf darum, bezüglich der Ge-
währung von Tagegeld zur Abgeltung von Mehraufwendun-
gen für Verpflegung die bisherige Bezugnahme auf die steu-
errechtlich maßgebenden Sätze aufzugeben. Der Anlass dafür 
ist eine bundesgesetzliche Änderung, genauer gesagt das Ge-
setz zur Änderung und Vereinfachung der Unternehmensbe-
steuerung und des steuerlichen Reisekostenrechts vom 20. Fe-
bruar dieses Jahres. Es besagt nämlich, dass sich ab 2014 steu-
errechtliche Änderungen bezüglich der Pauschalbeträge zur 
Abgeltung der Mehraufwendungen für Verpflegung bei Dienst-
reisen ergeben werden.

Was bedeutet das konkret? Bislang gelten steuerrechtlich fol-
gende Sätze: 6 € bei einer Abwesenheitsdauer von mindestens 
acht Stunden, 12 € bei einer Abwesenheitsdauer von mindes-
tens 14 Stunden und 24 € für jeden vollen Abwesenheitstag. 
Künftig gibt es nach dieser bundesgesetzlichen Änderung nur 
noch zwei steuerfreie Pauschalbeträge. Sie betragen 12 € bei 
einer Abwesenheitsdauer von mindestens acht Stunden im 
Rahmen einer eintägigen Dienstreise bzw. an An- und Abrei-
setagen im Rahmen mehrtägiger Reisen und 24 € für jeden 
vollen Abwesenheitstag.

Würde das Land den Verweis auf die steuerrechtlich maßge-
benden Sätze beibehalten und damit diese Regelung 1 : 1 über-
nehmen, hätte dies erhebliche finanzielle Konsequenzen. Denn 
bei Dienstreisen mit einer Reisedauer von acht bis 14 Stun-
den würde sich die Reisekostenerstattung von bisher 6 € auf 
12 € erhöhen; sie würde sich also verdoppeln. Die neue zwei-
stufige Staffelung würde also zu sehr hohen Mehrausgaben 
für den Landeshaushalt führen. Dies wären Mehrausgaben, 

die weder durch Aspekte des Bürokratieabbaus zu rechtferti-
gen wären noch in der Sache notwendig sind. 

Denn das Tagegeld soll nicht die tatsächlichen Verpflegungs-
kosten abdecken. Vielmehr geht es allein darum, den durch 
die Dienstreise entstehenden Mehraufwand für Verpflegung 
auszugleichen. Hier haben sich in der Vergangenheit große 
Veränderungen ergeben. Heutzutage kommt niemand bzw. 
kommen nur noch sehr wenige mit einem zu Hause gekoch-
ten Mittagessen zur Arbeit; das war vielleicht früher eher der 
Fall. Heute sind das Essen in der Kantine, beim Metzger, in 
der Bäckerei in der Umgebung bzw. das Tagesessen im Res-
taurant der Standard. Das bedeutet, dass auch bei einem Ar-
beitstag ohne Dienstreise Kosten bzw. Aufwendungen für die 
Verpflegung entstehen.

Dem gegenüber steht die Notwendigkeit, erhebliche Mehr-
ausgaben für das Land und die Kommunen – sie gehören in 
diesem Fall auch dazu – zu vermeiden. Konkret geht es allein 
beim Land um jährliche Mehrausgaben von etwa 3 Millio-
nen €. Die Belastungen für die Kommunen können wir mo-
mentan noch nicht beziffern; sie sind in diesem Betrag nicht 
mit eingerechnet.

Meine Damen und Herren, ich habe natürlich dennoch großes 
Verständnis für die Kritik von Gewerkschaften und Verbän-
den im Anhörungsprozess. Doch angesichts der genannten Ar-
gumente, vor allem der erheblichen Mehrkosten für das Land 
und die Kommunen sowie der veränderten Gewohnheiten der 
Beschäftigten, spricht alles dafür, die bisherigen Verweise auf 
die steuerrechtlich maßgebenden Sätze aufzugeben. Es ent-
steht auch kein signifikanter Mehraufwand bei den Finanzäm-
tern. Die Beschäftigten dürfen ohnehin regelmäßig eine Steu-
ererklärung abgeben. Es wird dann lediglich eine zusätzliche 
Position bei den Werbungskosten geben, deren Bearbeitung 
rechtlich auch unproblematisch ist.

Meine Damen und Herren, auch der Städtetag, der Landkreis-
tag sowie der Sparkassenverband haben gegen diesen Gesetz-
entwurf keine Einwände erhoben. Er lässt uns jährliche Mehr-
ausgaben vermeiden, die sachlich nicht zwingend notwendig 
sind.

Deshalb bitte ich Sie herzlich, den Gesetzentwurf der Landes-
regierung zu unterstützen und ihm auch zuzustimmen, wenn 
dann die weiteren Beratungen im Finanz- und Wirtschaftsaus-
schuss erfolgt sind.

Vielen herzlichen Dank.

(Beifall bei den Grünen und der SPD)

Stellv. Präsident Wolfgang Drexler: Das Präsidium hat für 
die Aussprache über den Gesetzentwurf eine Redezeit von 
fünf Minuten je Fraktion festgelegt. 

Für die CDU-Fraktion erteile ich Herrn Abg. Kößler das Wort.

Abg. Joachim Kößler CDU: Sehr geehrter Herr Präsident, 
liebe Kolleginnen und Kollegen! Als ich den Gesetzentwurf 
gelesen habe, habe ich gedacht: Was soll das Ganze? Glauben 
Sie wirklich, dass mit 2,5 oder 3 Millionen € der Haushalt zu 
sanieren ist? Oder glauben Sie, dass man mit einer Einspa-
rung von 0,1 Promille – oder besser gesagt 0,075 Promille – 
etwas für die Einhaltung der Schuldenbremse tun kann?
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Worum geht es eigentlich? Das hat der Staatssekretär im We-
sentlichen eigentlich schon dargelegt; darauf brauche ich nicht 
einzugehen. Es geht darum, dass sich das Land im Reisekos-
tenrecht vom Verweis auf das Steuerrecht verabschiedet. Ih-
rer Begründung, dass der Aspekt des Bürokratieabbaus die Sa-
che nicht rechtfertigen würde, muss widersprochen werden. 
Denn die anderen Länder übernehmen die Regelung bzw. be-
halten diesen Verweis auf das Steuerrecht weiterhin im Rei-
sekostenrecht. Hier geht es nicht um Wohltaten, sondern um 
Ersatz für Mehraufwendungen.

Der Beamtenbund hat erstens sehr deutlich gesagt: Das Tage-
geld ist schon seit Jahrzehnten nicht erhöht worden, obwohl 
die Verpflegungskosten gestiegen sind. Zweitens sagen der 
Beamtenbund, der DGB und die Arbeitsgemeinschaft der 
Hauptpersonalratsvorsitzenden: Dieser Gesetzentwurf lässt 
die Wertschätzung für die Mitarbeiter vermissen. 

Das zeigt sich deutlich an dem, was der Staatssekretär gesagt 
hat. Es zeigt sich auch deutlich daran, dass der Sprecher des 
Finanzministeriums bei der Begründung dieses Gesetzent-
wurfs gesagt hat, die Mehrausgaben zu ersetzen sei sachlich 
nicht notwendig. Aber die meisten anderen Bundesländer – 
ich habe es schon gesagt – bleiben bei dieser Regelung oder 
haben Sonderregelungen mit höheren Sätzen.

Die Änderung trifft vor allem die Mitarbeiter des mittleren 
Dienstes. Denn auch sie müssen sich, wenn sie über acht Stun-
den außer Haus sind, verpflegen und haben daher Mehraus-
gaben, die nicht komplett ausgeglichen werden. Wir halten 
dies für sozial ungerecht.

Der Verweis auf die steuerliche Absetzbarkeit der Mehraus-
gaben greift nicht. Denn wenn Steuerpflichtige der unteren 
Einkommensgruppen dies nach dem Steuerrecht geltend ma-
chen würden, ginge die Steuererstattung gegen null.

Zusammenfassend lässt sich Folgendes sagen: Die Wertschät-
zung der grün-roten Regierung gegenüber den Mitarbeiterin-
nen und Mitarbeitern ist weiter gesunken. Sie verspielen wei-
ter Vertrauen. Sie vergeuden an den falschen Stellen Kraft und 
Energie. Der Haushalt kann mit diesen Maßnahmen nicht kon-
solidiert werden. Gehen Sie lieber an die richtigen Stellen he-
ran. Machen Sie eine konkrete und sachlich richtige Schul-
entwicklungsplanung; da können Sie Millionen sparen.

Ich wiederhole das, was ich in diesem Haus schon öfter ge-
sagt habe: Es gibt zwei Stellschrauben, um den Personalhaus-
halt zu sanieren: erstens die Menge und zweitens den Preis. 
Aber Sie konzentrieren sich nur auf den Preis, auf das, was an 
Personalausgaben anfällt. Es gibt drei Möglichkeiten, um den 
Haushalt zu sanieren; die Stichworte sind Aufgabenkritik, Per-
sonalsteuerung, Lebensarbeitszeitkonten. 

Zum Schluss möchte ich Ihnen ein Zitat mitgeben: 

Nur wer imstande ist, Wesentliches vom Unwesentlichen 
zu unterscheiden, vermag etwas Wesentliches zu leisten. 

Ich empfehle Ihnen in diesem Zusammenhang die betriebs-
wirtschaftliche ABC-Analyse, die besagt: Schwerpunkte set-
zen, unwirtschaftliche Anstrengungen vermeiden, Wirtschaft-
lichkeit steigern. 

Die CDU-Fraktion wird dieser Gesetzesänderung nicht zu-
stimmen

(Oh-Rufe von den Grünen)

und empfiehlt Ihnen, von der Gesetzesinitiative abzusehen.

Herzlichen Dank.

(Beifall bei der CDU und Abgeordneten der FDP/
DVP)

Stellv. Präsident Wolfgang Drexler: Für die Fraktion GRÜ-
NE erteile ich Herrn Abg. Schwarz das Wort. 

Abg. Andreas Schwarz GRÜNE: Herr Präsident, liebe Kol-
leginnen und Kollegen! Wir haben heute den Gesetzentwurf 
zur Änderung des Landesreisekostengesetzes vorliegen. Der 
Gesetzentwurf ist in unseren Augen unspektakulär. Denn wenn 
man genau hinschaut, wird durch ihn keine inhaltliche Ände-
rung herbeigeführt. Vielmehr wird der derzeitige Rechtszu-
stand im Landesrecht beibehalten. 

(Abg. Joachim Kößler CDU: Nein!)

Es geht im Kern um die Höhe des Tagegelds bei Dienstreisen. 
Wir müssen uns noch einmal anschauen, wofür das Tagegeld 
vorgesehen ist. Das Tagegeld ist eben nicht vorgesehen, um 
die tatsächlichen Verpflegungskosten bei Dienstreisen zu de-
cken, sondern nur für die Deckung des Mehraufwands. Herr 
Staatssekretär, Sie haben es dargestellt: Es ist heute nicht mehr 
üblich, dass die Beschäftigten nach Hause fahren, um dort ihr 
Mittagessen zuzubereiten und einzunehmen. Vielmehr ist es 
üblich, dass sie ihr Mittagessen in Kantinen, Bäckereien und 
Metzgereien zu sich nehmen. Wir reden also beim Tagegeld 
über den Mehraufwand. 

Derzeit werden bei Dienstreisen mit einer Dauer von über acht 
Stunden 6 € gewährt, bei Dienstreisen mit einer Dauer von 
über 14 Stunden 12 € und bei Dienstreisen, die einen vollen 
Tag umfassen, 24 €. Diese Sätze bleiben durch die Änderung 
des Landesreisekostengesetzes erhalten. Es findet also keine 
Änderung statt. Es besteht kein Grund zur Aufregung. Wir 
können den Gesetzentwurf getrost zur weiteren Beratung an 
den Ausschuss überweisen. Dort können wir noch Fragen dis-
kutieren. All das ist nicht spektakulär. 

Wir haben uns das Landesreisekostengesetz noch einmal an-
geschaut. Vielleicht kann man einmal überlegen: Wo gibt es 
weitere Baustellen? Wir nehmen wahr: Es gibt immer mehr 
Beschäftigte in der Landesverwaltung, die für Dienstreisen 
z. B. auf Carsharing – auf stadtmobil, auf „Car2go“ – zurück-
greifen. Man muss oft eine Grundgebühr entrichten, um Car-
sharing zu nutzen. Vielleicht wäre es gut, darüber nachzuden-
ken, wie man weitere Mobilitätsmittel im Reisekostenrecht 
abbilden kann. Das kann man sich gern einmal vornehmen. 

Ansonsten ist der Gesetzentwurf so weit in Ordnung. 

Vielen Dank.

(Beifall bei den Grünen und Abgeordneten der SPD)

Stellv. Präsident Wolfgang Drexler: Für die SPD-Fraktion 
erteile ich Herrn Abg. Maier das Wort.
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Abg. Klaus Maier SPD: Sehr geehrter Herr Präsident, mei-
ne Damen und Herren! Das Reisekostenrecht ist durch eine 
Verweisung an das Steuerrecht gebunden. Jetzt ändert sich et-
was in Bezug auf das Steuerrecht: Ein Tatbestand wird aufge-
hoben. Dadurch würden sich theoretisch die Reisekostener-
stattung und die Tagegelder erhöhen. Wenn man nichts unter-
nimmt, verdoppelt sich der Tagegeldsatz von 6 auf 12 € bei 
einer Abwesenheit von acht bis 14 Stunden. Das Land hätte 
dann Folgekosten von etwa 2,5 bis 3 Millionen € zu tragen. 
Auch die Kommunen hätten Folgekosten zu tragen. 

Ich halte es im Gegensatz zum Vorredner der CDU für sinn-
voll, die beiden Rechtsbereiche zu entkoppeln. Denn wenn 
man das Reisekostengesetz ändert bzw. entsprechende Über-
legungen anstellt, sollte man das gesamte Gesetz ins Auge fas-
sen. Herr Schwarz hat schon interessante Aspekte aufgezeigt. 
Es ist nicht sachgerecht, den Satz bei einer einzigen Stufe – 
die einer Abwesenheit von acht bis 14 Stunden – zu verdop-
peln und alles andere gleich zu lassen. Wer mehr als 24 Stun-
den unterwegs ist, erhält nach wie vor 24 €. Er müsste theo-
retisch 48 € bekommen, wenn man wie der Beamtenbund ar-
gumentiert: Alles ist teurer geworden. Eine Entkopplung ist 
also sachgerecht, um eine Schieflage im Gesetz zu verhindern.

Zum Zweiten würde eine Beibehaltung unsere Konsolidie-
rungsbemühungen konterkarieren. Wir haben eine Reihe ein-
schneidender Einsparungen beschlossen. In einem einzigen 
winzigen Punkt Großzügigkeit zu zeigen, ist damit nicht zu 
vereinbaren. Herr Hollenbach, Kleinvieh macht auch Mist.

(Zuruf des Abg. Manfred Hollenbach CDU)

Nichts zu unternehmen, wäre auch ein Geschäft zulasten Drit-
ter. Städte, Gemeinden und Landkreise tragen ebenfalls Rei-
sekosten. Der Anhörung haben wir entnommen: Sie sind nicht 
damit einverstanden, belastet zu werden. 

Also: Wenn man das Reisekostengesetz ändern will, muss man 
das ganze Gesetz anschauen. Wenn man das tut – das zur 
Wertschätzung, die vom Beamtenbund eingefordert wurde –, 
muss man sagen: 35 Cent pro Kilometer für Hin- und Rück-
fahrt sind bei Dienstreisen ein relativ guter Satz, mit dem sich 
Baden-Württemberg im Ländervergleich sehen lassen kann. 
Auch das bringt Wertschätzung zum Ausdruck. 

Es wäre im Übrigen schwierig, die Wertschätzung an einer 
Reisekostenstufe festzumachen. Ich blicke auf die Debatte zu-
rück, in der der Kultusminister heute Nachmittag gesagt hat: 
Eine Wertschätzung, festgemacht an der Altersentlastung, wä-
re eine komische Wertschätzung. Also: Es wäre weit herge-
holt, die Wertschätzung an einer Reisekostenstufe festzuma-
chen. 

Die SPD hält es für sachgerecht, die Rechtsbereiche zu ent-
koppeln und damit die Reisekostenerstattung unverändert zu 
lassen. 

Danke schön.

(Beifall bei der SPD und Abgeordneten der Grünen)

Stellv. Präsident Wolfgang Drexler: Für die FDP/DVP-Frak-
tion erteile ich dem Fraktionsvorsitzenden, Herrn Dr. Rülke, 
das Wort.

Abg. Dr. Hans-Ulrich Rülke FDP/DVP: Herr Präsident, lie-
be Kolleginnen und Kollegen! Es geht, wie bereits angespro-
chen und vom Kollegen Schwarz zu Recht angemerkt, um et-
was Unspektakuläres: eine Novellierung des Landesreisekos-
tengesetzes, die aufgrund von Änderungen des Einkommen-
steuergesetzes, die zum 1. Januar 2014 in Kraft treten, not-
wendig geworden ist. Es wird auf die seitherigen Regelungen 
in § 4 Absatz 5 Satz 1 Nummer 5 des Einkommensteuergeset-
zes verwiesen.

Die aus unserer Sicht naheliegende Lösung wäre eine offene-
re Neufassung des Verweises, so, wie sie im künftig gelten-
den Reisekostenrecht des Bundes enthalten ist. Ich zitiere:

Die Höhe des Tagegeldes bemisst sich nach der Verpfle-
gungspauschale zur Abgeltung tatsächlich entstandener, 
beruflich veranlasster Mehraufwendungen im Inland nach 
dem Einkommensteuergesetz. 

Damit kämen die – eher geringfügigen – Verbesserungen, die 
mit der Novellierung des Einkommensteuergesetzes für die 
Beschäftigten geschaffen worden sind, auch den Angehörigen 
des öffentlichen Dienstes zugute. 

Das will die Landesregierung aber offenbar nicht, sondern sie 
sieht vor, künftig konkrete Pauschalen im Landesreisekosten-
gesetz zu verankern. Es wurden die drei Stufen genannt: 6 €, 
12 € und 24 €. Beim Festhalten am Verweis auf das Einkom-
mensteuerrecht wären es 12 € bei einer Dienstreisedauer von 
mindestens acht Stunden und 24 € für einen vollen Kalender-
tag. Die Differenz wird von der Landesregierung mit 2,5 bis 
3 Millionen € pro Jahr beziffert.

Ich darf aus der Gesetzesbegründung zu den Anhörungsergeb-
nissen zitieren: 

Städtetag, Landkreistag und Sparkassenverband haben 
gegen die vorgesehene Gesetzesänderung keine Einwen-
dungen. 

Aber: 

BBW, DGB und ARGE-HPR lehnen die vorgesehene Strei-
chung des im Landesreisekostengesetz enthaltenen Ver-
weises auf das Steuerrecht ab. 

Ich zitiere weiter:

Die Landesregierung verpasse damit die steuerunschäd-
lich mögliche, insgesamt geringfügige Erhöhung der Rei-
sekosten, zumal diese in aller Regel die für die Beschäf-
tigten real entstehenden Kosten abdecken. Außerdem las-
se der Entwurf die notwendige Wertschätzung für die Be-
schäftigten vermissen. Im Übrigen würde die Abweichung 
vom Steuerrecht für die Beschäftigten, die den Differenz-
betrag zum steuerfreien Pauschbetrag im Rahmen ihrer 
Steuererklärungen geltend machen müssten, bürokrati-
sche Erschwernisse schaffen, was wiederum bei den Fi-
nanzämtern mit Mehraufwand zu prüfen wäre.

Es beschleicht einen also der Verdacht, dass die Argumenta-
tion der Landesregierung gegenüber den Staatsdienern etwas 
kleinlich ist. 
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Die Vorgehensweise passt im Übrigen in das seither bekann-
te Schema, im Bereich des öffentlichen Dienstes immer neue, 
kleinere und größere Zumutungen für vertretbar zu erklären, 
außerhalb des Bereichs des öffentlichen Dienstes aber so gut 
wie keine konkreten Einsparvorschläge vorzulegen, sondern 
teure Prestigeprojekte durchzupauken wie den Nationalpark, 
die Polizeistrukturreform usw.,

(Oh-Rufe von den Grünen)

die durchaus auch mit höherem Personalaufwand verbunden 
sein dürfen; da ist man dann weniger kleinlich.

Eine Umfrage in den anderen Ländern hat keine zusätzlichen 
Informationen erbracht. Die Länder, die seither schon konkre-
te Beträge im Gesetz verankert hatten, haben teils bessere – 
wie Bayern –, teils schlechtere – wie Rheinland-Pfalz – Re-
gelungen als die von der Landesregierung vorgeschlagene Re-
gelung. Es könnte sich daher empfehlen, dem Vorbild des 
Bundes zu folgen, der im Bundesreisekostengesetz einen all-
gemeinen Verweis auf das Einkommensteuerrecht mit Wir-
kung vom 1. Januar 2014 aufgenommen hat.

Vielen Dank.

(Beifall bei der FDP/DVP und Abgeordneten der 
CDU)

Stellv. Präsident Wolfgang Drexler: Herr Abg. Kößler, 
möchten Sie noch einmal das Wort ergreifen?

(Abg. Joachim Kößler CDU: Nein!)

– Nicht. – Damit liegen keine Wortmeldungen mehr zu die-
sem Tagesordnungspunkt vor. Die Aussprache ist damit been-
det.

Ich schlage vor, den Gesetzentwurf Drucksache 15/4225 zur 
weiteren Beratung an den Ausschuss für Finanzen und Wirt-
schaft zu überweisen. – Es erhebt sich kein Widerspruch. 
Dann ist es so beschlossen.

Damit ist Tagesordnungspunkt 8 erledigt.

Ich rufe Punkt 9 der Tagesordnung auf: 

Antrag der Fraktion der CDU, der Fraktion GRÜNE, der 
Fraktion der SPD und der Fraktion der FDP/DVP – Ent-
schließung zur Entwicklungszusammenarbeit des Landes 
– globale Verantwortung übernehmen – Drucksache 
15/4083

Liebe Kolleginnen und Kollegen, das Präsidium hat folgende 
Redezeiten festgelegt: für die Begründung fünf Minuten, für 
die Aussprache fünf Minuten je Fraktion. 

Das Wort zur Begründung erteile ich, wie im Präsidium ver-
einbart, dem Vorsitzenden des Ausschusses für Europa und 
Internationales, Herrn Abg. Hofelich. – Bitte, Herr Abgeord-
neter, Sie haben das Wort.

Abg. Peter Hofelich SPD: Herr Präsident, Kolleginnen und 
Kollegen! Gestern Abend war ich bei einer Veranstaltung ei-
nes Wirtschaftsethiknetzwerks an der Katholischen Akademie 
Hohenheim. Es war sehr beeindruckend, dort den Geschäfts-
führer der bekannten Firma Ritter Sport, Herrn Ritter, zu hö-

ren, der dargestellt hat, wie seine Firma mit Kakaolieferanten 
umgeht, wie die Qualifizierung in Nicaragua vorangetrieben 
wird, wie Standards gesetzt werden, wie die Hilfe als Hilfe 
auf Augenhöhe verstanden wird. Das ist es, was Entwick-
lungszusammenarbeit ausmacht. 

Ich denke, dass es in unserem Land viele solcher guten Bei-
spiele gibt. Wir, die Politik, sind aufgefordert, diesen guten 
Beispielen auch eine kontinuierliche und sich weiter verbes-
sernde Politik der Entwicklungszusammenarbeit an die Seite 
zu stellen. 

Das macht den heute vorliegenden Entschließungsantrag so 
wertvoll: Wir wollen heute über alle vier Fraktionen hinweg 
eine gemeinsame Entschließung mit elf Punkten vorschlagen 
und debattieren, die die Entwicklungspolitik in Baden-Würt-
temberg sowohl in der Kontinuität, die wir über Jahre hinweg 
haben, als auch in der Weiterentwicklung, für die wir uns neue 
Ziele setzen wollen, zum Gegenstand hat. 

Wir freuen uns sehr, dass es gelungen ist, gemeinsam für ein 
weltoffenes Baden-Württemberg einzutreten und eine auch 
im Koalitionsvertrag vorgenommene Schwerpunktsetzung in 
elf Punkten zusammenzufassen und gemeinsam zu debattie-
ren.

Eines ist klar – das darf ich als Ausschussvorsitzender sagen –: 
Die viel beschworene Globalisierung zwingt nicht nur zum 
Umdenken im Hinblick auf unsere Partner in der Welt, bei de-
nen klar ist, dass wir Entwicklungszusammenarbeit brauchen. 
Vielmehr gibt es immer auch Rückwirkungen auf uns selbst, 
etwa im Verbraucherverhalten und in der Art, wie wir produ-
zieren. All dies sind Aufgaben, die uns besonders wichtig sind, 
bei denen wir, das Parlament und die Regierung, die Legisla-
tive und die Exekutive, aber auch die Fraktionen in ihrer ge-
samten Pluralität, gefordert sind. Wir freuen uns, dass dies ge-
schieht und dass damit auch die Idee des Global Marshall 
Plans als einer breiten Initiative aus Wirtschaft, Wissenschaft, 
Politik und Zivilgesellschaft aufgegriffen wird. 

Alle Fraktionen werden sich mit ihren jeweiligen Schwer-
punktsetzungen dazu äußern. Ich will, liebe Kolleginnen und 
Kollegen, anhand ganz weniger Punkte von meiner Seite aus 
sagen, was geschehen ist und worauf wir aufbauen können. 

Erstens: Organisation. Dem Anspruch, dass Entwicklungszu-
sammenarbeit eine Querschnittaufgabe ist, ist in den letzten 
Jahren, denke ich, auch dadurch Rechnung getragen worden, 
dass die Rolle des Staatsministeriums bei der Wahrnehmung 
dieser Aufgabe gestärkt wurde.

Zweiter Punkt: Budget. Wir sehen, dass wir bei den Budgets 
ein Stück vorangekommen sind. So haben wir für die Be-
kämpfung der Armutsprostitution in unserem Partnerland Bu-
rundi genauso einen Betrag vorgesehen wie für die Trinkwas-
sergewinnung aus sogenannten Nebelnetzen – das ist übrigens 
eine interessante Technologie, die auch am Textilforschungs-
institut in Denkendorf vorankommt. Jedenfalls sind im Haus-
halt die Mittel für diesen Bereich aufgestockt worden. Das ist 
erfreulich.

Drittens: Dialog. Es ist gelungen – das ist bundesweit einma-
lig –, den entwicklungspolitischen Dialog „Welt:Bürger ge-
fragt!“ zu führen. Dies hat hervorragende Resonanz gefunden, 
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soweit wir das jeweils im Detail nachvollziehen konnten. Ich 
bin mir da sehr sicher, weil ich bei solchen Veranstaltungen 
dabei bin. 

Vierter Punkt: Programm. Es gibt im Ministerrat beschlosse-
ne entwicklungspolitische Leitlinien, die auch angenommen 
sind. 

Fünftens: Vernetzung. Das Eine-Welt-Promotorenprogramm 
für Baden-Württemberg hat eine gute Resonanz. 

Das möchte ich als allgemeine Information zum Einstieg sa-
gen. Wir freuen uns auch sehr, dass wir bei der Partnerschaft 
der Parlamente mit unserem Partnerland Burundi einen wei-
teren Schritt zu gehen versuchen. Wie weit das trägt und wann 
man wirklich einsteigen kann, wird man sehen. Aber ich den-
ke, auch das ist ein schönes Signal. 

Wir wollen Solidarität nach außen und Entschlossenheit nach 
innen. In diesem Sinn haben wir, denke ich, mit diesem ge-
meinsamen Entschließungsantrag eine hervorragende Grund-
lage, über die wir heute diskutieren können. 

Ich danke Ihnen für Ihre Aufmerksamkeit.

(Beifall bei der SPD und Abgeordneten der Grünen 
sowie der Abg. Dr. Bernhard Lasotta und Friedlinde 

Gurr-Hirsch CDU)

Stellv. Präsident Wolfgang Drexler: Für die CDU-Fraktion 
erteile ich Herrn Abg. Dr. Lasotta das Wort.

Abg. Dr. Bernhard Lasotta CDU: Herr Präsident, werte Kol-
leginnen und Kollegen! Für die CDU-Fraktion möchte ich zu 
den entwicklungspolitischen Leitlinien, zu unserem gemein-
samen Antrag Stellung nehmen. 

Wenn wir das Gebäude, in dem wir uns gerade befinden, be-
treten, können wir an der Wand lesen: „Die Würde des Men-
schen ist unantastbar.“ Das gilt nicht nur für Bevölkerung in 
unserem Land, für das, was wir, die Abgeordneten, an demo-
kratischen Prinzipien umzusetzen versuchen, sondern das gilt 
insbesondere auch in der Verantwortung für diejenigen Men-
schen, denen es nicht gut geht, die nicht auf der Sonnenseite 
des Lebens stehen. 

Deswegen ist das entwicklungspolitische Engagement sehr 
wichtig, um diese Verantwortung zu übernehmen und dies 
auch in der Haltung gegenüber der Bevölkerung und in der 
Erziehung der Kinder und Jugendlichen deutlich zu machen. 
Vor allem ist es aber auch wichtig in Bezug auf das Engage-
ment der Politik insgesamt, um Lebensverhältnisse zu verbes-
sern, um soziale Gerechtigkeit zu schaffen, weil das auch un-
mittelbare Auswirkungen auf die Politikgestaltung in unserem 
Land hat.

Die schrecklichen Flüchtlingskatastrophen im Mittelmeer-
raum haben uns allen, glaube ich, wieder einmal bewusst ge-
macht, wie wichtig es ist, Armut vor Ort zu bekämpfen, den 
Menschen in ihren Heimatländern zu helfen, damit sie erst gar 
nicht gezwungen sind, solche Armutswanderungen auf sich 
zu nehmen, die mit riesigen Gefahren verbunden sind.

Deswegen ist es gut, wenn wir in diesem Parlament zu be-
stimmten Punkten gemeinsame Entschließungsanträge verab-
schieden, wenn wir uns zu gemeinsamen Werten und politi-
schen Aktionen bekennen.

Ich denke, der Dialog, der mit den Bürgern und mit den Ver-
einigungen in Baden-Württemberg geführt wurde, um die ent-
wicklungspolitischen Leitlinien zu erarbeiten, war sehr wert-
voll, weil er deutlich gemacht hat, wo wir stehen und in wel-
cher Kontinuität der entwicklungspolitischen Arbeit wir ste-
hen. Bürger, Kirchen, Kommunen, Universitäten und Kran-
kenhäuser sowie entsprechende Partnerschaften haben bereits 
in der Vergangenheit einen Riesenbeitrag im Rahmen ihres 
entwicklungspolitischen Engagements erbracht; dies ist nun 
neu einzuordnen. Ich denke, es ist gut, wenn auch der Land-
tag unterstreicht, dass er hinter diesen entwicklungspolitischen 
Leitlinien steht.

Dennoch muss man auch deutlich machen, dass die Erwar-
tung, die jetzt in unserem Land geschürt wurde, auch erfüllt 
werden muss, dass auch ein entsprechendes politisches Han-
deln dahinter stehen muss. 

Herr Hofelich, bei aller Unterstützung dessen, was Sie in Ih-
rer einführenden Rede gesagt haben: Die Ausgaben für Pro-
jekte im Bereich der Entwicklungszusammenarbeit sind von 
2009 bis 2013 zurückgegangen. In den Jahren 2009 und 2010 
waren es knapp 4 Millionen €, und jetzt liegen wir bei knapp 
3,5 Millionen €. 

Es gibt auch Proteste von Verbänden. Sie sagen deutlich, sie 
bekämen z. B. das, was im Rahmen der Weiterentwicklung 
der Bildungspläne vereinbart wurde – das betrifft das Thema 
„Globales Lernen“, aus dem sich vieles andere ableitet –, nicht 
so zugemessen wie im Koalitionsvertrag versprochen und in 
den entwicklungspolitischen Leitlinien festgeschrieben. 

Deswegen müssen wir als Parlament insgesamt aufpassen, 
dass, wenn man diesen Dialog führt, letzten Endes nicht Frus-
trationen und Enttäuschung bei den Leuten produziert wer-
den, die dieses Engagement tragen. Es sind nicht wir als Par-
lamentarier, sondern es sind die Bürger unseres Landes, die 
in den Kommunen, in den Schulen, an den Universitäten, in 
vielen Vereinigungen, den Eine-Welt-Läden, den Verbänden 
dieses Engagement tragen; es ist die Unternehmerschaft, die 
hinter den globalen Zielen steht. 

Ich möchte einfach dafür werben, dass wir uns gemeinsam da-
hinterstellen und sagen: Lasst diesen Beschlüssen, die die 
Landesregierung jetzt gefasst hat und die wir heute im Parla-
ment noch einmal bekräftigen, auch Taten folgen. 

(Beifall bei Abgeordneten der CDU)

Baden-Württemberg hat bei diesem Engagement immer eine 
Vorreiterrolle eingenommen, und wir wollen, dass es auch in 
Zukunft so bleibt. Deswegen war es uns besonders wichtig, 
die Weiterentwicklung der Partnerschaft mit Burundi in den 
Antrag aufzunehmen und auch zu betonen, dass wir als Land-
tag bereit sind, durch eine Partnerschaft der Parlamente Ver-
antwortung zu übernehmen. Denn zur Entwicklungszusam-
menarbeit gehört auch immer, demokratische Strukturen wei-
terzuentwickeln. Wir wollen von den Parlamentariern in Bu-
rundi lernen, wie die politischen Prozesse, die Demokratisie-
rungsprozesse dort weitergehen, und wir wollen ihnen auch 
als Ansprechpartner zur Verfügung stehen und sagen: Wir hel-
fen euch bei einer Weiterentwicklung zusammen mit den Bür-
gern eures Landes. 
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Wir wollen, dass die Stiftung Entwicklungs-Zusammenarbeit 
hierbei eine stärkere Rolle einnimmt. Wir haben mit dieser 
Stiftung das Kompetenzzentrum Burundi aufgebaut. Die Stif-
tung fungiert mittlerweile auch für viele Organisationen als 
zentraler Ansprechpartner bei der Abwicklung von Projekten, 
auch als Ansprechpartner für andere Bundesländer, und wir 
möchten, Herr Minister Friedrich, dass der Landtag stärker in 
diesen Prozess einbezogen wird, wenn es jetzt um die Aus-
handlung von Verträgen geht, um das Schließen von Bündnis-
sen, um eine Vertiefung der Partnerschaft. 

Wir wollen all dies auf eine breite Basis stellen, auf die Basis 
des Parlaments und der Bürgerschaft. Wir stehen hierzu als 
CDU-Landtagsfraktion mit diesen kleinen Anstößen, mit 
leichter Kritik bereit, wobei es aber alles in allem in eine ge-
meinsame Richtung geht, in die Richtung, die wir alle haben 
wollen. 

Ich danke Ihnen herzlich für die Aufmerksamkeit.

(Beifall bei der CDU)

Stellv. Präsident Wolfgang Drexler: Für die Fraktion GRÜ-
NE erteile ich das Wort Frau Abg. Häffner.

Abg. Petra Häffner GRÜNE: Herr Präsident, liebe Kollegen 
und Kolleginnen! Heute ist wahrlich ein besonderer Tag, an 
dem wir mit diesem Entschließungsantrag in den Landtag 
kommen. Es war der Wunsch aller Fraktionen, dass wir die-
sen Antrag einbringen, und wir setzen mit diesem Antrag ein 
ganz klares Zeichen nach außen. Wir senden auch ein ganz 
starkes Signal an die Bevölkerung, dass wir als Landtag eine 
lebendige Entwicklungspolitik haben wollen. Man darf auch 
sagen: Es gab einen Abstimmungsprozess, der sich über die 
letzten Wochen erstreckte. Jede Fraktion hat ihre Schwerpunk-
te gesetzt bzw. die Themen, für die sie steht und auch kämp-
fen wollte, eingebracht. 

Wir zeigen mit dem vorliegenden interfraktionellen Antrag, 
dass wir eine Verpflichtung eingehen und Verantwortung über-
nehmen. Damit setzen wir ein ganz starkes Signal für einen 
Aufbruch, und wir begrüßen mit diesem Antrag die Leitlini-
en für entwicklungspolitische Zusammenarbeit, die entstan-
den sind. Wir nehmen sie als Grundlage unserer Politik. 

Hierbei war der Prozess „Welt:Bürger gefragt!“ sehr wichtig. 
Er war auch einzigartig; denn wir haben hierbei viele Impul-
se aus der Gesellschaft bekommen. 

Was ist in diesem Prozess geschehen? In diesem Prozess sind 
die Arbeiten und Projekte, die bereits vorhanden sind, als Zie-
le konkret formuliert worden. Ich möchte stellvertretend für 
viele andere, die von sehr großem Engagement getragen sind, 
aus diesem großen Potenzial bereits lebendiger Aktivitäten ein 
Beispiel herausstellen.

Ich konnte, als ich letztes Jahr in Burundi war, die Fondation 
Stamm besuchen und beispielhaft sehen, dass aus privaten In-
itiativen heraus vor Ort etwas entstanden ist. Es gibt Kinder-
gärten, also bereits für Kleinkinder die Möglichkeit, in ein Bil-
dungssystem hineinzukommen. Für ältere Kinder gibt es die 
Möglichkeit, dort die Schule zu besuchen, und es besteht auch 
die Möglichkeit der Berufsausbildung. Das heißt, vor Ort wird 
ganz konkret etwas angeboten, sodass, wie Sie, Herr Lasotta, 
es gesagt haben, die Menschen im Land selbst für sich beste-

hen, für sich leben können, ihre Zukunft in die eigene Verant-
wortung nehmen und ihr Leben gestalten können. 

Ich denke, ein ganz wichtiger Aspekt, der in der Entwick-
lungspolitik verstärkt eine Rolle spielt, ist, dass wir nicht sa-
gen sollten: „Wir bieten Hilfe an.“ Vielmehr sollten wir einen 
Input geben, dass die Menschen in ihrem eigenen Land sicher 
leben können, und zwar unter Bedingungen, wie wir sie auch 
für uns als wichtig ansehen. 

Was ist darüber hinaus geschehen? Wir haben die Organisati-
onen, die es bereits gibt, und die Projekte, die schon laufen, 
mit der Politik in Kontakt gebracht. Der Rat für Entwicklungs-
zusammenarbeit ist eingerichtet worden, der die Landespoli-
tik in allen diesbezüglichen politischen Fragen berät, wodurch 
ein sehr enger Kontakt in der Frage vorhanden ist, welche Zie-
le wir haben und was wir politisch umsetzen können. 

In diesem Jahr wurde auch ein Promotorenprogramm aufge-
legt. Darin sind wir flächendeckend und wiederum mit ver-
schiedenen Schwerpunkten gut vertreten und setzen ganz ge-
zielt Akzente bei den einzelnen Themen. 

Eines ist mir noch ganz wichtig: Wir können Entwicklungs-
politik nicht als isoliertes Thema sehen. Dies ist vielmehr ein 
Querschnittsthema, das alle Lebensbereiche betrifft. Ein Bei-
spiel hierzu möchte ich erwähnen. Das ist ein Projekt des Um-
weltministeriums, das auch in Zusammenarbeit mit der Stif-
tung Entwicklungs-Zusammenarbeit und über den Fonds „Kli-
maneutrales Fliegen der Landesregierung“ läuft. Hieraus 
konnten 24 000 € für das Projekt Burundi organisiert werden. 
Hierbei ist ein Klimaschutzprojekt entstanden: In vier Dör-
fern wurden über 60 000 Bäume gepflanzt, und 1 000 Koch-
stellen sind erneuert und verbessert worden. Das ist ein direk-
ter Beitrag für den Umweltschutz und für eine Verbesserung 
der Lebensräume der Menschen vor Ort. 

Ich wünsche mir, dass weitere Ministerien diesen Aspekt für 
sich entdecken und dass es zu einem Wettbewerb guter Ideen 
kommt, und zwar im Hinblick auf die Frage, wie wir Projek-
te leben können. 

(Beifall bei den Grünen)

Mit diesem Antrag zeigen wir als Landtag von Baden-Würt-
temberg, dass wir uns hinter die Ergebnisse von „Welt:Bürger 
gefragt!“ stellen, dass wir die Leitlinien unterstützen. Wir al-
le bekennen uns zu der Verpflichtung für mehr globale Ge-
rechtigkeit. Noch immer muss man sagen: Trotz aller Fort-
schritte stirbt alle 20 Sekunden ein Kind. Das heißt: In der 
Zeit, in der ich hier geredet habe, starben 15 Kinder an Hun-
ger. Es betrifft Sie, mich, jede und jeden Einzelnen in der Ge-
sellschaft. Tragen wir tatkräftig dazu bei, das Engagement le-
bendig zu halten!

Danke schön.

(Beifall bei den Grünen und Abgeordneten der SPD)

Stellv. Präsident Wolfgang Drexler: Für die Fraktion der 
FDP/DVP erteile ich Herrn Abg. Glück das Wort. 

(Abg. Rita Haller-Haid SPD meldet sich.)

– Entschuldigung! Zunächst ist die SPD-Fraktion an der Rei-
he.

(Zuruf: Noch ist sie größer!)
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Für die SPD-Fraktion erteile ich Frau Abg. Haller-Haid das 
Wort.

Abg. Rita Haller-Haid SPD: Vielen Dank. – Herr Präsident, 
liebe Kolleginnen und Kollegen!

Die Globalisierung von Gefahren und Herausforderun-
gen ... erfordert eine Art „Weltinnenpolitik“ ...

Das hat Willy Brandt vor mehr als 30 Jahren einmal gesagt. 
Aber von einer gemeinsamen Politik in der Welt sind wir noch 
sehr weit entfernt. Seit damals ist die Welt aber näher zusam-
mengerückt, und dieses Bewusstsein haben insbesondere auch 
die Menschen in Baden-Württemberg. Deshalb engagieren sie 
sich in vielerlei Hinsicht für die eine Welt. 

Deshalb war auch die Landesregierung gut beraten, das The-
ma Entwicklungszusammenarbeit aufzuwerten und es nicht 
allein dem Bund zu überlassen und die Zivilgesellschaft ganz 
entscheidend in diesen Dialogprozess einzubeziehen. In den 
vergangenen beiden Jahren gab es daher eine Vielzahl von 
Veranstaltungen sowie spannende, ja leidenschaftliche Dis-
kussionen, von denen auch wir Parlamentarier sehr profitie-
ren konnten. An dieser Stelle ganz herzlichen Dank allen, die 
sich so engagiert und begeistert in die Diskussion um die ent-
wicklungspolitischen Leitlinien eingebracht haben, ebenso 
Dank auch an diejenigen, die diesen Dialog mit viel Herzblut 
organisiert haben, den Mitarbeiterinnen und Mitarbeitern im 
Staatsministerium und ganz besonders auch unserem Europa-
minister Peter Friedrich.

(Beifall bei der SPD und Abgeordneten der Grünen)

Es ist gut, dass wir heute diese Leitlinien im Landtag verab-
schieden, dass wir das in Form eines gemeinsamen Antrags 
tun, und dass wir uns gleichzeitig zu den Zielen des Global 
Marshall Plans bekennen. Dieses Bekenntnis erfordert aber 
natürlich auch Konsequenzen, nicht zuletzt – Kollege Lasot-
ta hat es angesprochen – vor dem Hintergrund der Tragödie 
von Lampedusa, die ja nicht nur eine Tragödie ist, sondern 
viele Tragödien darstellt. Hinter dieser Tragödie steht vor al-
lem bittere Armut, die es nach wie vor in Afrika gibt. Dort 
wurden die Millenniumsentwicklungsziele vielfach nicht er-
reicht, und deshalb erscheint Europa den dort lebenden Men-
schen als letzter Ausweg. Die Hoffnungslosigkeit ist zum Teil 
größer als die Angst, bei der Flucht das Leben zu verlieren. 
Die Menschen kommen deshalb über das Meer, weil die we-
nigen gefährlichen Landwege inzwischen durch Mauern und 
Grenzzäune abgeschnitten sind.

Was macht in dieser Situation Europa? Die Länder, die am 
meisten von illegaler Einwanderung betroffen sind, werden 
mit dem Problem – das muss man nämlich auch einmal sagen 
– weitgehend alleingelassen – Dublin II lässt grüßen –, und in 
Brüssel wird im Rahmen von Frontex ein neues Grenzsiche-
rungssystem namens EUROSUR verordnet, das angeblich 
Menschenleben retten soll, in Wahrheit aber auch nichts an-
deres ist als ein System zur Bekämpfung illegaler Einwande-
rung.

Unsere Glaubwürdigkeit im Umgang mit den Leitlinien hängt 
in den Augen vieler Menschen, die sich engagieren, auch da-
von ab, ob wir wegschauen, Zufluchtsuchende in den Tod se-
geln lassen, oder ob wir unsere europäischen Werte hochhal-
ten, wie es Bundespräsident Gauck vor einigen Tagen hier in 

Stuttgart gefordert hat. Unsere europäischen Werte hochzu-
halten heißt aber, die eigene Flüchtlingspolitik und Asylpoli-
tik zu überdenken, genauso wie wir übrigens die Entwick-
lungszusammenarbeit zwischen den afrikanischen und den eu-
ropäischen Ländern besser strukturieren müssen und sie auch 
an die Bedürfnisse afrikanischer Länder ankoppeln müssen.

Zu Recht beklagen afrikanische Politikwissenschaftler wie der 
bekannte Achille Mbembe aus Kamerun, dass sich eine „Öko-
nomie der Konzessionen“ herausgebildet habe, die aus lukra-
tiven Monopolen, geheimen Abmachungen, privaten Arran-
gements und Schmiergeldern besteht. Ich denke, diese Kritik 
müssen wir im Hinterkopf haben, wenn es um die Umsetzung 
dieser Leitlinien geht, allen voran beim Thema Burundi. Bei 
dem Thema Burundi hat unsere Stiftung Entwicklungs-Zu-
sammenarbeit seit vielen Jahren eine enorme Arbeit und eine 
Vorarbeit für eine Parlamentspartnerschaft geleistet. An die-
ser Stelle meinen herzlichen Dank an den Geschäftsführer 
Rainer Lang und auch an seinen Vorgänger Professor Dr. 
Schmid.

(Beifall bei der SPD und Abgeordneten der Grünen)

Das Kompetenzzentrum Burundi bringt viele Akteure zusam-
men und trägt auch Wissen zusammen, von dem wir in dieser 
Situation einfach profitieren können. Wir müssen natürlich 
beim Aufbau einer Parlamentspartnerschaft darauf achten, 
dass wir die richtigen Schritte unternehmen. Wir können auch 
nicht einfach irgendwelche völkerrechtlichen Verträge ab-
schließen, sondern müssen schauen, dass wir Strukturen ent-
wickeln, die geeignet sind, Demokratie in dem Land aufzu-
bauen. Auf gar keinen Fall dürfen wir einen Delegationstou-
rismus in Gang setzen. Wir haben vielmehr andere Aufgaben: 
Neben humanitären Verbesserungen geht es vor allem um die 
Verbesserung demokratischer Strukturen.

Baden-Württemberg ist nur ein einzelnes Bundesland. Daher 
ist uns natürlich bewusst, dass unsere Wirkungsmöglichkei-
ten beschränkt sind. Allein durch den Dialogprozess ist es ge-
lungen – weil die Frage der Mittel angesprochen wurde –, aus 
der Gesellschaft heraus eine ganze Reihe zusätzlicher finan-
zieller Mittel zu rekrutieren. Ich finde, das ist eine entschei-
dende Sache.

Entscheidend ist aber auch – darauf möchte ich zum Abschluss 
auch noch einmal hinweisen –, wie wir die Politik im eigenen 
Land gestalten, wie wir im eigenen Land mit den Ressourcen 
umgehen. Ich kann jetzt aus Zeitgründen nur noch einige 
Stichworte nennen: globales Lernen, fairer Handel, Ressour-
cen usw. Ich möchte auch noch einmal darauf hinweisen, dass 
es nicht nur eine Verpflichtung eines Ministeriums ist. Viel-
mehr haben wir in den elf Ziffern ganz bewusst angesprochen, 
dass es eine Querschnittsaufgabe ist und dass da alle Häuser 
gefragt sind. Deshalb müssen wir mit allen Ministerien die 
Diskussion darüber, was daraus folgt, führen.

Vielen Dank.

(Beifall bei der SPD und Abgeordneten der Grünen 
– Abg. Dr. Bernhard Lasotta CDU: Es sind alle Mi-

nister da!)

Stellv. Präsident Wolfgang Drexler: Für die Fraktion der 
FDP/DVP erteile ich Herrn Abg. Glück das Wort.
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Abg. Andreas Glück FDP/DVP: Herr Präsident, meine sehr 
geehrten Kolleginnen und Kollegen! Es gibt für mich an die-
ser Stelle einiges Positive zu sagen, aber auch das eine oder 
andere Kritische, das ich Ihnen nicht ersparen möchte. Wir 
sprechen über einen von allen vier Fraktionen getragenen ge-
meinsamen Antrag. Ich denke, das zeigt: Manche Themen sind 
nicht geeignet, den normalen politischen Streit zu durchlau-
fen. In Ziffer 3 des Antrags sehen Sie übrigens: Der Landtag 
unterstützt die gute Kooperation des Landes mit einem bis 
jetzt FDP-geführten Ministerium.

(Zuruf der Abg. Friedlinde Gurr-Hirsch CDU)

Es gibt also eine Zusammenarbeit, und das ist auch gut so. 

Auch die Partnerschaft mit Burundi sehen wir im Übrigen na-
türlich positiv. Da geht es nicht nur um eine Partnerschaft zwi-
schen Regierungen, sondern wir haben darauf hingewirkt, dass 
es auch eine Partnerschaft der Parlamente geben soll.

Meine sehr geehrten Damen und Herren, Entwicklungspoli-
tik ist eine Querschnittsaufgabe. Wir sehen es als wichtig an, 
dass das auch so wahrgenommen wird. Den entwicklungspo-
litischen Leitlinien ist aber zu entnehmen, dass es natürlich 
vorrangig eine Aufgabe des Bundes ist und dass das Land Ba-
den-Württemberg seine Rolle dort sieht, wo wir besondere 
Kompetenzen haben, z. B. im Bereich der Bildung.

Ferner unterstützen wir den Global Marshall Plan. Das ist ein 
substanzieller Beitrag hin zu einer weltweiten ökosozialen 
Marktwirtschaft.

Frau Haller-Haid, ich gebe Ihnen recht, wenn Sie sagen, dass 
wir versuchen müssen, das Problem der Lebensbedingungen 
vor Ort in den Griff zu bekommen. Ich glaube, die aktuellen 
Geschehnisse in Bezug auf die Flüchtlingsströme belasten uns 
alle sehr. 

Meine sehr geehrten Damen und Herren, wir wollen aber auch 
einen Schritt weiter gehen. Wir wollen übrigens die entwick-
lungspolitischen Leitlinien explizit nicht mit verabschieden. 
Hierbei waren wir als Opposition nicht ausreichend eingebun-
den. Dennoch begrüßen wir die entwicklungspolitischen Leit-
linien. Viele entwicklungspolitische Akteure haben daran mit-
gewirkt. 

Frau Häffner, Sie haben recht, wenn Sie sagen, „Welt:Bürger 
gefragt!“ sei einzigartig gewesen. Ich möchte es folgender-
maßen formulieren: Das ist das einzige Mal gewesen, dass Ih-
re angekündigte Politik des Gehörtwerdens funktioniert hat. 
Funktioniert hat sie bei der Erstellung der Leitlinien, nicht je-
doch – jetzt folgt der kritische Teil – bei der Umsetzung. Es 
ist sehr schade, dass jetzt kein Vertreter eines anderen Minis-
teriums, beispielsweise des Kultusministeriums, anwesend ist. 

Gestern Abend fand der runde Tisch „Entwicklungszusam-
menarbeit“ mit dem sehr wichtigen Themenschwerpunkt 
„Globales Lernen“ statt. Insbesondere von den Akteuren, die 
sich bei den Beteiligungsverfahren für die entwicklungspoli-
tischen Leitlinien ganz besonders eingebracht haben, nämlich 
vom LAK, hagelte es gestern massive Kritik. Dabei ging es 
darum, dass die Verankerung des nachhaltigen Lernens bzw. 
des globalen Lernens als zentrales Leitbild in den Bildungs-
plänen eben nicht funktioniert hat. Vielmehr hat man im Nach-
hinein etwas hineingestrickt, aber es ist leider nicht als zent-
rales Leitbild in den Bildungsplänen verankert worden. 

Gestern Abend waren in Bezug auf die Landesregierung – ich 
zitiere es nur – Begriffe zu hören wie „inhaltsleere Worthül-
sen“ oder „skandalös“. Außerdem wurde gesagt: „Es darf 
nicht sein, dass sich eine Landesregierung ihrer Verantwor-
tung entzieht.“ Das sind nicht meine Worte, sondern das sind 
die Worte, die es gestern von dem von Ihnen, Frau Häffner, 
zitierten Landesarbeitskreis gehagelt hat. Sie wissen das, denn 
Sie waren dabei. 

Meine sehr geehrten Damen und Herren, ich möchte davor 
warnen, dass medienwirksam Leitlinien entwickelt werden, 
es aber anschließend bei der Umsetzung hapert. 

Schauen wir uns einmal an, wie sich die Gesamtausgaben für 
Entwicklungshilfe von 2009 bis 2013 entwickelt haben. Im 
Jahr 2013 sind die Ausgaben so niedrig, wie sie seit Jahren 
nicht waren. Im Jahr 2009 waren es insgesamt rund 3,92 Mil-
lionen €, im Jahr 2010 etwa 3,98 Millionen €, im Jahr 2011 
ca. 3,97 Millionen €, im Jahr 2012 rund 3,9 Millionen € für 
die Entwicklungshilfe, und im Jahr 2013 werden es etwa 3,5 
Millionen € sein.

(Abg. Dr. Friedrich Bullinger FDP/DVP: Das wird ja 
immer weniger!)

Meine sehr geehrten Damen und Herren, wir werden diesem 
Entschließungsantrag natürlich zustimmen. Ich will aber sa-
gen, dass es nicht auf die Worte ankommt, egal, ob sie ge-
schrieben oder gesprochen sind. In erster Linie zählen Taten, 
nicht das gesprochene oder das geschriebene Wort.

Vielen herzlichen Dank.

(Beifall bei der FDP/DVP und Abgeordneten der 
CDU – Zurufe: Sehr gut!)

Stellv. Präsident Wolfgang Drexler: Für die Landesregie-
rung erteile ich Herrn Minister Friedrich das Wort.

(Abg. Karl-Wilhelm Röhm CDU: Der Querschnitts-
minister! – Abg. Friedlinde Gurr-Hirsch CDU: Für 

Internationales und Gedöns!)

Minister für Bundesrat, Europa und internationale Ange-
legenheiten Peter Friedrich: Herr Präsident, sehr geehrte 
Damen und Herren Abgeordnete! Mit dem heute zu beraten-
den entwicklungspolitischen Antrag wird sich der Landtag 
fraktionsübergreifend hinter die entwicklungspolitischen Leit-
linien für Baden-Württemberg stellen und sich damit in das 
neue und breit gefasste entwicklungspolitische Bündnis in Ba-
den-Württemberg einreihen.

Wir haben im April 2013 den entwicklungspolitischen Dialog 
„Welt:Bürger gefragt!“ gestartet. Unser Anliegen war es, dass 
die über 1 000 Initiativen im Land, die eigentlichen entwick-
lungspolitischen Hauptakteure, die Entwicklungspolitik im 
Land gestalten sollen. Dieser Dialog entwickelte sich zu ei-
nem großen Erfolg. Der heute vorliegende fraktionsübergrei-
fende Antrag ist ein weiteres Beispiel dafür.

In diesem Prozess ist ein breites Bündnis aus Kirchen, Kom-
munen, kommunalen Spitzenverbänden, entwicklungspoliti-
schen Initiativen und dem Dachverband Entwicklungspolitik 
Baden-Württemberg entstanden. Bundesweit einmalig ist, 
dass die Vertreterinnen und Vertreter der in Baden-Württem-
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berg lebenden Menschen aus Entwicklungsländern, aus Part-
nerländern dabei sind. Außerdem dabei sind die entwicklungs-
politischen Fachorganisationen und Netzwerke, die Stiftung 
Entwicklungs-Zusammenarbeit, ENGAGEMENT GLOBAL 
und die Deutsche Gesellschaft für Internationale Zusammen-
arbeit. All diese Gruppierungen haben die entwicklungspoli-
tischen Leitlinien mitgestaltet. Sie haben mit Blick auf die ge-
meinsamen Ziele zusammengefunden und zudem Handlungs-
empfehlungen ausgesprochen. 

Viele Abgeordnete des Landtags – Herr Glück, wenn Sie nicht 
dabei waren, bedaure ich das – haben sich an diesen Veran-
staltungen beteiligt. Dafür möchte ich ihnen herzlich danken. 
Wir hatten 25 Veranstaltungen mit über 1 500 Teilnehmern. 
Bei diesen Veranstaltungen haben Landtagsabgeordnete aller 
Fraktionen Rede und Antwort gestanden. Damit haben wir die 
sehr gute Tradition der fraktionsübergreifenden gemeinsamen 
Entwicklungspolitik fortgesetzt. Hierfür möchte ich Ihnen 
herzlich danken.

Es ist nur konsequent, dass sich der Landtag diesem breit ge-
fassten Bündnis heute anschließt. Die Leitlinien wurden im 
September 2012 im Landtag im Rahmen einer sehr guten Ver-
anstaltung vorgestellt. Die Landesregierung hat diese Leitli-
nien am 5. Februar dieses Jahres verabschiedet. Heute fasst 
der Landtag den entsprechenden Beschluss. Ich finde es gut, 
dass wir damit eine gemeinsame Agenda und Leitlinien für 
die Entwicklungspolitik haben. 

Dieser Umstand ist deswegen von großer Bedeutung, weil wir 
diese Leitlinien bereits durch Taten hinterlegt haben. Im Ap-
ril 2013 eröffnete die Stiftung Entwicklungs-Zusammenarbeit 
gemeinsam mit der Landesmesse auf der Messe FAIR HAN-
DELN den „Welt:Marktplatz“, der dieses neue entwicklungs-
politische Bündnis erlebbar machte. Erstmals seit Gründung 
dieser Messe präsentierten sich die Kirchen, die Kommunen, 
die entwicklungspolitischen Initiativen und Fachorganisatio-
nen den über 20 000 Besucherinnen und Besuchern mit einem 
gemeinsamen Auftritt. 

Ein zweites Beispiel ist, dass der Dachverband Entwicklungs-
politik Baden-Württemberg das Eine-Welt-Promotorenpro-
gramm durchführt. Es ist uns gelungen, 20 Promotorinnen und 
Promotoren bei den unterschiedlichsten Trägerorganisationen 
in ganz Baden-Württemberg einzurichten. Die Stellen sind in-
zwischen bis auf eine Stelle besetzt. Das ist bundesweit ein-
malig. Es ist nicht nur gelungen, dass die Entscheidungen im 
entwicklungspolitischen Bündnis in Baden-Württemberg im 
Konsens gefallen sind, sondern es konnten auch alle großen 
Organisationen dieses Bündnisses dafür begeistert werden, 
die neuen Promotorinnen und Promotoren mit Rat und Tat und 
teilweise auch mit eigenem Geld zu unterstützen. 

Nun zum dritten Beispiel. Angestoßen durch den Dialog ha-
ben wir mit dem Städtetag Baden-Württemberg und der Bun-
deseinrichtung ENGAGEMENT GLOBAL – ich schließe 
mich dem Lob und Dank an – ein bundesweit einmaliges Pro-
jekt gestartet, um das wertvolle entwicklungspolitische Enga-
gement der Kommunen in Baden-Württemberg gezielt anzu-
sprechen und zu fördern und die Initiative in die Kommunal-
partnerschaften hineinzutragen. 

Diese drei Beispiele zeigen, dass es in diesem Prozess und 
durch die Leitlinien gelungen ist, zu einem gemeinsamen Han-

deln zu kommen, wie es bereits mehrfach eingefordert wur-
de. Die Kirchen, die kommunale Seite und die Landesregie-
rung werden zusammen mit ENGAGEMENT GLOBAL im 
Dezember den ersten internationalen Führungskreis im „Dy-
namischen Europapool“ starten mit dem Ziel, entwicklungs-
politische Kompetenz bei den Führungskräften in den genann-
ten Organisationen zu verankern.

Die Landesregierung hat diese und viele weitere Umsetzungs-
schritte der entwicklungspolitischen Leitlinien mit großem 
Engagement begleitet und unterstützt. Auch hierfür möchte 
ich einige Beispiele nennen:

Mit dem Rat für Entwicklungszusammenarbeit und der Ein-
richtung der Landesstelle für Entwicklungszusammenarbeit 
sowie der interministeriellen Arbeitsgruppe haben wir Struk-
turen geschaffen, mit denen es gelingt, Entwicklungszusam-
menarbeit tatsächlich als Querschnittsaufgabe in allen Minis-
terien zu verankern. 

Dabei kommt es natürlich auch zu Diskussionen – das verste-
he ich sehr gut –, wenn es darum geht, wie dies in den Bil-
dungsplänen verankert wird. Das sind aber keine Diskussio-
nen, die losgelöst von der Gesamtdebatte über die Entwick-
lung der Bildungspläne zu sehen sind. Deswegen glaube ich 
nicht, dass dies die Achillesferse oder Schwachstelle der Ent-
wicklungspolitik der Landesregierung ist. Vielmehr ist das ei-
ne normale Debatte darüber, was als Ziel verankert werden 
soll. Ich bin froh, dass wir über das Eine-Welt-Promotoren-
programm im Bereich des globalen Lernens unterstützend da-
rauf hinwirken können, dass diese Ziele besser verankert wer-
den können. Wie es am Ende aussehen wird, werden wir se-
hen. Die Debatte muss auf jeden Fall weitergeführt werden; 
darin gebe ich Ihnen recht. 

Wir haben inzwischen – das ist ein Beispiel für eine funktio-
nierende Querschnittstätigkeit – die erste Fair-Trade-zertifi-
zierte Schule in Baden-Württemberg. Auch daran sieht man, 
dass das im Schulbereich durchaus ankommt. Außerdem möch-
te ich das von Frau Abg. Häffner bereits erwähnte Klimapro-
jekt in unserem Partnerland Burundi ansprechen, das durch 
die Zusammenarbeit – in diesem Fall mit dem Umweltminis-
terium – über die interministerielle Arbeitsgruppe angestoßen 
wurde. 

Als weiterer Umsetzungsschritt ist die Entwicklungspolitische 
Landeskonferenz zu nennen, die jetzt immer im Rahmen der 
Messe FAIR HANDELN stattfindet. Mit der Entwicklungs-
politischen Landesklausur im Herbst ist ein weiteres Beteili-
gungs- und Fachforum geschaffen worden, das es ermöglicht, 
den Dialog fortzusetzen, sodass er nicht mit dem Beschluss 
der Leitlinien abgeschlossen ist, sondern wir weiterhin eine 
Plattform für Abstimmungen und einen Austausch haben. 

Wir haben übrigens die Mittel im Kernhaushalt wieder erhöht. 
Sie waren früher schon einmal sehr viel höher. Im Kernhaus-
halt haben wir sie inzwischen wieder erhöht. Bitte bedenken 
Sie auch, dass wir inzwischen auch über eine halbe Million 
Euro an Drittmitteln nach Baden-Württemberg geholt haben. 
Das heißt, dass wir damit beispielsweise auch Kofinanzie-
rungsmittel für Maßnahmen im Rahmen des Eine-Welt-Pro-
motorenprogramms auslösen. Deswegen ist die Gesamtsum-
me anders zu betrachten. Wenn Sie die Gesamtsumme der 
ODA-fähigen Ausgaben betrachten, reden wir sowieso über 
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völlig andere Zahlen, weil hier dann auch beispielsweise Stu-
dienplätze und anderes mit eingerechnet werden. Insofern 
können wir uns über die Datenbasis an dieser Stelle noch ein-
mal unterhalten. 

(Abg. Friedlinde Gurr-Hirsch CDU: Das gab es aber 
früher auch!)

– Das gab es früher auch; das bestreite ich überhaupt nicht. – 
Wir sind natürlich mit der SEZ in Baden-Württemberg auch 
einen anderen Weg gegangen. Deswegen sind die Zahlen aus 
der Vergangenheit immer nur begrenzt vergleichbar. Wir ha-
ben mehrere Akteure und nicht nur den Kernhaushalt. Bei 
dem, was im Staatsministerium inzwischen in einem Haus-
haltstitel zusammengefasst ist, haben wir die Summen erhöht. 

Ich glaube, dass wir mit den 20 Promotorinnen und Promoto-
ren, die wir durch den Dialog und mit den entwicklungspoli-
tischen Leitlinien verankern konnten, erstmals Mitarbeiterin-
nen und Mitarbeiter mit gemeinsamen Zielen gefunden ha-
ben, deren Zahl bundesweit ihresgleichen sucht. Damit kom-
men wir in der Umsetzung der Leitlinien gut voran. 

Ich weise jedoch ausdrücklich darauf hin: Wir stehen am An-
fang des Prozesses. Der Dialog ist nicht schon die Umsetzung 
all dessen, was wir verabredet haben. Wenn Sie sich anschau-
en, was an Umsetzungsempfehlungen erarbeitet wurde, fin-
den Sie einen großen Katalog, der uns auch in den nächsten 
Jahren viel Arbeit aufgibt, zu der wir uns gemeinsam ver-
pflichten – sei es mit der Partnerschaft mit Burundi, sei es in 
Fragen der Beschaffung, sei es bei Bildungsfragen oder bei 
der wissenschaftlichen Zusammenarbeit. All dies ist dort mit 
verankert. Ich bin froh, dass der Landtag – die Abstimmung 
steht ja noch aus – sich einmütig dahinterstellt. 

Herr Abg. Dr. Lasotta, ich sage Ihnen ausdrücklich zu, dass 
wir bei der Kooperationsvereinbarung mit Burundi sehr sorg-
sam vorgehen werden. Wir gehen schrittweise vor. Wir füh-
ren eben keine reine Regierungsverhandlung, auch weil wir 
es nicht als ein reines Protokoll von Regierungen haben wol-
len, sondern wir haben die Bundesministerien bereits gut in 
die Verhandlungen eingebunden, wir werden auch die Zivil-
gesellschaft in die Verhandlungen einbinden, und ich bin sehr 
froh, dass vom Landtag das eindeutige Signal kommt, sich 
über eine Partnerschaft der Parlamente einbringen zu wollen. 

Was das im Einzelnen bedeutet, wie man das ausgestaltet, da-
rüber müssen wir reden, damit es wirklich ein sinnvoller, hilf-
reicher Beitrag zur Hilfe zur Selbsthilfe sein kann. Ich bin aber 
sehr sicher, dass wir im nächsten Jahr im Mai auf unserer Rei-
se nach Burundi zu einem Abschluss kommen werden, der 
den Landtag, die Zivilgesellschaft, die Partner in die Erklä-
rung mit einbezieht, die wir im Mai nächsten Jahres unter-
schreiben werden. 

Herzlichen Dank für die Unterstützung, die wir erfahren dür-
fen. Herzlichen Dank für Ihr Engagement, das wir bei der Er-
arbeitung und in der Umsetzung erfahren dürfen. Ich glaube, 
wir haben bisher einen guten Prozess bei unserem gemeinsa-
men Weg gehabt. Ich freue mich auf die weitere Umsetzung 
dessen, was wir verabredet haben und was mit diesem Be-
schluss auch für den Landtag gilt.

Herzlichen Dank.

(Beifall bei den Grünen und der SPD)

Stellv. Präsident Wolfgang Drexler: Mir liegen keine wei-
teren Wortmeldungen vor. 

Wir kommen deshalb zur geschäftsordnungsmäßigen Erledi-
gung des Antrags. Sind Sie damit einverstanden, über den An-
trag insgesamt abzustimmen? – Das ist der Fall. Wer dem in-
terfraktionellen Entschließungsantrag zustimmt, den bitte ich 
um das Handzeichen. – Wer ist dagegen? – Wer enthält sich? 
– Damit ist der Antrag einstimmig angenommen worden. Vie-
len Dank.

Damit ist Tagesordnungspunkt 9 erledigt.

(Beifall bei Abgeordneten der Grünen)

Ich rufe Punkt 10 der Tagesordnung auf: 

Beschlussempfehlung und Bericht des Ausschusses für Eu-
ropa und Internationales zu der Mitteilung der Landesre-
gierung vom 2. Oktober 2013 – Bericht über aktuelle eu-
ropapolitische Themen – Drucksachen 15/4133, 15/4179

Berichterstatterin: Abg. Friedlinde Gurr-Hirsch

Liebe Kolleginnen und Kollegen, das Präsidium hat für die 
Aussprache eine Redezeit von fünf Minuten je Fraktion fest-
gelegt. 

Das Wort erteile ich für die CDU-Fraktion Herrn Abg. Dr. 
Reinhart.

(Abg. Friedlinde Gurr-Hirsch CDU: Wolfgang, ein 
bisschen staatstragender! – Abg. Karl Zimmermann 

CDU: Die musikalische Begleitung fehlt!)

Abg. Dr. Wolfgang Reinhart CDU: Herr Präsident, verehr-
te Kolleginnen und Kollegen! Das für europäische Fragen 
wichtige Jahr 2014 liegt vor uns. Die FAZ hat dieser Tage ge-
schrieben: 

Schon jetzt wird gemutmaßt, bei der Europawahl im kom-
menden Jahr werde es ein böses Erwachen geben, wer-
den ... euroskeptische Parteien Erfolge feiern. 

Das sei eines der großen Themen, die uns in den nächsten Mo-
naten begegnen werden. 

Unter diesem Blickwinkel wird zunehmend auch der europa-
politische Bericht der Landesregierung stehen. Denn natür-
lich geht es um die Frage: Wie kann man wieder gemeinsam 
die europäische Integration voranbringen? Das heißt, wie kann 
man wieder mehr Akzeptanz für die europäische Idee schaf-
fen? Wir sind uns sicherlich parteiübergreifend und auch im 
Ausschuss einig, dass wir uns dieser Frage widmen müssen. 

Zurzeit laufen in Berlin die Koalitionsverhandlungen. Dort 
sitzen erstmals auch Europapolitiker mit am Tisch. Das ist gut 
so. Denn Brüssel, Berlin und – das füge ich hinzu – auch die 
deutschen Bundesländer sind in diesen europäischen Fragen 
immer stärker vernetzt. Dort gibt es Fragen zur europäischen 
Bankenregulierung zu lösen. Das zeigt, dass alles zusammen-
gehört. 

Kommissionspräsident Barroso hat kürzlich, im September, 
in einer großen Rede gesagt, die EU müsse sich zurückneh-
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men können, nicht alles müsse in Brüssel entschieden wer-
den. Diese Meinung teilen wir. 

(Beifall bei Abgeordneten der CDU)

Ich möchte Ihnen empfehlen: Schauen Sie diese Woche in den 
„Spiegel“. 

(Zuruf des Abg. Karl Zimmermann CDU)

Neben dem Interview mit dem Parlamentspräsidenten Schulz 
ist auch ein bereichernder Artikel über den Chef der hochran-
gigen Gruppe für Bürokratieabbau, Stoiber, zu lesen. Dort 
meint er, man müsse sich auf der europäischen Ebene nicht 
für eine Stöckelschuhregelung bei Friseuren einsetzen. Ich fü-
ge hinzu: Auch Vorgaben bei Staubsaugern oder Herdplatten 
können national oder regional gelöst werden. Dafür brauchen 
wir Europa nicht. 

Deshalb müssen Barroso und die Kommission auch handeln, 
über das Reden hinaus. Denn wir in den Ländern wollen ein 
Europa der Regionen; wir wollen ein Europa der Subsidiari-
tät; wir wollen ein Europa der Vielfalt. Dies wird eine der gro-
ßen Herausforderungen sein.

Meine Damen und Herren, die Menschen erwarten von der 
EU die Lösung der großen Probleme, der europäischen und 
globalen Probleme, und keine detailverliebten Vorschriften. 
In diesem Zusammenhang wird viel erreicht sein, wenn hier-
durch Bürgerinnen und Bürger, Unternehmen, aber auch die 
Handlungsfähigkeit der EU gestärkt werden. Wir, die CDU, 
stehen dafür ein, dass die EU durch eine solche kluge Kon-
zentration, und zwar eine Konzentration auf ihre Kernaufga-
ben, gestärkt wird. 

(Beifall bei Abgeordneten der CDU – Glocke des Prä-
sidenten)

Stellv. Präsident Wolfgang Drexler: Herr Kollege Dr. Rein-
hart, gestatten Sie eine Zwischenfrage des Herrn Abg. Leh-
mann?

Abg. Dr. Wolfgang Reinhart CDU: Herzlich gern.

Stellv. Präsident Wolfgang Drexler: Bitte, Herr Kollege 
Lehmann.

Abg. Siegfried Lehmann GRÜNE: Vielen Dank, Herr Kol-
lege Dr. Reinhart. – Wie bewerten Sie die Forderung von EU-
Kommissar Oettinger, der auf europäischer Ebene die Dusch-
brausenköpfe aus Gründen des Wasserverbrauchs und der 
energetischen Einsparung reglementieren möchte?

(Zuruf des Abg. Dr. Friedrich Bullinger FDP/DVP)

Abg. Dr. Wolfgang Reinhart CDU: Herr Kollege Lehmann, 
durch Wiederholen der Frage wird sie nicht besser. Sie haben 
mich dies schon einmal gefragt.

(Lachen bei Abgeordneten der CDU)

Ich kann Ihnen heute wieder sagen: Ich schätze die Arbeit des 
EU-Kommissars Oettinger ungemein. Ich weiß, dass er ein 
Verfechter des Bürokratieabbaus ist.

(Zuruf der Abg. Friedlinde Gurr-Hirsch CDU)

Eines will ich zugunsten des Hohen Hauses der Parlamenta-
rier sagen: Meine Damen und Herren, hier hat sich gezeigt, 
dass wir, wenn wir gemeinsam vorgehen – Stichwort Konzes-
sionsrichtlinie – und uns wehren, Erfolg haben. Die Kommis-
sion hat die Konzessionsrichtlinie in diesem Punkt zurückge-
nommen. Damit gibt es für die Stadtwerke keine Zwangsnot-
wendigkeit. Wir haben gemeinsam dafür gekämpft. Das war 
gut so. Das war richtig. Deshalb sind wir auf diesen Erfolg 
stolz. Hierzu haben wir alle in diesem Landtag beigetragen. 

(Beifall bei der CDU – Abg. Helmut Walter Rüeck 
CDU: Eine glänzende Antwort!)

Gerade deshalb müssen wir diese Themen unter dem Aspekt 
der Akzeptanz für Europa ernst nehmen und uns um sie küm-
mern. 

Zum europapolitischen Bericht will ich sagen: Ich wünsche 
mir mehr europapolitische Ausführungen und Weitsicht be-
züglich dessen, was in Zukunft vor uns liegt, aber auch Aus-
führungen darüber, was im September in Brüssel geschehen 
ist. Dort standen viele Fragen auf der Agenda. Ich nenne als 
Stichwort die Bankenregulierung. Da steht uns einiges bevor.

Darüber hinaus begrüßen wir die Entscheidung, Herr Europa-
minister, die Abstimmungen im Bundesrat in Zukunft immer 
zu veröffentlichen. Das finden wir gut; das finden wir unter-
stützenswert.

Wir müssen aber sagen, meine Damen und Herren: Wir be-
dauern es, dass der Ministerpräsident dieses Landes bei den 
derzeitigen Verhandlungen in Berlin keine Rolle spielt. Auch 
das muss man in diesem Zusammenhang leider sagen.

(Zurufe)

Wir bedauern, dass der EUZBLG-Entwurf dem Prinzip der 
Diskontinuität unterfiel. In der neuen Periode wird man das 
wieder aufrufen müssen. Wir fordern Sie auf, das Gesetz er-
neut einzubringen.

Wir unterstützen Sie darin, dass Mitwirkungsrechte – das be-
trifft auch die Plätze mit Rederecht im Rat, wo es um Kultur 
oder Bildung geht; auch das will ich sagen – gewahrt werden. 
Auch die Länder haben schützenswerte Hoheiten.

Wir unterstützen auch die Kontinuität in der „kleinen“ Außen-
politik. Ich nenne die „Vier Motoren“, die wir eingerichtet ha-
ben; ich nenne die grenzüberschreitende Zusammenarbeit am 
Oberrhein, die Internationale Bodensee Konferenz, IBK, eben-
so wie die Donauraumstrategie, die sich weiterentwickeln 
lässt. Dort war die Donauparlamentarierkonferenz im Som-
mer, Herr Landtagspräsident, ein Erfolg.

Ich denke, wir führen das fort, was wir 2008 – übrigens auf 
Initiative Baden-Württembergs – begonnen haben. Ich bin 
heute noch sehr dankbar dafür, dass uns die anderen EU-Staa-
ten im Oktober 2008, als ich erstmals offiziell die Initiative 
über den AdR in Brüssel einbrachte, so breit unterstützt ha-
ben. 

(Glocke des Präsidenten)

Zu dieser Strategie gehören die Städtepartnerschaften und ge-
hört vor allem auch, dass wir die berufliche Bildung, Herr Kol-
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lege Lehmann, europaweit im Rahmen der Donauraumstrate-
gie stärken, aber auch eine Win-win-Situation daraus machen. 
Wenn wir junge Leute aus dem Ausland, die arbeitslos sind, 
bei uns ausbilden, dann sind das spätere Botschafter für un-
seren Mittelstand in ihrem jeweiligen Heimatland. Auch dort 
gibt es, denke ich, gute Gründe dafür, dies zu fördern und zu 
unterstützen. Auch das wird im europapolitischen Bericht aus-
geführt.

(Beifall bei der CDU – Glocke des Präsidenten)

Stellv. Präsident Wolfgang Drexler: Herr Abgeordneter, 
kommen Sie bitte zum Schluss.

Abg. Dr. Wolfgang Reinhart CDU: Vielen Dank. – Deshalb, 
meine Damen und Herren: Europa ist eine große Chance, aber 
auch eine große Herausforderung. Gerade in der kommenden 
Zeit muss es uns ein wichtiger Wegweiser sein, alles zu tun, 
um die Akzeptanz Europas zu stärken, damit die eingangs er-
wähnten Euroskeptiker nicht die Oberhand gewinnen.

Herzlichen Dank.

(Beifall bei der CDU und Abgeordneten der FDP/
DVP)

Stellv. Präsident Wolfgang Drexler: Herr Kollege Dr. Rein-
hart, mich interessiert eigentlich noch die Antwort auf die Fra-
ge nach der Reglementierung der Duschköpfe. Diese Frage 
haben Sie nämlich gar nicht beantwortet. Sie haben nur ge-
sagt, Sie hätten es ihm schon einmal gesagt. Aber dem Parla-
ment haben Sie nicht gesagt, was Sie damit meinen.

(Abg. Volker Schebesta CDU: Der Redner antwortet, 
der Frager fragt!)

Abg. Dr. Wolfgang Reinhart CDU: Ich denke, wer die Con-
clusio aus der Antwort richtig zieht, erkennt, dass ich mich 
gegen zu viele Detailregelungen auf europäischer Ebene – 
auch solche für Duschköpfe – ausspreche.

(Heiterkeit und Beifall bei der CDU)

Stellv. Präsident Wolfgang Drexler: Sehr gut. Vielen Dank 
für die Klarstellung.

Für die Fraktion GRÜNE erteile ich Herrn Abg. Frey das 
Wort.

(Zuruf von der SPD: Sag auch etwas zu den Bana-
nen!)

Abg. Josef Frey GRÜNE: Herr Präsident, sehr verehrte Kol-
leginnen und Kollegen! Die qualitative Weiterentwicklung, 
die Sie, Herr Reinhart, fordern, liegt Ihnen mit dem Bericht 
der Landesregierung heute vor. Er ist voller guter Beispiele, 
wie die Landesregierung Europapolitik betreibt und Europa 
in ein positives Bild rückt. Baden-Württemberg ist also auf 
einem guten europapolitischen Weg.

Ich möchte aus dem Bericht nur zwei Themen herausgreifen, 
bei denen sehr eindeutig ist, wie gut hier die Weiterentwick-
lung funktioniert, die die Menschen vor Ort spüren müssen, 
damit sie im kommenden Jahr wirklich zur Wahl gehen und 
europäisch und nicht nationalstaatlich wählen.

Der Europaausschuss hat ein gutes Gespür bewiesen, indem 
er die Fachkräftemobilität auf die Tagesordnung setzte und 
für das nächste Jahr auch eine Anhörung dazu plant. Die Lan-
desregierung hat hier aus der Notwendigkeit heraus nachge-
zogen und hat auf der Ausbildungsebene Rahmenvereinba-
rungen mit Frankreich, mit dem Elsass, geschlossen. Ich war 
gestern in Offenburg, wo der Eurodistrikt Straßburg-Ortenau 
sehr aktiv ist, um die Ausbildungsmöglichkeiten und die Ar-
beitsmöglichkeiten auf beiden Seiten des Rheins zu verbes-
sern und dort ein Europa der Regionen zu leben und nicht ein-
fach nur darüber zu reden.

Die Ausbildungsinitiative, die die Landesregierung jetzt aus-
gerufen hat und bei der sie konkret vorgeht, ist ein Erfolgs-
modell. Hierbei geht es nicht nur um die Menschen, sondern 
auch um eine qualitativ gute Vorbereitung. Mit Blick auf die 
jungen Menschen, die als Fachkräfte zwischen Deutschland 
und Frankreich hin und her wechseln, wird oft gesagt: Die 
müssen jetzt ins Ausland. Das ist vielleicht schwierig für sie. 
Aber ich möchte nur darauf hinweisen, dass das für die jun-
gen Menschen im Hochschulbereich völlig normal ist. Dort 
wird von ihnen erwartet, dass sie auch ein Auslandssemester 
machen. Wieso soll ein Deutscher nicht in Straßburg oder in 
Lauterburg sein Praktikum machen oder dort einmal ein hal-
bes Jahr lang arbeiten bzw. ein Elsässer nicht in Offenburg in 
die Berufsschule gehen?

Hier sind wir also schon weit vorangekommen. Wir müssen 
jetzt dafür sorgen, dass diese Leute gut vorbereitet werden. 
Sie werden auch überzeugte Europäer sein, wenn sie dort ei-
ne positive Erfahrung machen. Sie müssen die sprachliche und 
die interkulturelle Kompetenz erwerben, die auf beiden Sei-
ten nötig ist. Wir müssen auch denen eine Willkommenskul-
tur bieten, die hier fremd sind, die sich mit unseren Gewohn-
heiten nicht so gut auskennen, und zwar nicht nur im Ausbil-
dungsbereich, sondern auch darüber hinaus.

Das sind konkrete Beispiele, wie auch in den Kommunen und 
in den Landkreisen Einbürgerungsrituale oder Willkommens-
rituale für neu zugezogene Migrantinnen und Migranten ge-
funden werden müssen. Hier ist die Arbeit vor Ort immens 
wichtig, und wir helfen damit vor Ort solidarisch den europä-
ischen Mitgliedsstaaten, die im Augenblick monetär und so-
zial aus dem Gleichgewicht geraten sind.

Aber diese Solidarität – damit komme ich zu einem Punkt, an 
dem wir uns europäisch, aber auch national weiterentwickeln 
müssen – muss bei der Flüchtlingspolitik auch für uns gelten.

(Beifall der Abg. Andrea Lindlohr GRÜNE)

Es gab vorhin einen breiten Konsens bei der Frage der Ent-
wicklungszusammenarbeit, und das ist gut so. Entwicklungs-
zusammenarbeit vermindert vor Ort die Fluchtursachen. Aber 
ich habe große Zweifel – wir sollten da wachsam sein –, was 
z. B. das geplante Freihandelsabkommen zwischen den USA 
und der EU für uns, aber auch für die Menschen in Afrika, die 
in großen Zahlen versuchen, in Booten zu uns zu kommen, 
bedeutet. Diese Fälle werden eher zunehmen, wenn Afrika 
zum Verlierer dieses Handelsabkommens wird.

Im Schatten der Ereignisse vor Lampedusa hat das Europäi-
sche Parlament im Oktober mit den Stimmen der Christdemo-
kraten der weiteren europäischen Abschottung durch das Grenz-
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überwachungssystem EUROSUR zugestimmt. Wir brauchen 
in Europa kein weiteres Flüchtlingsabwehrsystem, sondern 
wir brauchen ein Flüchtlingsrettungssystem.

(Beifall bei den Grünen und Abgeordneten der SPD)

Ihre Abgeordneten im Europäischen Parlament haben das von 
uns geforderte verbesserte Flüchtlingsrettungssystem abge-
lehnt. Ich frage mich schon, wie Sie bei diesem Abstimmungs-
verhalten das C in Ihrem Parteinamen heute noch begründen.

(Beifall bei den Grünen und Abgeordneten der SPD 
– Zuruf der Abg. Friedlinde Gurr-Hirsch CDU)

Es reicht auch nicht, das Zitat vorzubringen: „Die Würde des 
Menschen ist unantastbar“, wenn wir uns nicht danach ver-
halten. Wenn deutsche Bischöfe heute nach Jordanien reisen, 
um dort 100 000 Flüchtlinge aus Syrien zu besuchen, dann ist 
das Aufnahmeangebot der Bundesregierung für 5 000 Flücht-
linge schon eher peinlich.

Wir dürfen unsere europäischen Freunde in Italien, auf Mal-
ta, in Spanien mit den unsäglichen Dublin-Bestimmungen der 
EU nicht alleinlassen, sondern müssen ihnen helfen.

Die grenzüberschreitende Solidarität mit Frankreich hat in den 
vergangenen 50 Jahren zu Frieden geführt und wird bis heu-
te gepflegt. Nehmen wir uns ein Beispiel an diesem deutsch-
französischen Exempel, an dieser Friedensarbeit, und lassen 
Sie uns zumindest vom Land Baden-Württemberg mehr So-
lidarität erleben, als zurzeit auf der Bundesebene gezeigt wird.

(Beifall bei den Grünen und der Abg. Rita Haller-
Haid SPD)

Die Landesregierung kann auf Bundesratsebene eine Initiati-
ve ergreifen, wie sie das im Bereich des Beteiligungsgesetzes 
sehr gut gemacht hat. Das gilt auch für den Antrag für Blei-
berechtsregelungen, für den sie allerdings keine Mehrheit 
fand.

Ich freue mich, im kommenden Europabericht der Landesre-
gierung dann auch etwas über die führende Rolle des Landes 
bei einer humanen Flüchtlingspolitik zu lesen.

Vielen Dank.

(Beifall bei den Grünen und Abgeordneten der SPD)

Stellv. Präsident Wolfgang Drexler: Für die SPD-Fraktion 
erteile ich Frau Abg. Haller-Haid das Wort.

Abg. Rita Haller-Haid SPD: Herr Präsident, liebe Kollegin-
nen und Kollegen! Erlauben Sie mir noch ein Wort zu der 
Flüchtlingsproblematik: Ich kann nicht nachvollziehen, dass 
der Europäische Rat ausgerechnet in einer solchen Situation 
nach den Ereignissen vor Lampedusa die Flüchtlingsproble-
matik und die Frage der Verteilung der Flüchtlinge in Europa 
auf den nächsten Gipfel, der erst in einem halben Jahr statt-
findet, verschoben hat. Das finde ich angesichts dessen, dass 
die ganze Welt darauf schaut, was dort im Moment passiert, 
eigentlich unerhört.

(Beifall bei der SPD und den Grünen)

Aber nun zum Europabericht: Auch wenn das Thema Finanz-
krise nicht der wesentliche Inhalt dieses Europaberichts war, 
ist es doch immer noch die Hauptüberschrift, wenn man an 
Europa denkt, und spielt natürlich auch bei den derzeitigen 
Koalitionsverhandlungen eine Rolle. 

Alle schauen, was die drei Parteien machen. Sie liefern selbst-
verständlich ein Bekenntnis zu Europa ab und sagen auch, 
dass Deutschland eine größere Führungsrolle als bisher über-
nehmen müsse. Dieses Bekenntnis finde ich gut, aber es ist 
natürlich auch nichts anderes als eine heftige Kritik an dem, 
was bisher war.

Deshalb einige Punkte dazu. Ich fange einmal bei dem Punkt 
Bankenregulierung an. Eine einheitliche europäische Banken-
aufsicht wird kommen. Der Bankenabwicklungsfonds ist so 
gut wie beschlossen. Nur: Bis ein solcher Fonds angespart ist, 
bedarf es einer Zwischenlösung. Die SPD schlägt deshalb ei-
nen Schuldentilgungsfonds vor. Die Union lehnt das bisher 
noch ab, hat aber keine eigenen Vorschläge unterbreitet. 

Aber das Problem ist noch ein ganz anderes: Was passiert mit 
den Sparkassen und Genossenschaftsbanken bei uns? Die sind 
zwar außen vor, wenn es um den Stresstest geht, aber sie müs-
sen vermutlich – das ist nicht geklärt – in diesen Bankenab-
wicklungsfonds einbezahlen, obwohl sie eigene Sicherungs-
systeme haben. Ich glaube, da müssen wir alle gemeinsam 
noch einmal aktiv werden.

(Beifall des Abg. Tobias Wald CDU)

– Danke. – Ein weiteres Thema, das angesprochen worden ist: 
Subsidiarität, das Gesetz über die Zusammenarbeit von Bund 
und Ländern in Angelegenheiten der Europäischen Union. Wir 
wollen natürlich mehr Mitsprache haben, wenn es um die Fra-
ge geht: Was ist eigentlich subsidiär? Das soll nicht von oben 
bestimmt werden, sondern das wollen wir hier bestimmen. 
Aber dieses Gesetz ist noch nicht eingebracht worden, bzw. 
es wurde vom zuständigen Europaausschuss im Bund zwei-
mal wieder von der Tagesordnung abgesetzt. Das haben Sie 
leider nicht dazugesagt, Kollege Reinhart. Es ist selbstver-
ständlich, dass das Gesetz wieder eingebracht wird. Ich bin 
auch optimistisch, dass es in dieser Sache endlich einmal vo-
rangeht.

Ein zweites Problem ist das Sitzungsformat des „inner cir cle“, 
das eigentlich verhindert, dass wir bei Themen wie Bildung, 
Kultur, Medien mit am Verhandlungstisch sitzen. Auch da 
muss etwas passieren. 

Dritter Punkt: Stichwort „Jugend in Europa“. Brandenburg 
hat jetzt den Vorsitz der Europaministerkonferenz übernom-
men. Baden-Württemberg ist Mitberichterstatter, und beide 
Länder sagen: „Jugend und berufliche Bildung“ ist das we-
sentliche Thema.

Wir in Baden-Württemberg tun in dieser Hinsicht auch eine 
ganze Menge. Ich will einen Punkt erwähnen: die Ausbildung 
von Multiplikatoren für die duale Bildung an der Landesaka-
demie in Esslingen. Das ist eine richtig gute Sache, und das 
muss man auch bekannt machen. Im Moment bewirken sie 
ganz viel für Rumänien, Bulgarien und Ungarn. Aber auch an-
dere Länder haben eine solche Unterstützung dringend nötig.
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Stichwort Jugendgarantie: Wir haben alle gehofft, dass jetzt 
bald die Ausführungsbestimmungen kommen. Sie sind immer 
noch nicht da. Ich habe jetzt gehört, zu dieser Frage soll im 
Dezember noch eine Konferenz in Paris stattfinden. Aber wo-
rauf die Länder warten und worauf auch wir letztlich warten, 
ist die Klärung der Frage: Können wir gemeinsame Projekte 
mit manchen Ländern durchführen, oder können wir das nicht? 
Da ist noch nichts passiert, obwohl man die Mittel bereits ab 
dem 1. Januar 2014 abrufen können müsste. Wie das funkti-
onieren soll, ist mir noch ein Rätsel.

Aber letztlich wird sich auch beim Thema Jugendarbeitslo-
sigkeit nur dann etwas ändern, wenn wir stärker als bisher auf 
Wachstum und Beschäftigung setzen. Die SPD will das. Das 
ist übrigens auch ein Grund, warum u. a. die Verhandlungen 
über den ESF noch andauern. Aber immerhin hat die Landes-
regierung erreicht, dass wir aus dem EFRE über 100 Millio-
nen € mehr bekommen, als das bisher der Fall war. Das war 
ein tolles Verhandlungsergebnis, und dafür bedanken wir uns 
ganz herzlich.

(Beifall bei Abgeordneten der SPD und der Grünen)

Zum Abschluss noch ein Satz zum Thema „Vertrauen für Eu-
ropa zurückgewinnen“. Ich finde es gut, dass die Landesre-
gierung im Moment eigene Veranstaltungen zum Thema Eu-
ropa macht, sich auch der Kritik dazu aussetzt. Das ist ganz 
wichtig. Dass das auch der Landtag tut, ist ebenfalls dringend 
notwendig. Nur indem wir uns der Kritik und der Diskussion 
stellen, können wir auch erreichen, dass wir Europa ablehnen-
de oder europaskeptische Parteien aus dem Europäischen Par-
lament heraushalten.

Noch eine Bemerkung, die mir auch ganz wichtig ist: Ein kri-
tisches Kapitel ist das Verhältnis zu den USA aufgrund der 
NSA-Affäre. Damit müssen wir uns auch beschäftigen. Ich 
denke, wir müssen dazu kommen, dass wir in Europa zum ei-
nen jetzt schnell eine Datenschutzverordnung verabschieden 
und zum anderen ein eigenes europäisches Sicherungssystem 
aufbauen. Wenn wir dies erreichen, hätte die Affäre nebenbei 
auch etwas Gutes, und darüber hinaus wäre auch unserer Te-
lekommunikationsindustrie geholfen.

Vielen Dank.

(Beifall bei Abgeordneten der SPD und der Grünen)

Stellv. Präsident Wolfgang Drexler: Für die FDP/DVP-Frak-
tion erteile ich Herrn Abg. Grimm das Wort.

Abg. Leopold Grimm FDP/DVP: Herr Präsident, meine sehr 
geehrten Damen und Herren! Europa wird uns im nächsten 
Jahr beschäftigen. Am 25. Mai 2014 findet in Deutschland die 
Europawahl statt – zusammen mit der Kommunalwahl. Wir 
wissen sehr wohl, dass die Europawahl und die Kommunal-
wahl nicht auf eine sehr große Beteiligung stoßen. Deshalb ist 
es umso wichtiger, dafür zu sorgen, dass Parteien, die nicht 
europafreundlich sind, in Deutschland, aber auch in anderen 
Ländern – ich schaue in diesem Zusammenhang mit großer 
Sorge nach Frankreich – bei einer geringen Wahlbeteiligung 
nicht extrem stark werden. Deshalb ist es für uns wichtig, dass 
wir nicht nur miteinander über Europa reden, sondern Euro-
pa kommunizieren. 

Deshalb halte ich die Stabilisierung des Euro für eine der 
wichtigsten Aufgaben. Von zentraler Bedeutung ist für uns, 
die FDP, eine stabile Währung. Nur wenn die gemeinsame 
Währung stabil und auf den internationalen Märkten aner-
kannt ist, erhalten wir zukünftig in der Bevölkerung die not-
wendige Akzeptanz für das Projekt Europäische Union. Grund-
lage hierfür ist eine solide Haushaltspolitik in allen EU-Mit-
gliedsstaaten. 

Finanzielle Hilfen darf es nach der festen Überzeugung der 
FDP zukünftig nur gegen strenge Auflagen geben.

Europäische Solidarität ist für uns keine Einbahnstraße. Da-
her lehnen wir die vonseiten der SPD, der Grünen und auch 
der Linken immer wieder erhobenen Forderungen nach Euro-
bonds, einem Altschuldentilgungsfonds, einer europaweiten 
Haftungsunion oder europäischen Steuern entschieden ab.

(Beifall bei der FDP/DVP)

Ich denke, in der schwarz-gelben Bundesregierung haben wir, 
die FDP, dafür gesorgt, dass private Gläubiger an der Lösung 
der Schuldenkrise beteiligt werden. Der Bundestag hat als Ver-
treter der Interessen des deutschen Steuerzahlers das letzte 
Wort zu finanziellen Hilfeleistungen. Sein Haushaltsrecht 
muss auch in Zukunft unangetastet bleiben.

Von den aktuell im Bundestag vertretenen Parteien erwarten 
wir, dass unsere Verfassungsgrundsätze auch aktiv verteidigt 
werden. 

(Beifall bei Abgeordneten der FDP/DVP)

25 EU-Mitgliedsstaaten haben vereinbart, eine Schuldenbrem-
se in ihren Verfassungen zu verankern und damit ihre natio-
nalen Haushalte wieder in Ordnung zu bringen.

Durch die europäischen Stabilisierungsmechanismen EFSF 
und ESM ist es uns gelungen, die Grundlage zur Stärkung der 
Wettbewerbsfähigkeit in den Krisenländern zu schaffen.

Eine europäische Finanz- und Wirtschaftspolitik nach libera-
lem Vorbild folgt dem Prinzip „Keine Leistung ohne Gegen-
leistung“.

Gerade wir Liberalen fühlen uns einer Ordnungspolitik nach 
klaren Grundsätzen verpflichtet. Hierzu zählt insbesondere ei-
ne effektive europäische Bankenaufsicht. 

Ein weiterer Baustein unseres finanzpolitischen Konzepts ist 
eine unabhängige Zentralbank, die der Geldwertstabilität ver-
pflichtet ist. Das sehen die europäischen Verträge übrigens 
auch eindeutig vor. Aus unserer Sicht, aus Sicht der FDP/DVP, 
gilt es jedoch mit Blick auf Baden-Württemberg sicherzustel-
len, dass die Förderbanken und Bausparkassen in Baden-
Württemberg nicht den gleichen EU-Vorgaben unterliegen, 
die für andere Geschäftsbanken und Hedgefonds gelten. 

(Beifall bei der FDP/DVP – Abg. Dr. Friedrich Bul-
linger FDP/DVP: Sehr richtig!)

Ich möchte noch kurz etwas zum Thema „EU-Konferenzen 
und EU-Gremien“ anmerken. Herr Minister Friedrich hat aus 
unserer Sicht völlig zu Recht darauf hingewiesen, dass die 
verfassungsrechtliche und politische Legitimationsgrundlage 
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von Gremien und supranationalen Konferenzen stets zu über-
prüfen sei. Bei den vielen hierzu im Ausschuss für Europa und 
Internationales und im Plenum eingebrachten Anträgen und 
Regierungsantworten kann man sich des Eindrucks eines eu-
ropäischen Gremiendschungels oftmals nicht erwehren. Auch 
hier gilt der alte Grundsatz „Weniger ist oftmals mehr“. 

(Beifall bei der FDP/DVP)

Außerdem möchte ich noch kurz auf die duale Ausbildung 
eingehen, die sehr wichtig ist. Es freut mich außerordentlich, 
dass eine entsprechende Rahmenvereinbarung zur grenzüber-
schreitenden beruflichen Bildung mit dem Elsass geschlossen 
wurde und hier zusammengearbeitet wird. 

Nichtsdestotrotz sollten wir – Herr Hofelich hat es bereits ge-
sagt – dafür Sorge tragen, dass der Meistertitel im Handwerk 
nach wie vor Pflicht sein muss und eine duale Ausbildung nur 
in einem Meisterbetrieb durchgeführt werden kann. Das gilt 
für das Inland, aber auch für das Ausland. So kann gewähr-
leistet werden, dass wir gut ausgebildete jugendliche Fachar-
beiter bekommen. Dadurch kann auch gewährleistet werden, 
dass die duale Ausbildung erfolgreich ist. Hierzu bedarf es des 
Engagements der Firmen, der Institute, der Handwerkskam-
mern und natürlich auch der Auszubildenden. 

In diesem Sinn wird es im nächsten Jahr spannend sein, die 
Europawahl zu bestreiten. Ich denke, für uns in Baden-Würt-
temberg ist wichtig, dass wir mit Blick auf die angesproche-
nen Themen den europäischen Gedanken noch stärker in der 
Bevölkerung verankern. Uns muss weniger wichtig sein, dass 
wir untereinander über europapolitische Themen reden, als 
dass wir mit der Bevölkerung darüber sprechen. 

Ich bin guter Dinge. Ich bin zuversichtlich, dass bei der Eu-
ropawahl 2014 europakritische Parteien außen vor gelassen 
werden. 

Vielen Dank.

(Beifall bei der FDP/DVP)

Stellv. Präsident Wolfgang Drexler: Für die Landesregie-
rung erteile ich Herrn Minister Friedrich das Wort. 

Minister für Bundesrat, Europa und internationale Ange-
legenheiten Peter Friedrich: Herr Präsident, meine sehr ge-
ehrten Damen und Herren Abgeordneten! Herr Grimm, da Sie 
einiges zum Thema Eurobonds etc. gesagt haben, kann ich mir 
einen Hinweis nicht verkneifen: Die größte Vergemeinschaf-
tung von Schulden in Europa hat die noch amtierende Bun-
desregierung vorgenommen. 

(Heiterkeit des Abg. Josef Frey GRÜNE)

Durch Regelungen betreffend EFSF, ESM und EZB – hierzu 
stehen noch Urteile aus – muss Deutschland schon längst

(Abg. Dr. Friedrich Bullinger und Abg. Dr. Hans-Ul-
rich Rülke FDP/DVP: Wer hat da zugestimmt, und 

wer war dagegen?)

– ich sage gleich noch etwas dazu; warten Sie nur ab – für 
dreistellige Milliardenbeträge haften. Die Bundeskanzlerin 
hat im Europäischen Rat zugestimmt, dass in Zukunft eine Di-
rektkapitalisierung von Banken über den ESM erfolgen soll. 

(Zuruf des Abg. Dr. Friedrich Bullinger FDP/DVP)

Wir ringen gerade in den Koalitionsverhandlungen auf Bun-
desebene darum, wie wir da wieder herauskommen, sodass 
der deutsche Steuerzahler nicht direkt dafür haften muss, 
wenn die Bankenabwicklung auf europäischer Ebene nicht so 
funktioniert, wie es die Bankenabwicklungsregime, die wir 
errichten wollen, vorsehen. Anderenfalls schlägt es sozusagen 
wieder direkt bei uns auf. 

Es stimmt, die SPD-Bundestagsfraktion hat entsprechenden 
Regelungen zugestimmt. 

(Abg. Dr. Friedrich Bullinger FDP/DVP: Richtig! 
Richtig!)

Sie können gern das Verantwortungsbewusstsein, das an die-
ser Stelle gezeigt wurde, kritisieren. 

Wenn über das Thema „Wo, wann und wie Schulden verge-
meinschaftet werden“ geredet wird, will ich nur anführen: 
Schulden wurden bereits vergemeinschaftet, und wir haften 
bereits für Beträge in dreistelliger Milliardenhöhe. Das gehört 
zur Wahrheit dazu. 

(Beifall bei Abgeordneten der Grünen und der SPD)

Ich möchte noch eine weitere Anmerkung machen: Die De-
batte darüber, wofür Europa zuständig ist, lässt sich immer 
wieder neu aufmachen. Ich finde es interessant, an welchen 
Punkten sich die Debatte immer entzündet. Ich finde es schon 
spannend, dass immer dann, wenn es um die Finanzmarktre-
gulierung geht, wenn es um die Einhegung ungezügelter Spe-
kulationen geht, wenn es um Bankenregulierung geht, das Ar-
gument angeführt wird: „Dafür sollte Europa aber nicht un-
bedingt zuständig sein; das machen wir lieber auf nationaler 
Ebene.“ An anderer Stelle ist man aber sehr wohl dafür, dass 
Europa entsprechende Regelungen vornimmt.

(Zuruf des Abg. Dr. Friedrich Bullinger FDP/DVP)

Ich erinnere mich noch dunkel daran, dass Herr Stoiber als 
Ministerpräsident einmal kritisiert hat, dass Europa sogar die 
Traktorsitze normiere und man nur noch mit einem „normier-
ten Hintern“ auf dem Traktor sitzen dürfe. 

(Abg. Friedlinde Gurr-Hirsch CDU: Es waren also 
breite Sitze?)

Diese Regelung hatte die Bayerische Staatsregierung damals 
selbst vorgeschlagen, um bayerischen Traktorenherstellern 
Zugang zu Märkten in Europa zu schaffen. Insofern muss man 
immer achtgeben, dass man sich nicht selbst dabei ertappt, 
Regulierungen zu fordern und zugleich Überregulierungen in 
Europa zu kritisieren. Das gehört in der Europapolitik auch 
zur Wahrheit dazu.

(Beifall bei Abgeordneten der Grünen und der SPD 
– Zuruf des Abg. Andreas Glück FDP/DVP)

Wir müssen natürlich über eine sehr ernste Frage diskutieren, 
nämlich über die Frage: Wofür ist Europa zuständig und wo-
für nicht? Wir wissen: Wir brauchen Europa, um in einigen 
Feldern Ordnung zu schaffen; wir brauchen gemeinsame Re-
gelungen. Das gilt selbstverständlich auch in Bezug auf die 
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Frage: Wie sieht es mit den Staatshaushalten aus? Deswegen 
haben wir den Fiskalpakt. Das gilt auch in Bezug auf die Har-
monisierung von Steuern und des Steuervollzugs. 

Es geht leicht von den Lippen: Keine Leistung ohne Gegen-
leistung. Das ist richtig. Aber ich würde mir gern als Gegen-
leistung wünschen, dass jeder Bürger Europas auch in Euro-
pa steuerpflichtig ist und seine Steuern tatsächlich zahlt. Da-
durch könnten wir es schaffen, dass alle EU-Mitgliedsstaaten 
die notwendigen Einnahmen generieren, die sie brauchen, um 
ihren Aufgaben gerecht zu werden. 

(Beifall bei Abgeordneten der Grünen und der SPD)

Natürlich werden die Menschen in Bezug auf Europa skep-
tisch, wenn sie auf der einen Seite erleben, dass es im Bereich 
der Finanzmarktregulierung und bei einem gemeinsamen Pro-
blem wie der Flüchtlingsproblematik nicht gelingt, in Europa 
Lösungen zu finden, die Menschen aber auf der anderen Sei-
te das Gefühl haben, dass durch Europa ihre Wasserversor-
gung privatisiert wird oder Regelungen getroffen werden, die 
in ihren Alltag eingreifen und bei denen sie glauben, dass sie 
Brüssel dafür eigentlich nicht brauchten. 

Das ist ein ewig währender Kampf über die Frage, welche ord-
nungspolitischen Lehren Europa letzten Endes daraus zieht. 
Ich glaube aber, wir müssen – auch hinsichtlich der Europa-
wahl – sehr ernsthaft darüber streiten, wie wir die EU und ih-
re Strukturen stärker demokratisieren können, um dadurch 
auch die Legitimität der EU zu stärken. 

Ich halte es nach wie vor für eines der größten Probleme, dass 
die gewählten EU-Parlamentarier, die gewählten Vertreter des 
Volkes in Europa, in vielen Bereichen überhaupt nicht betei-
ligt bzw. nicht dafür zuständig sind, insbesondere wenn es um 
Finanzmarktfragen geht. Deswegen müssen wir die Frage der 
Übertragung von Verantwortung auf Europa immer mit Blick 
darauf diskutieren, wie wir es hinbekommen, dass dort genau-
so demokratisch entschieden wird, wie wir es auch auf natio-
naler Ebene erwarten. 

Deswegen sind wir auch, mit Ihrer aller Unterstützung, so 
hartnäckig beim EUZBLG. Wir erwarten von der Bundesre-
gierung, dass die demokratische Legitimation auch mit Blick 
auf die unteren politischen Ebenen gewährleistet ist und wir 
entsprechend im Landtag über die Themen diskutieren bzw. 
über den Bundesrat Einfluss nehmen können. Wir sind auch 
hartnäckig, was die Beteiligung der Länder an Räten und Sit-
zungen auf europäischer Ebene anbelangt. 

In den Zeitraum der Berichterstattung über aktuelle europa-
politische Themen fiel auch die Mandatierung des Freihan-
delsabkommens der EU mit den USA. Ich bin sehr froh, dass 
es gelungen ist, dass sich das Mandat nicht auf den Kulturbe-
reich erstreckt; denn Kultur ist für uns kein reines Handelsgut, 
sondern auch ein staatspolitischer Auftrag, den in Deutsch-
land die Länder ausüben. Ich bin froh, dass es gemeinsam mit 
Frankreich gelungen ist, hierzu eine entsprechende Regelung 
zu treffen. 

Ich möchte noch zwei weitere Aspekte ansprechen. Der eine 
bezieht sich auf die schon mehrfach in dieser Debatte ange-
sprochene berufliche Bildung. Ich bin sehr froh über die gro-
ße Euphorie, die Begeisterung, die dem in Deutschland, Ös-

terreich und der Schweiz bestehenden Modell der dualen Aus-
bildung momentan in Europa entgegengebracht wird. Ich 
freue mich daher umso mehr, dass es uns gelungen ist, mit 
dem Elsass eine Rahmenvereinbarung zu schließen, die eine 
grenzübergreifende, zweisprachige Ausbildung in Theorie und 
Praxis am Oberrhein erlaubt. Wir können doch nicht ernsthaft 
zulassen, dass auf der badischen Seite des Rheins Lehrstellen 
unbesetzt bleiben, während zugleich im Elsass, in Straßburg 
ein Drittel der Jugendlichen arbeitslos sind. 

Ich bin froh darüber, dass wir dort ein Projekt auf den Weg 
gebracht haben, welches die Zusammenarbeit erlaubt, und 
auch darüber, dass das Elsass die Finanzierung der Sprach-
kurse auf den Weg gebracht hat; das ist auch eine große Leis-
tung unserer elsässischen Partner. Damit können wir jetzt die 
duale Ausbildung auf beiden Seiten des Rheins gemeinsam 
voranbringen. Jetzt müssen wir die Mentalität und das Be-
wusstsein für die Chancen der dualen Ausbildung stärken. 
Deswegen hoffe ich mit Blick auf die zukünftigen Program-
me am Oberrhein, etwa INTERREG, dass wir dabei auch das 
Thema „Duale Ausbildung“ in seiner ganzen Breite im Elsass 
verankern können. 

(Beifall bei Abgeordneten der Grünen und der SPD 
– Glocke des Präsidenten)

Stellv. Präsident Wolfgang Drexler: Herr Minister, gestat-
ten Sie eine Zwischenfrage des Herrn Abg. Dr. Bullinger? 

Minister für Bundesrat, Europa und internationale Ange-
legenheiten Peter Friedrich: Gern. 

Stellv. Präsident Wolfgang Drexler: Bitte, Herr Abg. Dr. 
Bullinger.

Abg. Dr. Friedrich Bullinger FDP/DVP: Herr Minister, an-
lässlich der Eröffnung der Baden Messe in Freiburg hat der 
Handwerkskammerpräsident das Problem angesprochen, dass 
vor allem die jungen Franzosen leider immer weniger Deutsch 
können. Was wollen Sie da konkret tun? Denn die mangeln-
de Sprachkompetenz ist meines Erachtens der Hemmschuh 
überhaupt, wenn es darum geht, mehr junge Menschen aus 
Nachbarländern bei uns auszubilden. Was wollen Sie da ganz 
konkret tun? An welche Aktion denken Sie?

Minister für Bundesrat, Europa und internationale Ange-
legenheiten Peter Friedrich: Paul Baier hat natürlich recht, 
wenn er anmerkt, dass die mangelnde Sprachkompetenz ei-
nes der größten Hemmnisse ist. Wir wissen aber aufgrund ei-
ner Studie, die wir gemeinsam mit dem Deutsch-Französi-
schen Institut und dem Euro-Institut in Auftrag gegeben ha-
ben, bereits heute um die Hindernisse; wir wissen, was die 
grenzübergreifende Mobilität junger Menschen auf dem Aus-
bildungsmarkt fördert oder aber hindert. 

Zum Teil ist das wirklich die Sprache. Spracherwerb setzt je-
doch auch eine Motivation voraus. Deswegen begrüße ich es, 
dass das Elsass Geld in die Hand nimmt, beispielsweise auch, 
um Fachsprachkurse mitzufinanzieren. Das ist ein Element. 

Wir sehen, dass beispielsweise im Elsass zwar bis zu 20 % 
der jungen Menschen an den Schulen Deutsch lernen, die Fra-
ge jedoch ist, wie die erworbenen Kompetenzen dann einge-
setzt werden und wie es dann in puncto Ausbildung weiter-
geht. Bislang ist das Bewusstsein dafür, dass sich die duale 
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Ausbildung in Deutschland ganz grundlegend von den fran-
zösischen Ausbildungsstrukturen im beruflichen Bereich un-
terscheidet, nur gering ausgeprägt. 

Sicherlich ist die Sprache ein Hindernis, zumal es im Elsass 
viele französische junge Menschen gibt, die nicht inmitten des 
dort gesprochenen Dialekts aufgewachsen sind, sondern de-
ren Familien aus anderen Teilen Frankreichs ins Elsass zuge-
wandert sind. Mangelnde Sprachkenntnis ist also ein großes 
Hindernis, aber sie ist bei Weitem nicht das einzige. Wir ha-
ben jetzt die Möglichkeit, Fachsprachkurse mitzufinanzieren, 
und ich glaube, das ist gut so. 

Ich will aber noch anmerken, dass wir beim Thema „Berufli-
che Bildung“ darauf achten müssen, dass nicht durch die Hin-
tertür, vielleicht unter Wettbewerbserwägungen, Europa wie-
derum Regulierungsmechanismen bzw. Deregulierungen schafft, 
die sich erschwerend auf das Modell der dualen Ausbildung 
auswirken. Aufgrund der jüngsten Berichte, wie sie auch von 
Barnier vorgelegt wurden, ist das zu befürchten. 

Ich fürchte aber jetzt auch schon ein bisschen einen mögli-
chen Rückschlag. Wenn die Euphorie jetzt so groß ist und al-
le sagen: „Jetzt machen wir die duale Ausbildung, so, wie wir 
sie in Deutschland, in Baden-Württemberg erleben“, dann 
könnte dies zu der Vorstellung führen, man könnte so etwas 
über Nacht etablieren. Dies ist jedoch eine grundfalsche Vor-
stellung. Es bedarf vielmehr eines langen gemeinsamen We-
ges der Sozialpartner mit dem Staat in seiner Verantwortung 
für die Schulen, um eine solche duale Ausbildung tatsächlich 
zu etablieren. 

Wir machen dies gemeinsam mit dem Elsass; wir machen es 
im Rahmen der Donauraumstrategie; wir haben mit unseren 
Partnern in Rhône-Alpes sowie bei den „Vier Motoren“ die-
ses Thema mit aufgenommen. Dabei geht es eben nicht dar-
um, mit möglichst viel europäischem Geld im Rahmen der Ju-
gendgarantien schnelle Effekte zu erzielen; vielmehr müssen 
solche Strukturen nachhaltig aufgebaut werden und brauchen 
auch einen entsprechenden Mentalitätswechsel in den Köp-
fen. 

Der letzte Punkt, den ich noch ansprechen möchte, ist das The-
ma Bankenregulierung. Das ist ein sehr aktuelles, ein akutes 
Thema. Wir haben uns vonseiten Baden-Württembergs im 
Bundesrat erfolgreich für eine Stellungnahme mit dem Ziel 
eingesetzt, dass eine Doppelbelastung der deutschen und da-
mit auch der baden-württembergischen dreigliedrigen Ban-
kenlandschaft ausgeschlossen ist. Im Trilog-Verfahren in Brüs-
sel ist immer noch darum zu ringen, damit wir im Wege der 
Errichtung von Abwicklungsmechanismen in Europa eben 
nicht faktisch zu einer Doppelbelastung kommen. Denn bei 
uns gibt es bereits abgesicherte Risiken, und wir wollen eine 

solche Absicherung nicht auf europäischer Ebene vergemein-
schaften. Vielmehr sagen wir: Wir brauchen nationale Ab-
wicklungsmechanismen, und für die Mechanismen, die sys-
temrelevant sind, brauchen wir eine europäische Lösung. Es 
soll jedoch keine Dopplung der Abwicklungsmechanismen 
geben; dies wäre nicht zuletzt eine Verzerrung des Marktes. 
Insofern sind wir bei diesem Thema, glaube ich, fraktions-
übergreifend einer Meinung. 

Aber – das ist wichtig – wir wollen auch für den Bereich von 
Schattenbanken und von sonstigen Finanzprodukten eine ent-
sprechende Eigenkapitalunterlegung, damit auch hier keine 
Wettbewerbsverzerrung auftritt. Dafür setzen wir uns im Bun-
desrat, wie ich meine, ganz erfolgreich ein; zumindest haben 
wir eine breite Unterstützung des entsprechenden Vorschlags 
aus Baden-Württemberg bekommen. Wir hoffen auch, dass es 
im Trilog-Verfahren weitergeht. 

Vielleicht darf ich noch einen Wunsch äußern: Ich wünsche 
mir, dass wir im nächsten Bericht über europapolitische The-
men tatsächlich den Beschluss über den mehrjährigen Finanz-
rahmen verkünden können, damit auf EU-Ebene die Entwick-
lung der europäischen Fonds und der Förderprogramme vor-
angehen kann. Wir warten darauf, dass es vorangeht. Aber da-
zu bedarf es jetzt noch der entsprechenden Beratungen in 
Brüssel und Straßburg, damit wir den Aufwuchs, den wir im 
Rahmen der europäischen Programme zu erwarten haben, in 
Baden-Württemberg tatsächlich auch in Leistungen und in gu-
te Projekte der grenzübergreifenden europäischen Zusammen-
arbeit umsetzen können. 

Herzlichen Dank für die Aufmerksamkeit. 

(Beifall bei den Grünen und der SPD sowie Abgeord-
neten der CDU und der FDP/DVP)

Stellv. Präsident Wolfgang Drexler: Mir liegen keine wei-
teren Wortmeldungen vor. 

Wir kommen daher nun zur Abstimmung über die Beschluss-
empfehlung des Ausschusses für Europa und Internationales, 
Drucksache 15/4179. Der Ausschuss empfiehlt Ihnen, von der 
Mitteilung der Landesregierung, Drucksache 15/4133, Kennt-
nis zu nehmen. – Sie stimmen dem zu. 

Damit ist Punkt 10 der Tagesordnung erledigt. 

Liebe Kolleginnen und Kollegen, wir sind am Ende der Ta-
gesordnung angelangt. 

Die nächste Sitzung findet morgen, 7. November 2013, um 
9:30 Uhr statt. 

Ich danke Ihnen und schließe die Sitzung. 

Schluss: 17:20 Uhr
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